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EINLEITUNG

Die Bildungsreform hat die hohe Priorität, die ihr in den 
60er Jahren in der öffentlichen Diskussion eingeräumt wur­
de, seit längerer Zeit verloren. Werden gesellschaftliche 
Probleme gegenwärtig überhaupt noch in Hinblick auf struk­
turelle Reformen diskutiert, dann sind dies zum einen Maß­
nahmen zur Behebung der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit, 
zum anderen Möglichkeiten zur Förderung des wirtschaftli­
chen Wachstums, dessen Qualität zudem umstritten ist.

Bildungspolitische Maßnahmen stoßen fast nur noch auf das 
"öffentliche" Interesse, wenn sie als Bestandteile einer 
erfolgversprechenden Arbeitsmarktpolitik gelten können, 
das heißt, den Arbeitsmarkt wie auch immer "entlasten".
Dies erklärt, warum einzelne Bestandteile der ursprüng­
lich angestrebten Bildungsreform - wie das zehnte Schuljahr 
oder der Bildungsurlaub - überhaupt überlebt haben. Die 
weiterbestehenden Strukturprobleme des dreigliedrigen 
Schulwesens, des Hochschulbereichs und der beruflichen 
Bildung jedoch werden vernachlässigt zugunsten einer bloß 
quantitativen Bewältigung der Absolventenströme. Analog 
zu dem grundsätzlichen Wandel in den öffentlich geäußerten 
Interessen hat eine wesentliche Veränderung im Diskussions­
stand der mit Erziehung und Ausbildung befaßten Wissen­
schaften stattgefunden.

Die vornehmlich bildungsökonomisch geführte Begründung 
für den Ausbau des Bildungswe.sens, die sich vor allem 
auf die höheren Bildungsgänge konzentrierte, war ebenso 
gradlinig wie ungesichert. Weiteres wirtschaftliches 
Wachstum und die Sicherung internationaler Konkurrenz­
fähigkeit der (west)deutschen Wirtschaft erforderten, so 
wurde immer wieder behauptet, einen höheren Anteil von 
hochqualifizierten Arbeitskräften. Der forcierte Ausbau 
der Hoch- und Fachhochschulen schien damit leicht begründet. 
Auch da, wo die bildungsökonomische Beweisführung noch
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wenig fundiert schien, wurde auf den Erfolg weiterer 
Forschungstätigkeit gebaut.
Die gegenwärtige bildungswissenschaftliche Diskussion 
bietethingegen '.ein wesentlich widersprüchlicheres und 
undurchsichtigeres Bild als die in den 60er Jahren ge­
führten Debatten. Weder gibt es eine so eindeutige Forde­
rung, wie die nach dem Ausbau weiterführender und höherer 
Bildungsgänge, noch erfolgt der wissenschaftliche Zugriff 
auf anstehende Probleme in einem so deutlich umrissenen Rah­
men, wie ihn die Kontroverse um den manpower requirement

1und den social demand approach darstellte.

Der von Liberalen und Marxisten geteilte Konsens über die 
Entwicklung des gesellschaftlichen Qualifikationsbedarfs 
ist geschwunden; der isolierte Ausbau weiterführender und 
höherer Bildungsgänge wirft mehr Probleme auf, als er zu 
lösen versprach.
Beides führte zu Versuchen, differenziertere bildungs­
strategische Ansätze zu formulieren, um die Orientierungs­
losigkeit staatlicher Bildungsplanung abzumildern. Diese 
bildungsstrategischen Ansätze stoßen in der fachwissen­
schaftlichen wie in der öffentlichen Diskussion auf relativ 
geringe Resonanz; wohl sind Reaktionen auf einzelne Beiträge zu 
vermerken; zwischen den verschiedenen Positionen findet 
jedoch kaum mehr als ein Schlagabtausch statt. Versuche, 
innere Zusammenhänge zwischen bestimmten Ansätzen herzu­
stellen oder eine mögliche Komplementarität herauszuarbei­
ten, fehlen fast vollständig. Eine produktive Diskussion 
über die jeweilige Problemlösungskapazität einzelner An­
sätze hat bisher nicht stattgefunden. Daraus folgt, daß 
über die Voraussetzungen, von denen jede bildungsplane­
rische Neuorientierung gegenwärtig in der Bundesrepublik 
auszugehen hat, geringe Übereinstimmung erzielt worden ist.

1 vgl. W. Hopf: Zum Verhältnis von Ökonomie und Ausbildung in Ana­
lysen des Arbeitskräftebedarfs - Berliner Dissertation 1976 (FU 
Berlin, FB 11 - Philosophie und Sozialwissenschaften)

/



3

In dieser Arbeit soll daher der Versuch unternommen 
Vierden, eine kritische Bestandsaufnahme der augenblick­
lich geführten (an den Strukturproblemen des Bildungs­
wesens orientierten) bildungswissenschaftlichen und 
bildungsstrategischen Diskussionen zu leisten. Dabei 
geht es nicht vornehmlich um die zusammenfassende oder 
erschöpfende Darstellung möglichst vieler Positionen.
Vielmehr soll der den meisten bildungsstrategischen An­
sätzen gemeinsame Bezugsrahmen herausgearbeitet werden. 
Ausnahmslos enthalten nämlich alle vorgebrachten bil­
dungsplanerischen Konzepte implizit oder explizit Annah­
men über die Struktur und die Entwicklung von zwei ge­
sellschaftlichen Bereichen.
Es sind dies zum einen der Bereich gesellschaftlicher 
Arbeit, zum anderen die staatlichen oder privaten Bildungs­
institutionen .
In einem ersten Abschnitt der Arbeit soll daher der Frage 
nachgegangen werden, ob und welche begründeten Aussagen 
über die langfristigen Entwicklungstendenzen von Arbeit 
in kapitalistischen Industriegesellschaften zu machen 
sind.
Die industriesoziologischen und ökonomischen Debatten 
darüber sind nahezu uferlos und zu einem nicht geringen 
Teil in erstaunlichem Maße spekulativ. Wird der Proble­
matik hier dennoch nachgegangen, dann in enger Eingrenzung 
auf die Fragestellung der Arbeit und mit dem Interesse, 
herauszuarbeiten, in welcher Weise und mit welchen Ein­
schränkungen industriesoziologische und wirtschaftswissen­
schaftliche Forschungsergebnisse in bildungsplanerische 
Überlegungen überhaupt einzubeziehen sind.
In einem zweiten Schritt der Untersuchung soll auf das 
Verhältnis von Bildungsinstitutionen und Gesellschaft 
eingegangen werden.
In der bildungswissenschaftlichen Diskussion kristallisieren 
sich zwei Tendenzen heraus: Entweder wird angenommen, daß
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die Struktur des Bildungswesens beliebig veränderbar ist, 
d.h. weitgehend für gesellschaftspolitisch und ökonomisch 
motivierte Eingriffe zur Disposition steht; oder aber es 
wird in einer Art Strukturfatalismus unterstellt, daß im 
Bildungswesen nichts veränderbar sei, solange nicht die 
gesamte Gesellschaft umgewälzt worden ist.
Den Strukturzusammenhang von Bildungsinstitutionen und 
Gesellschaft näher zu untersuchen, erscheint also beson­
ders geboten, sollen Möglichkeiten und Grenzen bildungs­
planerischer und bildungsreformerischer Maßnahmen einge­
schätzt werden können.
Diese beiden Untersuchungsschritte sind erforderlich, um 
im dritten Abschnitt zu einer begründeten Einschätzung 
bildungsstrategischer Vorschläge zu gelangen. Wenn auch 
im Vordergrund analytischen Bemühens die Untersuchung 
der Gegenstandsadäquanz verschiedener Ansätze steht, 
so folgt doch aus diesem Erkenntnisinteresse weder das 
Vorhaben, einen Ansatz zum Königsweg zu erklären, noch 
die Absicht, allesamt als "defizitär" zurückzuweisen.

Das Hauptinteresse der Arbeit besteht vielmehr darin, 
positive Ansatzpunkte herauszuarbeiten für die sozial­
wissenschaftliche Begründung gesellschaftlicher Bildungs­
planung.
Vorab noch einige Anmerkungen zum Gebrauch sozialwissen­
schaftlicher Begriffe in dieser Arbeit:
Die Diskussionen in der Bildungs- und Arbeitskräftefor­
schung geben bestimmte Kategorien vor, die angesichts der 
mit ihnen implizierten methodischen und theoretischen 
Prämissen nicht immer unproblematisch sind. Die verschie 
denen Forschungsbeiträge sind zudem in unterschiedlichen 
Theoriesprachen verfaßt. Es ist nun in dieser Arbeit 
bewußt vermieden worden, die analytische Perspektive an 
den Kontroversen, die sich über die Benutzung differieren 
der Theoriesprachen entzünden, auszurichten. Vielmehr wur 
de versucht, der mit der Entwicklung der westdeutschen
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Soziologie entstehenden sozialwissenschaftlichen Umgangs­
sprache zu folgen, die in ihrem Bestand keineswegs als gesi­
chert gelten, aber doch auch nicht vollends verleugnet 
werden kann.^

Dieses Vorgehen vermeidet die verbreitete Unsitte, vermit­
tels einer gewissen kategorialen Unduldsamkeit konkurrie­
renden Ansätzen jegliche Problemlösungskapazität bzw. Ge­
genstandsangemessenheit zu bestreiten und befähigt dazu, 
sich auf alternative Positionen einzulassen statt an ihnen 
vorbeizureden.1 2

Gerade die Gegenstandsadäquanz theoretischer Ansätze er­
weist sich erst im (Nach)Vollzug der Analyse und nicht 
in terminologischen Gefechten; im Vollzug sozialwissen­
schaftlicher Analyse ergeben sich zudem noch am ehesten 
Rückschlüsse auf eine mögliche Diskrepanz von Gegenstand 
und Begriff; das Vorgehen bleibt damit ein kritisches 
Verfahren, wie es gleichzeitig philologisches Beckmessern 
und ängstliche Gralshüterei vermeiden hilft.
Werden in der Arbeit also Kategorien und Deutungsmuster 
aufgegriffen, in denen die behandelte Thematik gegenwär­
tig in den Sozialwissenschaften diskutiert wird, so bedeu­
tet dies nicht, daß nicht auch andere Möglichkeiten des 
wissenschaftlichen Zugangs denkbar wären. Für eine Arbeit, 
in deren Titel die Kategorie Bildung an herausragender

1 Bei diesem Verfahren ist gewiß besondere Vorsicht geboten. 
Sprachliche Konventionen sind Ausdruck herrschender Meinungen 
und enthalten damit gleichzeitig Denk- und Theorieverbote; von 
einem solchen Verbot sind gegenwärtig marxistische Positionen in 
der Bundesrepublik bedroht.

2 Zur "polemischen Methode der wissenschaftlichen Vernunft" vgl.
P. Bourdieu/J.C. Passeron: Die Illusion der Chancengleichheit 
- Untersuchungen zur Soziologie des Bildungswesens am Beispiel 
Frankreichs, Stuttgart 1971, S. 13 ff.
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Stelle firmiert, drängt sich das kritische Anknüpfen an 
die Tradition des deutschen Idealismus geradezu auf. H.J. 
Heydorn z.B. hat in seinen Studien den emanzipatorischen 
Gehalt dieser Tradition gegen bildungswissenschaftlichen
Positivismus und arbeitswissenschaftlichen Reduktionis-

■\mus in eindrucksvoller Weise geltend gemacht. Ein kriti­
scher Rückbezug der gegenwärtigen Diskussion in der west­
deutschen Bildungs- und Arbeitskräfteforschung auf bestimm­
te Denkfiguren des deutschen Idealismus hätte jedoch Ar­
beitskapazität und Kompetenz des Verfassers entschieden 
überfordert. 1

1 H.J. Heydorn: Über den Widerspruch von Bildung und Herrschaft, 
Frankfurt a.M. 1970
ders.: Zu einer Neufassung des Bildungsbegriffs, Frankfurt a.M. 1972
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I. Zur sozialwissenschaftlichen D iskussion Uber die
GESELLSCHAFTLICHE 3UALIFIKATIONSENTWICKLUNG IN DER 
BUNDESREPUBLIK

1. DAS FUNKTIONALE KONZEPT: PRIMÄRE, SEKUNDÄRE UND TERTIÄRE 
ARBEIT

Die Unterscheidung zwischen primärer, sekundärer und ter­
tiärer Arbeit bietet sich als Einstieg in die sozialwissen­
schaftliche Diskussion über die langfristigen Entwicklungs­
tendenzen von Arbeit in kapitalistischen Industriegesell­
schaften an, da dieses funktionale Konzept von Arbeit häu-

1fig zur Grundlage von globalen Prognosen genommen wurde.

Die Differenzierung von "primärer" und "sekundärer" Arbeit
haben u.a. Lutz/Krings in ihren "Überlegungen zur sozioöko-

2nomischen Rolle akademischer Qualifikation" begründet.

1 Vgl. die im Folgenden angeführte Literatur. '
2 B. Lutz, I. Krings: Überlegungen zur sozioökonomischen Rolle akade­

mischer Qualifikation. Hannover 1971. Der BegriffQualifikation 
ist sehr vieldeutig, in der Literatur erfolgt ein äußerst unter­
schiedlicher Gebrauch. Der Versuch,zu einer Klärung zu gelangen, 
hat Anlaß zu zahllosen Vorschlägen gegeben, die alle auf die Unter­
scheidung mehrerer "Dimensionen" oder "Aspekte" von Qualifikation 
hinauslaufen. Mickler/Mohr/Kadritzke haben in einer industriesozio­
logischen Untersuchung ein sehr differenziertes, aber auch in ge­
wisser Weise eingeengtes Konzept vorgeschlagen. Die Autoren 
knüpfen an "neuere Ansätze der psychologischen Handlungstheorie" 
an, "wie sie in einigen psychologischen Schulen der USA, der Sow­
jetunion, Polens und der DDR bekannt geworden sind und in der BRD 
vor allem über die Arbeiten von Hacker rezipiert wurden" (O. Mick- 
ler, W. Mohr, U. Kadritzke: Produktion und Qualifikation, Bericht... 
im Auftrag des BBF Berlin. Göttingen 1977. Bd.2, S.17-18). In Analogie 
zur dualen Bestimmung von Qualifikation durch Dahrendorf ("funktional" 
versus "extrafunktional"), Kern/Schumann ("prozeßgebunden" - "pro­
zeßungebunden") und Offe ("stofflich" - "gesellschaftlich") unter­
scheiden die Autoren gegenstandsbezogen-technische und sozial­
kommunikative Qualifikationen, die sie in vier Verhaltensdimensio­
nen aufschlüsseln: sensumotorisches Verhalten, perzeptiv-routinisier- 
tes Verhalten, Denken, Arbeitsmotivation. In der Dimension der Denk­
anforderungen wird empirisch-adaptives, systematisch-optimierendes
und strategisch-innovierendes Denken unterschieden (ebenda, S. 23 ff.). 
Deutlich wird bei diesem Versuch, ein operables Qualifikationskon­
zept zu erarbeiten, das industriesoziologische Interesse der Auto­
ren. Die der Darlegung des Qualifikationskonzepts folgende Analyse

Fortsetzung folgende Seite
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Dieser Beitrag wird aus einem zweifachen Grunde herangezo­
gen. Die Untersuchung der besonderen ökonomisch-gesell­
schaftlichen Rolle akademischer Qualifikationen nehmen 
Lutz/Krings zum Anlaß, um die "generellere Frage" zu stel­
len "nach der Streubreite menschlichen Arbeitshandelns
und den ökonomischen, organisatorischen und technischen

1Faktoren ... von denen sie abhängt." Zudem erfolgt die 
Frage in einer dieser Arbeit vergleichbaren Perspektive
"ökonomisch bezogener Bildungsforschung" wie "berufsbezo-

2gener Bildungsreform".

Im Vordergrund der Bemühungen von Lutz/Krings steht zu­
nächst der Versuch, ein operables Konzept menschlicher Ar­
beit "in ihrer Doppelfunktion als Faktor von Produktion 
und Produkt von Bildung"3 zu skizzieren. Zum Kernstück des

1 B. Lutz, i. Krings, a.a.O., S. 6
2 ebenda, S. 2
3 ebenda, S. 3
Fortsetzung Fn. 2 S. 7:

ist - bei einer industriesoziologischen Studie auch nicht verwunder­
lich - zentriert um den differentiellen Einsatz und die Verausgabung 
von Arbeitskraft. - In Absetzung von der einengenden Explikation 
von Qualifikation über Arbeitsvermögen hat E. Becker den Vorschlag 
gemacht, Qualifikation generell als Dispositionsprädikat zu fassen, 
und den eingrenzenden Terminus "Arbeitsvollzüge" zu ersetzen durch 
den allgemeineren Begriff "Situationen" (E. Becker: Materialistische 
Bildungsökonomie und empirische Qualifikationsforschung. In: Zur 
Wissenschaftslogik einer kritischen Soziologie. Hrsg. J. Ritsert. 
Frankfurt a.M. 1976. S. 302-303). Diese weitere Fassung von Qualifi­
kation klingt auch in der Bestimmung von drei "Bildungsebenen" durch 
A. Mitscherlich an. In "Auf dem Weg zur vaterlosen Gesellschaft" 
(Frankfurt a.M. 1973, S. 26 ff.) unterscheidet Mitscherlich Sachbil- 
dung, Affektbildung und Sozialbildung. Analog zu dieser Differenzie­
rung hat sich in der sozialwissenschaftlichen Literatur die Unter­
scheidung von kognitiven, affektiv-motivationalen und sozial-koope­
rativen Qualifikationen herausgebildet (vgl. z.B. F. Achtenhagen,
H.L. Meyer: Curriculum-Revision. Möglichkeiten und Grenzen, München 
1971) Damit scheinen elementare Dimensionen im menschlichen Soziali- 
sierungs- und Bildungsprozeß angesprochen zu sein.
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Konzepts wird der Begriff des Arbeitshandelns "als eines 
konkreten individuellen Vollzugs, der einerseits bestimm­
te Befähigungen erfordert (die in mehr oder minder großem 
Umfang Bildungsprozesse voraussetzen), andererseits als
Elementareinheit der ökonomischen Verwertung von Arbeits-

1kraft betrachtet werden darf."

Über die in Begriffen der Systemtheorie skizzierte Analyse 
des Industrialisierungsprozesses von modernen Gesellschaf­
ten gelangen Lutz/Krings zu unterschiedlichen Typen von 
Arbeitshandeln.
Der Prozeß der Industrialisierung ist Lutz/Krings zufolge 
gekennzeichnet 1. durch die Herausbildung gesellschaftli­
cher "Austauschsysteme", die zwischen Produktion und Ver­
brauch vermitteln, 2. durch die Entstehung komplexer "Pro­
duktionssysteme" und 3. durch die Einschaltung technischer

2Mittel in den Produktionsprozeß.

In "komplexen Produktionssystemen" vertieft sich die inner­
betriebliche Arbeitsteilung (Prozeßteilung). Die Ausdiffe­
renzierung konkreter Produktionsprozesse führt zu "Prozeß­
abspaltungen" :
"... im Zuge der Prozeßabspaltung entstehen zunehmend Produktionsprozesse 
eines Typs, den man als 'sekundär' bezeichnen darf, weil die ihm zugehö­
renden Prozesse nicht mehr in einer direkten zeitlichen und sachlichen 
Beziehung zum Ergebnis stehen, wie dies bei 'primären' Produktionspro­
zessen der Fall ist, sondern letzteren vorgeschaltet, nachgeordnet oder 
auch beigeordnet sind."3

Der Unterscheidung zwischen "primären" und "sekundären" 
Produktionsprozessen entsprechen zwei Typen von Arbeits­
handeln. Primäre Produktionsprozesse fallen im wesentlichen 
mit bestimmtem menschlichen Arbeitshandeln zusammen, sekun­
däre Produktionsprozesse erfordern unbestimmtes Arbeitshandeln

1 B. Lutz, I. Krings, a.a.O., S. 3
2 ebenda, S. 17-18
3 ebenda, S. 20
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Die Ausdifferenzierung von bestimmtem und umbestimmtem Ar­
beitshandeln folgt aus dem Auseinanderfallen von Leistungs­
zielen menschlichen Arbeitshandelns und dem Zweck des ge­
samten betrieblichen Produktionsprozesses. Beide sind un­
mittelbar identisch nur in einem Stadium geringer Mecha­
nisierung. Werden technische Mittel zwischen menschliches 
Arbeitshandeln und das konkrete Produktionsergebnis einge­
schaltet, können Leistungsziele und Zweck des Produktions­
prozesses auseinanderfallen und die Bestimmtheitsgrade 
beider verschieden sein:
"Dies gilt vor allem in dem Maße, in dem menschliches Arbeitshandeln 
wegen der Masse und / oder der technischen Qualität der eingesetzten 
Produktionsmittel seine traditionelle Rolle als zentrale Konstituante 
des Produktionsergebnisses verliert und nur mehr 'katalysatorische', 
initiierende, kontrollierende oder steuernde Funktionen übernimmt - 
bis der konkrete Produktionsprozeß (bei voller Automatisierung) gänz­
lich von menschlichem Arbeitshandeln 'bereinigt' ist und dieses nur 
mehr über vor- oder nebengelagerte sekundäre Produktionsprozesse wirk­
sam wird. •
Auf einem hohen Technisierungsniveau muß also das Leistungsziel, das 
menschlichem Arbeitshandeln gesetzt ist, nicht nur grundlegend anders 
sein als der Produktionszweck. Es kann auch - und dies ist ein neues 
Element in der industriellen Entwicklung, das erst in neuester Zeit 
sichtbar wird - einen wesentlich niedrigeren Grad der Bestimmtheit 
aufweisen als der Produktionszweck, liegt doch das Leistungsziel viel­
fach genau darin, die unwägbaren und unvorhersehbaren Faktoren zu neu­
tralisieren, deren Einfluß andernfalls Abweichungen des Produktionser­
gebnisses von den sehr präzisen Anforderungen bewirken würden, denen 
es gerade auf dieser hohen Technisierungsstufe zu entsprechen hat."l

Ebenso wie primäre Produktionsprozesse (und damit verbunden 
bestimmtes Arbeitshandeln) sind allerdings auch sekundäre 
Produktionsprozesse (und damit unbestimmtes Arbeitshandeln) 
Objekt betrieblicher Rationalisierung; bei Prozeßabspaltungen 
"zweiter Generation" kann ein Niveau der Zweckbestimmtheit
erreicht werden, das sekundäre Produktionsprozesse primären 

2vergleichbar macht.
Die skizzierten Entwicklungstendenzen industrieller Pro­
duktionsprozesse haben Lutz/Krings zufolge unterschiedli­
che Auswirkungen auf die Qualifikationsanforderungen an

1 ebenda, S. 22
2 ebenda, S. 21



die Arbeitskräfte:zum einen wird eine Erhöhung des durch­
schnittlichen Bildungsniveaus, der zivilisatorischen Minimal­
qualifikationen, angesichts der "zunehmenden Komplexität der 
Produktions- und Austauschsysteme"^ erforderlich; zum ande­
ren ergibt sich eine stärkere Differenzierung der Qualifi­
kationen. Diese Differenzierung führte in Deutschland unter­
halb der Ebene von hochqualifizierten Arbeitskräften zu der 
Hierarchie ungelernter, angelernter und Fach-Arbeiter.
Sekundäre Produktionsprozesse, d.h. Bereiche unbestimmten
Arbeitshandelns, gewinnen zunehmend an Bedeutung, dennoch
verbleibt die Mehrheit der Arbeitskräfte (in der Industrie)
in Bereichen hochgradig determinierten Arbeitshandelns, die

2in sich noch stark differenziert sind:
"Für einen größeren, vermutlich mehrheitlichen Teil der konkreten Ar­
beitsaufgaben ist die äußere formale Bestimmtheit und Verbindlichkeit 
im Prozeß der Industrialisierung ... stark gewachsen; gleichzeitig 
verblieben oder entstanden neue Formen von Arbeitshandeln für die an sich 
oder gemessen an der Masse der industriellen Arbeitsaufgaben die äußere 
Bestimmtheit der Leistungsziele gering ist."^

In der Analyse des Einsatzes unterschiedlich qualifizierter 
Arbeitskräfte im (west)deutschen "Beschäftigungssystem" 
stellen Lutz/Krings fest, daß zwei Qualifikationstypen domi­
nierende Bedeutung zukommt, den Facharbeitern und Ange­
stellten mit beruflicher Ausbildung und den Akademikern bzw. 
den hochqualifizierten Arbeitskräften (im folgenden häufig 
mit HQA abgekürzt). Ihre entscheidende Aussage besteht 
darin, daß akademische Ausbildungsgänge im wesentlichen auf 
Tätigkeiten in Bereichen unbestimmten Arbeitshandelns vor­
bereiten, während nichtakademische Ausbildungsgänge ledig­
lich zu Tätigkeiten in Bereichen bestimmten Arbeitshandelns 
befähigen.
So ergibt sich die Zuordnung: 1 2 3

1 ebenda, S. 23
2 Zur These der Zunahme sekundärer Produktionsprozesse vgl. auch B. 

Lutz: Produktionsprozeß und Berufsqualifikation. In: Spätkapitalis­
mus oder Industriegesellschaft - Verhandlungen des IG. Dt. Soziolo­
gentages. Hrsg. Th.W. Adorno. Stuttgart 1969, s. 227 ff., insbes.
S. 243 ff. '

3 B. Lutz, I. Krings; a.a.O., S. 25



12

sekundäre Produktionsprozesse = unbestimmtes Arbeitshandeln 
= HQA '

primäre Produktionsprozesse = bestimmtes Arbeitshandeln = 
Arbeitskräfte unterhalb des Qualifikationsniveaus von HQA

Diese Zuordnung ist für Lutz/Krings darin begründet, daß die 
Höhe der Ausbildung dem Unbestimmtheitsgrad von Arbeits­
handeln entsprechen muß:
"Je bestimmter ... die dem Arbeitshandeln einer Person gesetzten Lei­
stungsspiele sind, desto weniger ist es notwendig, die für das Arbeits­
handeln jeweils erforderlichen Befähigungen in systematischen, forma­
lisierten, dem Arbeitseinsatz vorgeschalteten Bildungsprozessen anzu­
legen und aufzubauen. Je unbestimmter die Leistungsziele sind, desto 
mehr ist der im weiten Sinne ökonomische Wert der Arbeit ... abhängig 
von den Bildungsprozessen, die der Arbeitende durchlaufen hat."*
In Fällen unbestimmten Arbeitshandelns lassen sich die jewei­
ligen notwendigen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
nicht im einzelnen, sondern nur auf relativ generelle Weise 
bestimmen.
"... das Arbeitshandeln setzt eine Befähigung voraus, die breiter und 
höher ist, als das, was im normalen Arbeitsvollzug abgefordert wird.
Die Befähigung (als Summe der verfügbaren Fertigkeiten und Kenntnisse) 
muß gegenüber dem Bedarf des normalen Arbeitshandelns überschießend sein."
Die "akademische Qualifikation" schließt nach Lutz/Krings 
diese "überschießende Befähigung" ein.3 1 2 3

1 ebenda, S. 5
2 ebenda, S. 37f.
3 vgl. ebenda, S. 57:

"Bedingungen, Methoden und Inhalte der akademischen Ausbildung er­
zeugen eine Qualifikation, deren Bedeutung nicht primär auf den ver­
mittelten Fachkenntnissen liegt, sondern auf der Herausbildung von 
Denkstrukturen, Motivationen, Orientierungen, Einstellungen und 
Verhaltensweisen.
Fachkenntnisse veralten schnell und sind oft zu unspezifisch. Ent­
scheidend an der akademischen Qualifikation ist die Fähigkeit, sich 
neue Fachkenntnisse selbständig aneignen zu können. Zu den ’Fertig­
keiten' des Akademikers gehören deshalb neben der Quellenerschließung 
Transfertechniken, die die Anwendung des Gelernten in unbekannten 
Situationen ermöglicht, d.h. auf Probleme, deren Lösung nicht im 
voraus festliegt."



Aus der vergleichenden Analyse der Qualifikation von Fach­
arbeitern und Akademikern (sie exemplifizieren dies in der 
Gegenüberstellung von Maschinenschlosser und praktischem 
Arzt) folgern Lutz/Krings, daß die akademische Qualifika­
tion nicht in einem eindimensionalen vertikalen System als 
lediglich "höhere" (Fach-)Qualifikation angesehen werden 
kann, sondern als eine Qualifikation, "die grundsätzlich 
andere Elemente als etwa eine 'mittlere' Qualifikation 
(Lehre, Fachschule) beinhaltet."^

Die wesentliche Differenz zwischen den beiden Qualifikations­
typen wird darin gesehen, daß die Qualifikationen von 
Facharbeitern und Fachangestellten vor allem "praktisch" 
orientiert sind, während Akademikerqualifikationen u.a. in 
Problemlösungstechniken und Strukturierungsleistungen be­
stehen, deren Erwerb zumindest zum Teil theoretischer Aus-

2bildung zugeschrieben wird.

Das Vorgehen von Lutz/Krings ist dadurch bestimmt, daß 
sie die Analyse der langfristigen Entwicklungstendenzen 
von (Industrie-)Arbeit mit der Untersuchung der Herausbil­
dung von Qualifikationstypen und ihres komplementären Ein­
satzes im Produktionsprozeß verbinden. Erweist sich ihre 
Prognose über die Entwicklung der Anteile primärer und se­
kundärer Arbeit am Produktionsprozeß als begründet und die 
Zuordnung unterschiedlicher Qualifikationstypen zu ver­
schiedenen Funktionsbereichen von Arbeit als zutreffend, 
dann ist die Möglichkeit gegeben (wenn auch auf sehr glo­
bale Weise), Aussagen über die Entwicklung der gesellschaft­
lichen Qualifikationsstruktur zu machen. 1 2

1 ebenda, S. 49 f. (Hervorhebung im Original)
2 ebenda, S. 45 ff.
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Mit der Ausdehnung der Bereiche sekundärer Arbeit läßt 
sich ein erhöhter Einsatz von hochqualifizierten Arbeits­
kräften Voraussagen; die Zunahme hochqualifizierter Arbeits­
kräfte im "Beschäftigungssystem" hält sich allerdings aus 
zwei Gründen in Grenzen : 1. die Mehrheit der Arbeitskräfte 
im industriellen Bereich verbleibt in Positionen hoch­
gradig determinierten Arbeitshandelns; 2. bedeutende Anteile 
sekundärer Arbeit werden im Zuge der Prozeßaufsplitterung wie­
der primärer Arbeit vergleichbar und verlangen daher nicht 
hochqualifizierte Arbeitskräfte zu ihrer Ausführung.^

Lutz/Krings greifen im wesentlichen auf die Differenzierung 
in primäre und sekundäre Arbeit zurück, um unterschiedliche 
Einsatzbereiche von Arbeitskraft, in denen verschiedene 
Typen menschlichen Arbeitshandelns vorherrschen, anzugeben; 
die Kategorie Beruf behält für sie jedoch zentrale Bedeutung 
bei der Analyse des "Beschäftigungssystems".
Bodenhöfer hat dagegen mit der Unterscheidung von primärer,
sekundärer und tertiärer Arbeit die "funktionale" Analyse

2des Wandels der Beschäftigungsstruktur begründet. Die 
hier interessierende Möglichkeit, aus der Entwicklung der 
Anteile verschiedener Funktionsbereiche von Arbeit 
Rückschlüsse auf die Entwicklung der gesellschaftlichen 
Qualifikationsstruktur zu ziehen, ist allerdings gerade 
von Bodenhöfer bezweifelt worden.
Bodenhöfer sieht drei "qualitative" Dimensionen der Be- 3schäftigungsstruktur: Beruf, Qualifikation und Funktion.
Um die "Makro-Entwicklungen der ... Beschäftigungsstruktur in 
Abhängigkeit eines vom technischen Fortschritt dominant 
bestimmten Wachstumsprozesses" zu bestimmen, nimmt er den 
"Funktionszusammenhang" bzw. den "Aufgabeninhalt der per-

1 Diese Prozeßabspaltungen zweiter Generation sind vor allem auch bei 
der Prognose der Entwicklung des sogenannten tertiären Sektors der 
Volkswirtschaft zu beachten; vgl. den Aufsatz von H.J. Pohl: Kritik 
der drei-Sektoren-Theorie- MittAB 1970, H. 4, S. 313 ff.

2 H.J. Bodenhöfer: Zum Wandel der funktionalen Beschäftigungsstruktur 
im Wachstum. In: Bedarfsprognostische Forschung in der Diskussion. 
Hrsg. Arbeitsgruppen des IAB ... Frankfurt a.M. 1976, S. 23 ff.

3 ebenda, S. 23 f.
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sonalen Arbeit" zum Ausgangspunkt der Analyse.^

Die Dominanz des technischen Fortschritts besteht für Bo­
denhöf er darin, daß er in Form neuer Produktionsverfahren 
und neuer Produkte als entscheidende Determinante auf die 
Veränderung von Tätigkeitsinhalten und -anforderungen der 
Arbeitsplätze wirkt. Die Auswirkungen des technischen
Fortschritts begründen die Unterscheidung primärer, sekun-

2därer und tertiärer Arbeit:

"Entscheidend ist ... die unterschiedliche Beziehung der Arbeits­
funktion zum Produktionsprozeß. Technischer Fortschritt kann in bezug 
auf die Arbeit als Produktionsfaktor zunächst verstanden werden als 
ein fortschreitender Prozeß der Inkorporierung von Arbeitsaufgaben 
in Maschinen-Systeme. Der zunehmenden Reduktion der menschlichen 
Arbeitsleistung in komplexeren Mensch-Maschinen-Systemen, bis hin zu 
vollintegrierten, selbstgesteuerten automatischen Prozessen, ent­
spricht jedoch ein komplementär wachsender Aufgabenbereich der Arbeit 
im Hinblick auf die Entstehungsbedingungen und die Funktionsbedingungen 
dieses Prozesses, das heißt im Bereich der Produktion und Reproduktion 
von technischem Wissen und Fähigkeiten und im Bereich der Kommunika- 
tions- und Informationsstruktur des Gesamtsystems als Sicherung des 
Produktionszusammenhanges von Einzelkomplexen des Mensch-Maschine­
Systems der Produktion."3

Im Hinblick auf die Mechanisierungs- und Automatisierungs­
tendenzen im Produktionsprozeß wird demzufolge "primäre" 
Arbeit als "Restgröße" bezeichnet; sie umfaßt den direkten 
Vollzug von Arbeitsaufgaben in der Produktion wie auch die 
Erstellung von Dienstleistungen für die Endnachfrage pri­
vater Haushalte. Arbeitsleistungen in Forschung und Ent­
wicklung - immaterieller Output von neuem Wissen - und 
Arbeitsleistungen im Bildungswesen, die der Reproduktion 
von Wissen (Sicherung der allgemeinen und beruflichen 
Handlungskompetenz der Arbeitskraft) dienen, werden4"sekundäre Arbeit" genannt. "Tertiäre Arbeit" kennzeichnet 
die "Funktion der Arbeitszusammenfassung von arbeitsteili­
gen und spezialisierten Teilprozessen im Produktionssystem 1 2 3 4

1 ebenda, S. 23
2 ebenda, S. 27
3 ebenda, S. 29
4 ebenda
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einschließlich der Dienstleistungen für die Produktion". 
Analog zum Konzept des bestimmten / unbestimmten Arbeits­
handelns von Lutz/Krings vermutet auch Bodenhöfer Unter­
schiede im Grad der Bestimmbarkeit der Tätigkeitsinhalte 
in den Funktionsbereichen primärer, sekundärer und ter­
tiärer Arbeit:
"Die Bestimmbarkeit der Tätigkeitsinhalte kann auf die vorgegebenen 
Reizkomplexe (konkrete versus generelle Aufgabenstellung), den Tätig­
keitsablauf (prozeßbestimmt vorgegeben versus autonom zielbestimmt), 
die Tätigkeitskontrolle (extern, ablauforientiert versus intern, ergeb­
nisorientiert) und den Tätigkeitserfolg (normierte Verrichtung versus 
allgemeine Zielerfüllung) bezogen werden."2

Wie Lutz/Krings geht Bodenhöfer davon aus, daß langfri­
stig sich der Beschäftigtenanteil der Funktionsbereiche se­
kundärer und tertiärer Arbeit erhöht; ebenso überwiegen 
für ihn in diesen Bereichen Formen unbestimmten Arbeits­
handelns. Die Rückschlüsse hinsichtlich der Entwicklung der 
Qualifikationsstruktur, die er daraus zieht, sind allerdings 
sehr vorsichtig. Geht einerseits die Bestimmbarkeit der Tä­
tigkeitsinhalte wie auch die Bestimmbarkeit der Tätigkeits­
anforderungen in den Funktionsbereichen sekundärer und 
tertiärer Arbeit zurück, erhöhen andererseits diese Bereiche 
gleichzeitig ihren Beschäftigtenanteil, so leitet Boden­
höfer daraus lediglich eine Tendenz zunehmender Unschärfe 
der Anforderungsprofile für eine steigende Anzahl von 
Arbeitskräften ab.
Im Gegensatz zu der verbreiteten Annahme, daß aus dem er­
höhten Beschäftigtenanteil der Funktionsbereich sekundärer 
und tertiärer Arbeit ein Ansteigen des gesellschaftlichen 
Qualifikationsniveaus folge3, warnt Bodenhöfer vor voreili­
gen Schlußfolgerungen: 1 2 3

i

1 ebenda, S. 30
2 ebenda, S. 34
3 vgl. statt vieler D. Mertens: Jugendarbeitslosigkeit auf Dauer? - 

In: Hinter den Barrikaden - Zur Verteidigung der Bildungsreform. 
Hrsg.- GEW. Frankfurt a.M. 1976, S. 32 ff., insbes. S. 41 ff.
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"Die vorliegenden Untersuchungen zur Veränderung der funktionalen Be­
schäftigungsstruktur können, über die unmittelbaren empirischen Be­
funde hinaus, noch kaum generelle Hypothesen zu Unterschieden und 
Veränderungsrichtung der Tätigkeitsinhalte und -anforderungen in ver­
schiedenen Tätigkeitsbereichen begründen. Ebenso sind die Verbindungen 
zwischen Änderungen der Tätigkeitsstruktur und der Qualifikation bzw. 
dem Berufsverlauf der Arbeitskräfte nur unzureichend bekannt."!

Nur auf der Grundlage der Kenntnis dieser Zusammenhänge 
sei jedoch die zukünftige Struktur der Arbeitsnachfrage 
des "Beschäftigungssystems" theoretisch ableitbar. Wesent­
liche Bedeutung komme dabei einer entwickelten Theorie des 
technischen Fortschritts zu:
"Insbesondere für die Beziehungen zwischen Beschäftigungssystem und 
Bildungssystem und damit für die Planung des Bildungswesens bedeutet 
der Einfluß des technischen Fortschritts auf die Funktionen der Ar­
beitskraft ... zunächst noch eine Reihe von offenen Fragen."2

Damit wird deutlich, daß für Bodenhöfer die Analyse der 
Entwicklungstendenzen von Arbeit nur über eine Theorie des 
technischen Fortschritts zu leisten ist.
Eine ähnliche Betrachtungsweise liegt in dem diskutierten 
Beitrag von Lutz/Krings vor.
Sowohl die Unterscheidung zwischen primärer und sekundärer 
wie auch die zwischen primärer, sekundärer und tertiärer 
Arbeit verdankt sich der Analyse der Auswirkungen techni­
schen Fortschritts auf das Verhältnis von Arbeitsgegen­
stand, Arbeitsmittel und Arbeitshandeln. Zur Klärung des 
Zusammenhangs von "Produktionsprozeß und Berufsqualifikation" 
hat Lutz denn auch in einem vielbeachteten Aufsatz "eine

3möglichst konsistente Theorie des technischen Fortschritts" 
zur Vorbedingung gemacht.
Während jedoch das Funktionsbereichskonzept Bodenhöfers 
ausschließlich auf die stoffliche Seite des Produktions­
prozesses fixiert bleibt, besteht das Interesse von 
Lutz gerade darin, die Beziehungen und gegenseitigen 
Beeinflussungen von technischem Fortschritt, ökonomischer 1 2 3

1 H-J. Bodenhöfer, a.a.O., S. 37
2 ebenda, S. 38
3 B. Lutz, a.a.O., S. 234
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Entwicklung und sozialem Prozeß herauszufinden. Bodenhöfer 
geht schlicht davon aus, daß das wesentliche Merkmal der 
ökonomischen Entwicklung "die Differenzierung und Ver­
tiefung der Produktionsstruktur" ist, "die einzelne Pro­
duktionsschritte der Mechanisierung von Arbeitsverrichtun­
gen und der Automatisierung von Arbeitsabläufen zugänglich" 
machen.^

Die von ihm skizzierten Prozesse bezeichnet Bodenhöfer 
zwar durchweg mit dem Terminus "ökonomisch-technische Ent­
wicklung" , an keiner Stelle wird jedoch deutlich, welches 
deren ökonomische oder soziale Triebkräfte sind und wie sich 
ökonomische (und soziale) Faktoren zu technologischer Evolu­
tion verhalten. Bodenhöfer verweist auf einige bedeutsame 
intervenierende Variablen, die für den Einfluß des techni­
schen Fortschritts auf die Funktionen der Arbeitskraft noch 
eine Reihe von offenen Fragen aufwerfen - die Unterneh­
mens- und betriebsspezifische Arbeitsorganisation scheint 
für ihn die wichtigste zu sein -, der "Wandel der funk­
tionalen Beschäftigungsstruktur" wird jedoch ausschließlich 
technologisch begründet.
Eine solche technologisch-evolutionistische Betrachtungs­
weise von Gesellschaft ist gerade von Lutz deutlich zurück­
gewiesen worden:
"Bis vor wenigen Jahren wurde auch in der fachwissenschaftlichen - so­
ziologischen und ökonomischen - Diskussion als selbstverständlich und 
keiner weiteren Prüfung und Erklärung bedürftig unterstellt, daß Berufs­
und Qualifikationsstruktur, Arbeitsformen und Arbeitsanforderungen un­
mittelbarer Ausdruck der jeweiligen technisch-ökonomischen Produktions­
bedingungen und Produktionsweisen seien.
Jenseits ideologischer Observanz, metatheoretischer Orientierung und 
gesellschaftlicher Interesseneinbindung war man sich doch in einer 
Vorstellung vom historischen Prozeß einig, derzufolge immer weiter 
ausgreifende und immer tiefer dringende naturwissenschaftliche Erkennt­
nis und deren Anwendung in immer weiter fortschreitender Naturbeherr­
schung durch Technik das zentrale, wo nicht das einzige Movens der 
Geschichte darstellen, die eigentliche vorantreibende Kraft der gesell­
schaftlichen Entwicklung, - die unmittelbar über technologische Innova-

3 H.J. Bodenhöfer, a.a.O., S. 27 f. 
2 ebenda, S. 34 f.
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tion oder mittelbar über von dieser induziertes Wirtschaftswachstum 
und wirtschaftlichen Strukturwandel - tradierte Verhaltensweisen ... 
und soziale Strukturen zur Anpassung und Erneuerung zwingt."1

Kann auch diese ausschließlich stofflich-technologische
Betrachtungsweise, oder wie Lutz polemisiert - dieses "na-

2turgeschichtliche Entwicklungskonzept" in der gegenwärti­
gen industriesoziologischen Diskussion als im wesentlichen 
überwunden gelten, so ist noch längst keine Übereinstimmung 
darüber erzielt worden, wie das Verhältnis von Industrie­
arbeit und Arbeitsorganisation, Technik und Qualifikation 
denn näher zu bestimmen ist.

1 B. Lutz: Bildungssystem und Beschäftigungsstruktur in Deutschland 
und Frankreich - Zum Einfluß des Bildungssystems auf die Gestaltung 
betrieblicher Arbeitskräftestrukturen. In: H.G. Mendius u.a.;
Betrieb - Arbeitsmarkt - Qualifikation. Frankfurt a.M. 1976, S. 89 f.

2 ebenda.
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2. EINE INDUSTRIESOZIOLOGISCHE KONTROVERSE: ÖKONOMISCH­
TECHNOLOGISCHE DETERMINATION VON QUALIFIKATION ODER 
BETRIEBLICHE KONTINGENZ?

In einigen empirischen Untersuchungen, die in den letzten 
Jahren am Soziologischen Forschungsinstitut Göttingen 
(im folgenden SOFI) durchgeführt worden sind, ist versucht 
worden, die ökonomisch-gesellschaftliche Determination be­
trieblicher Produktionsprozesse zu erfassen.^ Von den SOFI- 
Autoren wird "technisch-organisatorischer" Wandel damit 
begründet, daß die in Privatregie geführten Produktions­
prozesse unter dem Primat der Produktion von Mehrwert ste­
hen:
"Kommt auch stets beiden Momenten der Mehrwertsteigerung Bedeutung im 
Kapitalverwertungsprozeß zu, so erhält doch mit sich entfaltender Ka­
pitalakkumulation, bedingt durch die nicht zu überschreitende physische 
Grenze einer übermäßigen Ausdehnung der Gesamtarbeitszeit, die Stei­
gerung von relativem Mehrwert das eindeutige Schwergewicht und wird 
zum charakteristischen Merkmal des kapitalistischen Akkumulationsprozes­
ses überhaupt. Der daraus resultierende Zwang zur ständigen Effektivierung 
des Arbeitsprozesses erfordert aber die konkrete Veränderung der Pro­
duktionsbedingungen durch Umgestaltung bisheriger arbeitso’rganisatori- 
scher Formen und Erneuerung der Produktionstechnik, was technisch-orga­
nisatorischen Wandel bei kapitalistischer Produktion begründet und zu­
gleich dessen Gehalt in spezifischer Weise prägt."2

Die für die Ermittlung von Qualifikationsanforderungen rele­
vante Frage ist nun, ob Technik - gleichermaßen Ausdruck 
eines bestimmten Standes der Produktivkräfte und "geronnene" 
VerwertungsStrategie von Einzelkapitalen - direkt den Be­
darf an einzelnen Arbeitskräftekategorien determiniert oder 
ob selbst bei vergleichbaren Betriebsgrößen, Technologien 
und Produkten erhebliche betriebliche Elastizitäten beim 
Einsatz unterschiedlich qualifizierter Arbeitskräfte, d.h. 
verschiedene "Kombinationsmöglichkeiten" von Qualifika­
tionsniveaus und -profilen, bestehen.

1 Im folgenden wird Bezug genommen auf
0. Mickler, E. Dittrich, U. Neumann: Technik, Arbeitsorganisation 
und Arbeit. Frankfurt ä.M. 1976 und O. Mickler, W. Mohr, U. Kadritzke: 
Produktion und Qualifikation. Bericht ... im Auftrag des BHF Berlin. 
Göttingen 1977

2 0. Mickler, E. Dittrich, u. Neumann, a.a.O., S. 19
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Mickler/Dittrich/Neumann kommen zu dem Schluß, daß die 
"Untersuchung branchenspezifischer und betrieblicher Inno­
vationsprozesse" zeigt,
"wie Tempo und Entwicklungsrichtung der Produktionstechnik in spezifi­
scher weise an die das Unternehmensgeschehen regierenden Interessen- 
und Machtstrukturen gebunden ist, d.h. nicht von immanenten, außerge­
sellschaftlichen 'Sachzwängen' der Technik, sondern von den im System 
privatwirtschaftlicher Produktion geltenden Prinzipien der Kapital­
verwertung bis ins einzelne bestimmt wird."1

Geht Bodenhöfer der ökonomisch-gesellschaftlichen Bestimmt­
heit technologischer Entwicklung gar nicht weiter nach, so 
versuchen die SOFI-Autoren umgekehrt nachzuweisen, daß bis 
hinein in einzelne technische Konstruktionsprinzipien ökono­
misches Rentabilitätskalkül sich niederschlägt.
Nicht nur die Beschaffenheit der technischen Apparatur 
eines Betriebes ist vorgeformt durch einzelkapitalistische 
Verwertungsprinzipien, auch die betriebliche Arbeitskräfte­
struktur ist über die Ausgestaltung der Produktionstechno­
logie determiniert. Zwar wird die technologische Entwicklung 
nicht in "Eigendynamik" isoliert - sie unterliegt den Zwän­
gen der Kapitalverwertung - eine so verstandene Technik hat 
dann jedoch bestimmenden Einfluß auf die betriebliche Ar­
beitskräftestruktur; bei gleicher Technologie verbleibt 
den Betrieben nur ein äußerst enger Spielraum bei der je 
spezifischen Organisation von Arbeit.
Gegen diese Annahme weitgehender ökonomisch-technischer 
Determination des betrieblichen Arbeitskräfteeinsatzes wird 
in Arbeiten des Münchener Instituts für sozialwissenschaft­
liche Forschung (ISF) die These einer besonderen Elastizi­
tät betrieblicher Arbeits- und Produktionsorganisation ver­
treten.
So heben Lutz/Krings/Fleischer hervor, daß es beträchtliche 
betriebsspezifische Variationen der Produktionsbedingungen 
gebe und daß "eine der Grundtendenzen der technisch-organi­
satorischen Entwicklung zu einer zunehmenden Unabhängigkeit

1 ebenda, s. 2 (Hervorhebung M.B.)
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des spezifischen quantitativen und qualitativen Arbeits­
kräfteeinsatzes vom Endprodukt und der Nachfrage nach 
ihm führt. . . " ̂
Technisch-organisatorische Veränderungen seien nicht pro­
duktspezifisch, sondern prozeßspezifisch, Produktionsprozes­
se seien ihrerseits betriebsspezifisch, "d.h. ... auf be­
triebliche Ziele bezogen und in ihrer technisch-organisato­
rischen Struktur von der jeweiligen Situation eines Betrie- 2bes bestimmt."
Das betriebliche Verhalten würde zwar durch makroökonomische 
Einflußgrößen mitbestimmt, gehorche darüber hinaus jedoch 
eigenen Gesetzmäßigkeiten, die sich aus der besonderen 
Struktur des Betriebes, seiner Tradition, der Organisation 
seines Managements, seiner regionalen Lage, seiner spezi­
fischen Investitions-, Absatz- und Produktionsstrategien 

3ergeben. Diese Faktoren begründen im ISF-Konzept eine re­
lative Autonomie der konkurrierenden Einzelbetriebe.

Um die hohe Elastizität zwischen betrieblichem Produktions­
prozeß und betrieblichem Arbeitskräfteeinsatz zu verdeut­
lichen und analytisch angemessen zu erfassen, schlagen die 
ISF-Autoren vor, zu differenzieren zwischen Produktionssy­
stem und Beschäftigungssystem. Das Beschäftigungssystem wird 
als ein "System von Strategien und Verhaltensweisen, Normen, 
Gesetzen und Übereinkünften" bezeichnet, "das die Verwer-4tung und Bewertung von menschlicher Arbeit steuert" und 
als Größe zwischen Produktionssystem und Bildungssystem 
eingeführt. •
Mit der Kategorie Beschäftigungssystem soll die Wirkungswei­
se von Variablen wie Marktkonstellationen - Angebot und 
Nachfrage unterschiedlich qualifizierter Arbeitskräfte - und

1 B. Lutz, I. Krings, J. Fleischer: Überlegungen zum Problem des "Be­
darfs" an hochqualifizierten Arbeitskräften und seiner Prognose. Han­
nover 1970. S. 36

2 ebenda, S. 37
3 ebenda, S. 38
4 ebenda, S. 41
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die darauf bezogenen Strategien bzw. Verhaltensweisen von 
Betrieben einerseits und den Absolventen des Bildungssystems 
andererseits erfaßt werden. Explizit setzen sich Lutz/Krings/ 
Fleischer von weitergefaßten Konzepten des Beschäftigungs­
systems ab:
"In einem Teil der neueren Manpower-Forschung ist im Begriff des Be­
schäftigungssystems -auch das Produktionssystem enthalten. Die hier 
vorgestellte Konzeption ist gleichzeitig restriktiver (indem sie das 
Beschäftigungssystem enger faßt und es vom Produktionssystem trennt) 
und weitreichender (indem durch die Trennung von Beschäftigungssystem 
und Produktionssystem Phänomene berücksichtigt werden können - wie 
etwa die Strategien von Betrieben - die sonst verloren gehen).

Seit dieser relativ frühen konzeptionellen Fassung sind am
ISF umfangreiche empirische und weitergehende theoretische

2Arbeiten geleistet worden. Obwohl der mit diesen Untersu­
chungen in der industriesoziologischen Forschung erzielte 
Fortschritt allenthalben hervorgehoben wird, werden gleich­
zeitig häufig die systemtheoretischen Unschärfen des ISF- 
Konzeptes moniert. Kritisiert wird fast übereinstimmend, 
daß in den ISF-Arbeiten Bildungssystem, Beschäftigungssy­
stem und Produktionssystem als gleichermaßen autonome In­
stanzen erscheinen und daß über allgemeine Interdependenzen 
spezifische Determinanten vernachlässigt würden.
So haben Gensior/Krais die einzelbetriebliche Sichtweise 
in den ISF-Arbeiten hervorgehoben, die zu problematischen 
Vorstellungen über die einzelbetriebliche Autonomie führe:
"Im Grundmuster reduziert sich der theoretische Ansatz zur Darstellung 
dieses Verhältnisses (von einzelnem Betrieb und Gesellschaft, M.B.) 
auf das relativ simple Schema von System und Umwelt. Gesellschaft er­
scheint selbst nicht mehr als strukturiertes System, sondern vorwie­
gend als Umwelt, die erst vom Betrieb her zu strukturieren ist. Sie 
wird allerdings nicht mehr systematisch erfaßt. Eine strukturelle Be­
ziehung zwischen Betrieb und Gesellschaft existiert allein in Form 
der 'Vergesellschaftung eines Teils des Mehrwerts'. Die Rückwirkung 
der Anwendung von Arbeitskraft in Gestalt der Strukturierung des Ar- 1 2

1 ebenda
2 Eine Bestandsaufnahme findet sich in

N. Altmann, G. Bechtle, B. Lutz: Betrieb - Technik - Arbeit. Ele­
mente einer soziologischen Analytik technisch-organisatorischer 
Veränderungen. Frankfurt a.M./New York 1978
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beitsmarktes in Teilarbeitsmärkte wird lediglich vom fi^zelnen Betrieb 
her gesehen, nicht aber ergänzt durch Strukturbeziehungen, die sich 
aus dem Zusammenwirken vieler einzelner Betriebe ergeben. Es gibt 
keine Überlegungen über die Herstellung eines gesellschaftlichen Zu­
sammenhangs, der vermittelt ist über die Aktion der einzelnen Betriebe 
aufeinander, also die eigentliche gesellschaftliche Ebene der Konkur­
renz. "1
Neben dem Konzept betrieblicher Autonomie ist vor allem die 
Annahme eines relativ autonomen Beschäftigungssystems 
kritisiert worden. Eigentümlicherweise richtet sich 
jedo.ch die Kritik vornehmlich gegen die Fassung des Ver­
hältnisses von Bildungssystem und Beschäftigungssystem in 
den ISF-Arbeiten. Eine eingehendere Diskussion der spezifi­
schen Trennung von Produktionssystem und Beschäftigungssy­
stem, die dem ISF-Konzept zugrundeliegt, ist bisher nicht 
erfolgt.2 1 2

1 S. Gensior, B. Krais: Gesellschaftstheoretische Erklärungsmuster von 
Arbeitsmräkten. In: M. Bolle (Hrsg.): Arbeitsmarkttheorie und Ar­
beitsmarktpolitik. Opladen 1976. S. 103-104 (Hervorhebung im 
Original).

2 Vgl. T. Malsch: Industriearbeit und Arbeiterbewußtseih - Bemerkungen 
zur neueren industriesoziologischen Diskussion. In: Sozialistische 
Politik 43, 1978 H. 1, S. 136-137
Zur Kritik von 0. Mickler, W. Mohr, U. Kadritzke am ISF-Konzept und 
insbesondere an B. Lutz vgl. S. 88 ff dieser Arbeit.
Eine Ausnahme stellt die sorgfältige und kenntnisreiche Untersuchung 
von B. Krais: Qualifikation und technischer Fortschritt, Berlin 1979 
dar, die erst nach Abschluß des Manuskripts dieser Arbeit erschie­
nen ist.
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3, ZUM ZUSAMMENHANG VON STEIGENDER ORGANISCHER ZUSAMMEN­
SETZUNG DES KAPITALS UND GESELLSCHAFTLICHER QUALIFIKATIONS­
ENTWICKLUNG

Gegenüber der Position der SOFI-Autoren, die eine weitge­
hende ökonomisch-technische Determination des betrieblichen 
Arbeitskräfteeinsatzes^ und der betrieblichen Qualifikations­
anforderungen behauptet, und dem betrieblichen Autonomie­
Konzept des ISF hat Malsch eine "mittlere" Linie zu begrün­
den versucht.2
Malsch greift Ergebnisse der o.a. SOFI-Studie von Mickler 
Dittrich/Neumann auf, die auf grundlegende Restriktionen 
betrieblicher Handlungsmöglichkeiten verweisen: bei ver­
gleichbarer Unternehmensgröße, Produktionstechnologie und 
ähnlichem Produktsortiment sind die betrieblichen Varia­
tionsmöglichkeiten von Arbeitsorganisation und Arbeitsanfor­
derungen relativ begrenzt.^

Die SOFI-Autoren sehen die Einschränkungen betrieblicher 
Autonomie in den Ausgleichsmechanismen der Konkurrenz be­
gründet. Malsch findet diese These zwar richtig, stellt 
aber zugleich fest, daß sich industriesoziologischer 
Forschung die Voraussetzungen für eine hinreichende Klärung 
der Problematik erst dann erschließen, wenn zum Ausgangs­
punkt weiterer Untersuchungen die von Marx analysierte 
Tendenz der steigenden organischen Zusammensetzung des 
Kapitals genommen würde.
Malsch zufolge ist die Tendenz zur steigenden organischen 
Zusammensetzung von grundlegender Bedeutung für die Klä­
rung. des Zusammenhangs von Produktionsapparatur, betriebli­
chem Gesamtarbeiter und Qualifikationsstruktur.4 In der * S.

1 Eine leichte Abschwächung bzw. Differenzierung dieser Grundthese 
ist festzustellen in
0. Mickler: Les interstices techno-économique de l'intervention 
sociale dans l'entreprise. In: Sociologie du travail. 1978 H. 1
S. 30 ff.

2 T. Malsch, a.a.O., S. 134 ff.
3 ebenda, S. 137
4 ebenda, S. 138



26

steigenden organischen Zusammensetzung des Kapitals re­
flektiert sich der technische Fortschritt als Einführung von 
Arbeitskraft ersetzenden Produktionsanlagen.
"Gegenüber den beiden anderen Formen der Produktivkraftsteigerung, der 
Ökonomie der lebendigen Arbeit und der Ökonomie des konstanten Kapitals, 
muß sich der technische Fortschritt zur systemtypischen Form der Pro­
duktivkraftsteigerung entwickeln ... Negatorisch läßt sich feststellen, 
daß keine staatliche Bildungsplanung, keine naturwüchsige Entwicklung 
des Qualifikationsangebots langfristig am technischen Fortschritt 
als jenem zentralen Mechanismus der Produktivitätssteigerung vorbei­
kommt, solange das auf Kapitalverwertung beruhende Gesellschaftssystem 
existiert. Positiv wäre die Frage zu verfolgen, ob die Gestaltungsräume 
für den betrieblichen Arbeitskräfteeinsatz bei steigender organischer 
Zusammensetzung tendenziell enger oder weiter werden; ob die sozialsta­
tistisch nachgewiesene relative Zunahme der dem unmittelbaren Produk­
tionsprozeß vor- und nachgelagerten Funktionen auf Kosten der direkten 
Produktionsfunktionen gültig bloß im Sinne empirischer Verallgemeine­
rung ist, oder ob sie darüber hinaus auch theoretisch begründet werden 
kann."1

Die Kontroverse über die ökonomisch-technische Determination 
des betrieblichen Arbeitskräfteeinsatzes und die autonomen 
Möglichkeiten betrieblicher Strategien ist demnach beim 
augenblicklichen Stand der industriesoziologischen Diskus­
sion nicht zu entscheiden und bedarf zu ihrer Klärung inten­
siver empirischer Forschung.
Ebenso wie für Bodenhöfer hat für Malsch der technische 
Fortschritt ausschlaggebende Bedeutung bei der Analyse der 
Entwicklungstendenzen von Arbeit. Malsch geht jedoch nicht von 
der bloßen Faktizität permanenter technischer Neuerungen aus, 
sondern analysiert diese im Zusammenhang mit den ökonomischen 
Bewegungsgesetzen gesellschaftlicher Entwicklung. Ausgehend 
von der von Marx begründeten Tendenz zur Steigerung der or­
ganischen Zusammensetzung des Kapitals versucht er einige we­
sentliche Fragestellungen zu formulieren, die geeignet 
sind, den industriesoziologischen Forschungsprozeß voranzu­
treiben .
Allerdings sind die Problemstellungen in einer Weise formu­
liert, die es fraglich erscheinen läßt, ob sie so überhaupt 
zu bearbeiten sind. Dies gilt gleichermaßen für den von

1 ebenda.
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Malsch vermuteten Zusammenhang der Gestaltungsräume be­
trieblichen Arbeitskräfteeinsatzes mit dem Ansteigen der 
organischen Zusammensetzung des Kapitals wie für die von ihm 
angestrebte Analyse der Entwicklung des durchschnittlichen 
gesellschaftlichen Qualifikationsniveaus.
Die von Marx begründete Tendenz zur Steigerung der organi­
schen Zusammensetzung des Kapitals besagt, daß im Produk­
tionsprozeß der Anteil der angewandten lebendigen Arbeit 
im Verhältnis zur vergegenständlichten abnimmt und letztere 
in einem enormen Ausmaß anwächst. Die steigende organische 
Zusammensetzung des Kapitals ebenso wie die daraus re­
sultierende Tendenz zum Fall der Profitrate sind von Marx 
auf einer hohen Abstraktionsebene analysiert worden; diese 
ist in der Untersuchungsperspektive des "Kapital" begrün­
det, in dem es Marx um die Analyse der Kernstruktur der 
bürgerlichen Gesellschaft ging.

Wie schon die Formulierung des Gesetzes vom tendenziellen 
Fall der Profitrate anzeigt, wirken beide Entwicklungen 
lediglich als Tendenz, beide Tendenzen werden - worauf 
Marx explizit verwies - phasenweise durch Gegentendenzen 
unterbrochen bzw. abgeschwächt. Um diese Tendenzen aufzu­
zeigen, ist das analytische Konstrukt der durchschnittli­
chen organischen Zusammensetzung aller Einzelkapitale wie 
auch das der Durchschnittsprofitrate unerläßlich. Sie 
stellen jedoch Abstraktionen dar, denen wohl gesellschaftli­
che Entwicklungstendenzen zugrundeliegen, nicht aber reale 
Größen. Für beide Tendenzen gibt es empirische Indikatoren; 
empirisch zu "berechnen" sind die auf hohem Abstraktions­
niveau vorgestellten Durchschnittsgrößen organische Zusam­
mensetzung und Profitrate nicht (daher die Unmöglichkeit,
den tendenziellen Fall der Profitrate empirisch-rechne-, 1 risch nachzuweisen"). 1

1 Zur Formulierung und Begründung des Gesetzes siehe K. Marx: Das Ka­
pital, Bd. 3, MEW 25, Berlin 1968, S. 221 ff. Zur Diskussion des Ge­
setzes vgl. V.M. Bader u.a.: Krise und Kapitalismus bei Marx. Frank­
furt a.M./Köln 1975. Insbes. Bd. 2, s. 387 ff. und die dort gege­
benen Literaturhinweise. Nützlich auch der Überblick von G. Stamatis: 
Die "spezifisch kapitalistischen" Produktionsmethoden und der tenden­
zielle Fall der allgemeinen Profitrate bei Karl Marx. Berlin (West) 
1977
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Die Analyse der Gestaltungsräume des betrieblichen Arbeits­
kräfteeinsatzes setzt hingegen eine Untersuchungsperspekti­
ve voraus, die weit unter dem angedeuteten Abstraktionsni­
veau liegt. Über Strategien betrieblichen Arbeitskräfteein­
satzes Aussagen zu machen, die in ähnlich allgemeiner Weise 
einen gesellschaftlichen Durchschnitt darzustellen versuchten, 
hieße von den trotz aller Zentralisations- und Konzentra­
tionstendenzen vorhandenen erheblichen Unterschieden hin­
sichtlich der Unternehmensgröße, Produktionstechnologie 
und -prozesse zu abstrahieren.
Hinzu kommt das Problem, daß mit Kategorien der Wertanalyse 
die stoffliche Dimension des Produktionsprozesses nicht 
zu erfassen ist. Marx unterscheidet bei der "Zusammensetzung 
des Kapitals" zwei Seiten: Die Wertzusammensetzung (kon­
stantes und variables Kapital) und in Hinblick auf die 
stoffliche Grundlage des Produktionsprozesses die techni­
sche Zusammensetzung (Produktionsmittel und lebendige Ar­
beitskraft oder vergegenständlichte und lebendige Arbeit). 
Insofern die Wertzusammensetzung des Kapitals durch die 
technische Zusammensetzung bestimmt wird und deren Änderun­
gen widerspiegelt, nennt Marx die Wertzusammensetzung die or­
ganische Zusammensetzung des Kapitals. Der Begriff organi­
sche Zusammensetzung soll die von Marx angenommene Wech­
selbeziehung zwischen Wertzusammensetzung und technischer 
Zusammensetzung ausdrücken.^

Empirisch annähernd quantifizierbar und vergleichbar ist 
die organische Zusammensetzung als Wertzusammensetzung (für 
unsere Zwecke kann von den nicht unbeträchtlichen Wert­
Preis-Transformationsproblemen abgesehen werden); für die 
Erfassung der stofflichen Struktur des Produktionsprozesses 
- ein entscheidender Aspekt bei der Analyse betrieblicher 
Qualifikationsanforderungen und des Arbeitskräfteeinsatzes - 
ist diese Größe zwar von globaler Bedeutung, da sie ein 1

1 K. Marx: Das Kapital, Bd. 1, MEW 23, Berlin 1968, S. 640
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wenn auch recht unzuverlässiger Indikator für die techni­
sche Zusammensetzung des Produktionsapparates sein kann, 
im übrigen ist sie jedoch analytisch einigermaßen unergie­
big.
Die Probleme der Vergleichbarkeit der stofflichen Struktur 
des Produktionsapparats verschiedener Einzelkapitale sind 
von Bader u.a. hervorgehoben worden:
"Weder können qualitativ verschiedene Produktionsmittel bezüglich ihrer 
'Masse' ökonomisch sinnvoll verglichen werden, wenn ein neuer Ge­
brauchswert hinzutritt oder wenn die jeweiligen Massen bestimmter Ge­
brauchswerte sich positiv und negativ verändern, noch die unterschied­
lich qualifizierten Arbeiten, noch ihr jeweiliges Verhältnis zueinan­
der. Diese strenge Bestimmung der technischen Zusammensetzung des Ka­
pitals bringt die eigentümliche Schwierigkeit mit sich, daß sich in 
ihr die 'verschiedenen Entwicklungsstufen der gesellschaftlichen Pro- 
auktivkraft der Arbeit', deren Erkenntnis sie ermöglichen soll, nur 
bezogen auf die technische Veränderung bei der Produktion eines bestimm­
ten Produkts, und auch da nur unter restriktiven Bedingungen, ausdrük- 
ken lassen. Ein Vergleich verschiedener technologischer Entwicklungs­
stufen eines bestimmten Produktionszweiges ist ebenso wie ein Ver­
gleich des technologischen Entwicklungsstandes verschiedener Produk­
tionszweige nur unter schrittweiser Preisgabe (Möglichkeit der Ver­
gleichbarkeit 'ähnlicher' Gebrauchswerte ihrer 'Masse' nach) dieser 
strengen Bestimmung der technischen Zusammensetzung und innerhalb sehr 
enger Grenzen möglich."*
Im Sinne der Unterscheidung von Malsch zwischen empiri­
scher Verallgemeinerung und theoretischer Begründung ist 
daraus zu schlußfolgern, daß wesentliche Aspekte des "Zu­
sammenhanges von Produktionsapparatur, betrieblichem Ge­
samtarbeiter und Qualifikationsstruktur1 nur in empirischen 
Einzeluntersuchungen zu klären sind; die Möglichkeiten empiri­
scher Verallgemeinerungen sind beschränkt und - soweit vor­
genommen - angesichts fortschreitenden technologischen, öko­
nomischen und sozialen Wandels wohl auch einer permanenten 
Revision bedürftig; die Grenzen allgemeiner theoretischer 
Aussagen zu dem Problemkomplex dürften schließlich noch en­
ger gezogen sein.
In diesem Sinne sind aus der allgemeinen Untersuchung der 
Steigerung der organischen Zusammensetzung des Kapitals 
kaum Hinweise für die Klärung des zur Diskussion stehenden 
Zusammenhangs zu erwarten. 1 2
1 V.M. Bader u.a., a.a.O., Bd. 1, S. 191
2 T. Malsch, a.a.O., S. 137
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H, DAS "DURCHSCHNITTLICHE QUALIFIKATIONSNIVEAU" DES
"GESELLSCHAFTLICHEN GESAMTARBEITERS": EIN UNTAUGLICHES 
INDUSTRIESOZIOLOGISCHES KONZEPT

Die vorangehenden Bemerkungen zur Möglichkeit empirischer 
Verallgemeinerungen und der Konstruktion theoretischer 
Begründungszusammenhänge weisen weit über methodische 
und methodologische Probleme der Xndustriesoziologie
hinaus; ihnen kann hier in allgemeiner Weise nicht

1weiter nachgegangen werden. Anhand der Debatte über Pro­
gnosen zur Entwicklung gesellschaftlicher Qualifikations­
anforderungen soll das Problem jedoch für den industrie­
soziologischen Forschungsbereich weiter verdeutlicht wer­
den.
Die Untersuchungsperspektive der Entwicklung gesellschaft­
licher Qualifikationsanforderungen ist von Malsch in einer 
Form Umrissen worden, die für eine bestimmte theoretische 
Sichtweise in der industriesoziologischen Diskussion typisch 
ist. Für Malsch "bestehen Strukturverschiebungen innerhalb 
der betrieblich angewandten Gesamtarbeitskraft im Zusammen­
hang mit der Frage, wie sich - gesellschaftlich be­
trachtet - das durchschnittliche Qualifikationsniveau 
entwickelt".^
Die Frage geht von der Annahme aus, daß es sinnvoll ist, 
allgemeine Aussagen über die Entwicklung d e s  Qualifika­
tionsniveaus des gesellschaftlichen Gesamtarbeiters zu 
machen. Diese Annahme wird im folgenden diskutiert.

Braverman hat in einer ironischen Anmerkung festgestellt, 
daß die endlose Debatte über eine mittel- oder langfri­
stige Höher-, Nieder- oder Anders-Qualifizierung schlicht­
weg von einer falschen Prämisse ausgeht. Braverman kriti­
siert die mangelnde Klärung solcher Begriffe wie "skill", 1 2

1 Statt vieler vgl. J. Ritsert: Probleme politisch-ökonomischer 
Theoriebildung. Frankfurt a.M. 1973. Insbes. S. 9 ff. u. S. 25 ff. 
und ders.: Denken und gesellschaftliche Wirklichkeit Bd. 1. Frank­
furt a.M./New York 1977. Insbes. S. 55 ff.

2 T. Malsch, a.a.O., S. 138
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"training" und "education" in der angelsächsischen Literatur 
und ihren ungenauen Gebrauch; er hebt hervor, daß in der ge­
samten Qualifikationsdiskussion dem Konzept des "average 
skill" eine zentrale Bedeutung zukommt und stellt schließ­
lich fest:
"Since, with the development of technology and the application to it 
of the fundamental sciences, the labor processes of society have come 
to embody a greater amount of scientific knowledge, clearly the 
'average' scientific, technical, and in that sense 'skill' content of 
these labor processes is much greater now than in the past. But this 
is nothing but a tautology. The question is precisely whether the 
scientific and 'educated' content of labor tends toward averaging, or 
on the contrary, toward polarization. If the latter is the case, to 
then say that the 'average' skill has been raised is to adopt the 
logic of the statistician who, with one foot in the fire and the 
other in ice water, will tell you that 'on the average', he is perfectly 
comfortable."*
Nun ist BravermansBehauptung, daß es unsinnig sei, einen 
Durchschnitt aus heterogenen Größen zu ziehen, selbst wieder 
mit einer erst zu begründenden Annahme verknüpft: der Pola­
risierung der Qualifikationen des "Gesamtarbeiters". Braver- 
man untermauert seine Polarisierungsthese mit der spezifi­
schen Form der Produktivkraftentwicklung in der kapitali­
stischen Produktionsweise:
"The mass of workers gain nothing from the fact that the decline in 
their command over the labor process is more than compensated for by 
the increasing command on the part of managers and engineers. On the 
contrary, not only does their skill fall in an absolute sense (in that 
they lose craft and traditional abilities without gaining new abilities 
adequate to compensate the loss), but it falls even more in a relative 
sense. The more science is incorporated into the labor process7~the_ 
less the worker understands of the process; the more sophisticated an 
intellectual product the machine becomes, the less controll and comprehen­
sion of the machine the worker has. In other words, the more the 
workers needs to know in order to remain a human being at work, the 
less does he or she know. This is the chasm which the notion of 'average 
skill' conceals."2

1 H. Braverman: Labour and Monopoly Capital - The Degradation of Work 
in the Twentieth Century. New York/London 1974. S. 425 (Hervorhebun­
gen im Original.)

2 ebenda.
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Die Entwicklung der Produktivkräfte führt damit sowohl 
zu einer absoluten Dequalifizierung der Arbeitskräfte 
wie auch zu ihrer relativen Dequalifizierung, wobei der 
Entwicklungsstand von Technologie und Wissenschaft den 
Maßstab für das Ausmaß der relativen Dequalifizierung 
darstellt.
Die spezifische Form der Produktivkraftentwicklung in der 
bürgerlichen Gesellschaft wird allerdings auch zum Aus­
gangspunkt einer genau entgegengesetzten Argumentations­
linie genommen. Heise z.B. stellt die widersprüchliche 
"Forderung ... des Kapitals nach zwei sich diametral ent­
gegenstehenden Charakteren der Arbeitskraft - der möglichst 
eingeschränkt ausgebildeten Arbeitskraft und dem tenden­
ziell voll entfalteten Individuum"1 fest.
Auf der einen Seite schaffe die Zerlegung des Arbeitspro­
zesses in seine einfachsten, kleinsten Bestandteile 
den wenig oder einseitig qualifizierten Teilarbeiter; dies 
sei die notwendige Konsequenz der Entwicklung der Produk­
tivkräfte in kapitalistischer Form bzw. der kapitalistischen 
Organisation des Arbeitsprozesses; auf der anderen Seite 
stelle die zunehmende Produktivkraftentwicklung und die 
vom Kapital erzwungene Mobilität der Arbeiter zwischen den 
verschiedenen Anlagesphären des Kapitals erhöhte Anforde­
rungen an die Variabilität des Arbeitsvermögens bzw. der 
Disponibilität der Arbeitskräfte. Heise zufolge wirken bei­
de Tendenzen, doch dominiert letztere:
"Die Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise mittels der 
großen Industrie - als charakteristischer Form des Arbeitsprozesses 
unter dem Kapital - ermöglicht das vielfältig tätige Individuum und 
verlangt es zunehmend ... der Teilarbeiter ist zwar ein Element des 
Arbeitsprozesses in der großen Industrie, aber dieser nicht adäquat.
Im Gegenteil kann die Reproduktion des Teilarbeiters in der großen 
Industrie nicht von der Gestalt des Arbeitsprozesses her begründet

1 H. Heise: Ausbildung von Arbeitskräften im Kapitalismus - Zur 
Kategorie des Arbeitsvermögens. Berlin (West) 1975, S. 147.
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werden, da die große Industrie den Arbeiter von der Notwendigkeit 
einer eingeschränkten Detailfunktion emanzipiert und die vielseitige 
Tätigkeit des Arbeiters an sich setzt. Statt dessen ist die 
weitere Existenz des Teilarbeiters in der großen Industrie allein von 
den kapitalistischen Produktionsverhältnissen ... her begründbar."1

Bewirkt die kapitalistische Form der Produktion immer wieder 
die Reduktion komplizierter auf einfache Arbeit, zementiert 
sie also die Existenz des Teilarbeiters, so stehen die stoff­
lichen Grundlagen der Produktion schon unter kapitalistischen 
Produktionsverhältnissen dazu in Widerspruch:
"Die Befähigung des Individuums zur wechselnden Betätigung ist der 
großen Industrie in ihrer besonderen Gestalt als Arbeitsprozeß imma­
nent. Dies zum einen als Möglichkeit, da die technische Basis der großen 
Industrie den häufigen Wechsel des Arbeiters in der Arbeit zuläßt, 
zum anderen als Notwendigkeit, da erstens die unentwegte Umwälzung 
der technischen Struktur der Arbeitsfunktionen beständig verändert, 
was sich im Wechsel der Arbeit niederschlägt, und zweitens mit der 
zunehmenden Verwissenschaftlichung des Produktionsprozesses die 
einfachen Tätigkeiten tendenziell abnehmen und. im gleichen Maße sich 
die komplexen Funktionen erweitern. Beides bedingt eine hohe Entfal­
tung der verschiedenen Anlagen des Individuums. Das umfassend befähigte 
Individuum ist daher adäquater Ausdruck des hochentwickelten Arbeits­
prozesses.

Aus den stofflichen Anforderungen des Produktionsprozesses, 
der spezifischen Struktur, die der Produktionsprozeß in 
Gestalt der "großen Industrie" annimmt, leitet Heise damit 
die Notwendigkeit der Höherqualifizierung der industriellen 
Lohnarbeiter ab. Die kapitalistische Formbestimmtheit des 
Produktionsprozesses bewirkt, daß diese Tendenz zur Höher­
qualifizierung sich nicht linear, sondern in widersprüch­
licher Weise entfaltet.
Zu einem ähnlichen, wenn auch vorsichtiger formulierten3Ergebnis kommen Bader u.a. Dabei steht für dieses Autoren­
kollektiv weniger der stoffliche Aspekt im Vordergrund der 
Argumentation, sondern der in der kapitalistischen Pro­
duktionsweise auf die Lohnarbeiter ausgeübte Zwang, ihre 
Arbeitskraft immer wieder von neuem auf dem Arbeitsmarkt 
anzubieten; dieser Zwang erfordert von den Lohnarbeitern

1 ebenda, S. 149
2 ebenda. (Hervorhebungen im Original)
3 V.M. Bader u.a., a.a.O., S. 248 ff.
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die Bereitschaft und die Fähigkeit, wechselnde Tätigkeiten 
in verschiedenen Zweigen der Wirtschaft auszuüben.
Analog zu Braverman verweisen Bader u.a. auf eine im 
kapitalistischen Produktionsprozeß permanent wirksame 
Tendenz zur Reduktion komplizierter auf einfache Arbeit; 
eine beständige Entwertung existierender Arbeitsfähigkeiten 
ist die Folge ebenso wie eine Tendenz zur Angleichung der 
Werte der einzelnen Arbeitskräfte einerseits und eine Tendenz 
zur Senkung des Werts des gesamten Arbeitskräftepotentials 
andererseits.^

Dem Prozeß der Reduktion von komplizierter auf einfache Ar­
beit wirkt jedoch die "tendenzielle Erhöhung des Qualifika-

2tionsniveaus der einfachen Durchschnittsarbeit entgegen".
Die zunehmenden technologischen Umwälzungen des gesamten 
Produktionsprozesses erfordern eine Erhöhung der Disponibilität 
dar Arbeitskräfte, da sich die Arbeitsanforderungen an die 
Arbeitskräfte dauernd verändern:
"Die Notwendigkeit der Steigerung der Variabilität des Arbeitsver­
mögens, die notwendig ist, um der Mobilität des Kapitals keine Schran­
ken aufzuerlegen, ergibt sich aus der Bewegung der kapitalistischen 
Produktion selbst. Die ständigen technologischen Umwälzungen bedingen 
eine Steigerung der technischen Grundlagenkenntnisse, erhöhte Aufwen­
dungen an Bildungskosten und darüber vermittelt eine Erhöhung der Masse 
notwendiger Subsistenzmittel und Dienstleistungen zur Produktion und 
Reproduktion variablen Arbeitsvermögens."3

Als Ergebnis dieser Entwicklung konstatiert das Autoren­
kollektiv die "Tendenz eines langfristig schwach steigen­
den Bildungsniveaus bei gleichzeitiger Verringerung der Un­. 4terschiede zwischen den Qualifikationsstufen..."

Bewirkt der Prozeß der Reduktion komplizierter auf einfache 
Arbeit nach Braverman eine absolute wie auch eine relative 
Dequalifizierung der Lohnarbeiter, so begleitet Bader u.a. 
zufolge diesen Prozeß eine Erhöhung des Qualifikationsni­
veaus der einfachen Durchschnittsarbeit.

1 ebenda, S. 256 f.
2 ebenda, S. 256
3 ebenda, S. 257
3 ebenda, S. 257 f.
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Im folgenden soll nun ausgeführt werden, warum der Begrün­
dungs Zusammenhang b e i d e r  Positionen sich bei näherem 
Hinsehen als problematisch erweist.

Braverman geht in seiner These der absoluten Dequalifizie- 
rung von traditionellen Handwerkerqualifikationen aus; die­
se bilden sozusagen seinen Qualifikationsmaßstab; da ihm 
der Nachweis der Umwandlung eines großen Teils von Hand­
werkertätigkeiten in Industriearbeit im Laufe der indu- 
striellen-kapitalistschen Entwicklung unschwer gelingt, 
kann er behaupten, daß eine große Anzahl von Lohnarbeitern 
einer absoluten Dequalifizierung ausgesetzt ist.
Fraglich ist nur, ob es zulässig ist, historisch nicht 
identische Beschäftigungsgruppen miteinander in dieser 
Weise zu vergleichen. Problematisch sind ebenso die unter­
schiedlichen Bezugspunkte, die Braverman für seine Ein­
schätzung der Qualifikationsentwicklung wählt. Auf der 
einen Seite geht Braverman aus von traditionellen Handwer­
kerqualifikationen, die zerschlagen werden; für die Be­
gründung seiner These der relativen Dequalifizierung nimmt 
er andererseits die Entwicklung der gesellschaftlichen 
Produktivkräfte als Maßstab von Qualifikation.
Wenn aber, wie Braverman hervorhebt, sich die Zunahme ge­
sellschaftlichen Wissens zuallererst im Produktionsapparat 
materialisiert und dessen Vermehrung und Anwendung nur durch 
eine Minderheit von hochqualifizierten Lohnarbeitern er­
folgt, während die Mehrheit der Lohnarbeiter davon ausge­
schlossen bleibt, kann als Bezugspunkt für Qualifikation nur 
das den fortgeschrittensten Technologien entsprechende 
gesellschaftliche Wissen genommen werden, nicht aber ein 
vorindustrieller Stand von Kenntnissen und Fähigkeiten.
Hopf hat diesen Einwand gegen eine ganze Tradition indu­
striesoziologischer Forschung sehr entschieden formuliert 
und versucht, ein angemesseneres Vorgehen für industrie­
soziologische und arbeitswissenschaftliche Untersuchungen 
aufzuzeigen:
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"... (es ist) ... in bezug auf die Produktivkräfte der gesellschaft­
lichen Arbeit als Maßstab von Qualifikationen zu fragen, in welchem 
Maß und in welcher Form die einzelnen Beschäftigtengruppen an der 
Entwicklung und Anwendung der Produktivkräfte der gesellschaftlichen 
Arbeit beteiligt sind. Damit wird der Tatsache Rechnung getragen, 
daß höhere Stufen der Produktivkraftentwicklung nicht einfach als 'Be­
raubung' einer bestimmten, identischen Beschäftigtengruppe um die gei­
stigen Potenzen der Arbeit aufgefaßt werden können, sondern gerade , 
eine erweiterte Fähigkeit zur Aneignung der Natur bedeutet, die dem 
Einzelarbeiter nicht unbedingt geraubt wird (er muß sie vorher gar 
nicht besessen haben), sondern an der er überhaupt nicht partizipiert.
Die kooperierenden Lohnarbeiter sind dann nicht deshalb dequalifiziert, 
weil sie Restriktionen ihrer individuellen Tätigkeiten unterworfen 
sind, sondern deshalb, weil sie von den erweiterten Potenzen der ge­
sellschaftlichen Arbeit, die sich in planmäßiger Lenkung der systemati­
schen Anwendung der Naturwissenschaften verselbständigen, wegen der 
antagonistischen Form der Prodiaktion ausgeschlossen sind. ... Der 
bloße Vergleich von Veränderungen der Tätigkeiten einer bestimmten Be­
schäftigtengruppe unter dem Gesichtspunkt der individuellen Qualifika­
tionsentwicklung infolge technischen Fortschritts ist ... unvollstän­
dig, weil auch eine historisch konstatierte Höherentwicklung individuel­
ler Qualifikationen gegenüber dem erreichten Stand der Produktivkräfte 
der gesellschaftlichen Arbeit noch Zurückbleiben kann."!
Hopf schlußfolgert daraus, daß Untersuchungen über die Ent­
wicklung von Qualifikation immer doppelt bezogen sein müs­
sen: auf die Tätigkeit einer bestimmten Beschäftigtengruppe 
und auf die im Kapital verselbständigten Potenzen der ge-* 
sellschaftlichen Arbeit.1 2
In dieser Untersuchungsperspektive erweist sich dann aller­
dings die Frage nach dem "durchschnittlichen" Qualifikations­
niveau des Gesamtarbeiters als irreführend. Das Konstrukt 
des "durchschnittlichen" Qualifikationsniveaus suggeriert 
eine Größe, die in der empirischen Realität nicht existiert.
Anhand der (noch) am weitesten verbreiteten Qualifikations­
typen im (west)deutschen "Beschäftigungssystem" kann dies 
leicht veranschaulicht werden.
Den statistischen Durchschnitt eines irgendwo in der "Mitte" 
angesiedelten Qualifikationsniveaus aus so unterschiedlichen

1 W. Hopf: Legitimation und Qualifikation - Kritische Anmerkungen zu 
neueren Bildungssystemanalysen. Unveröffentl. Manuskript Juli 1976. 
S. 40 f.

2 ebenda, S. 42 ff.
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Arbeitskräftegruppen (und Qualifikationsprofilen) wie den 
un- und angelernten Arbeitskräften, den Arbeitskräften mit 
einer betrieblichen Lehre oder einer Fachschulausbildung 
und schließlich den Fachhochschul- und Hochschulabsolven­
ten ziehen zu wollen, erscheint absurd.
Versucht man - wie Hopf vorschlägt - bestimmte Beschäfti­
gungsgruppen zu identifizieren und ihrer Entwicklung zu 
verfolgen, so ergeben sich zwei Ansatzpunkte: Es kann von 
historisch gewachsenen Qualifikationstypen ausgegangen wer­
den, wie zum Beispiel den für Deutschland charakteristischen 
Facharbeiter (der im Gegensatz zum traditionellen Handwerker 
als spezifisches Produkt industriell-kapitalistischer Ent­
wicklung in Deutschland begriffen werden muß) oder den 
"Akademiker"; zu untersuchen wäre dann, inwieweit sich die­
se Arbeitskräftegruppen unterscheiden, in welchem Verhält­
nis sie zueinander stehen, welchen Wandlungen (und mögli­
cherweise Auflösungsprozessen) sie unterworfen sind.
Die zweite Möglichkeit besteht darin, die einzelnen Ar­
beitskräftegruppen in Bezug zu setzen zu dem in den fortge­
schrittensten Technologien verkörperten gesellschaftlichen 
Wissen und zu der Gruppe von hochqualifizierten Arbeits­
kräften, die dieses Wissen anwenden und weiterentwickeln.
Diese beiden Vorgehensweisen schließen sich keineswegs aus, 
sondern ergänzen sich bestenfalls.
Erweist sich das Konstrukt des "durchschnittlichen" Quali­
fikationsniveaus des Gesamtarbeiters demnach als unbrauch­
bar für empirische Qualifikations- und industriesoziologi­
sche Forschung, so bleibt festzuhalten, daß damit das Kon­
zept "einfacher Durchschnittsarbeit" nicht hinfällig wird. 
Allein mit der Analyse der Tendenz zur Reduktion komplizier­
ter auf einfache Arbeit ist wiederum die Wertseite und nur 
indirekt die stoffliche Seite des Produktionsprozesses 
erfaßt. Die Unterscheidung von komplizierter und einfacher 
Arbeit wird von Marx eingeführt, um differenzierter den
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Wertbildungs- und Verwertungsprozeß zu untersuchen.
Fragwürdig ist deshalb der Versuch von Bader u.a.,die 
Tendenz zur Reduktion komplizierter auf einfache Arbeit 
zum Ausgangspunkt ihrer These des steigenden qualifikatori- 
schen Niveaus dieser Durchschnittsarbeit zu nehmen. Hier 
scheint die Vorstellung untergründig mitzuwirken, bei dem 
Reduktionsprozeß würden bestimmte Eigenschaften komplizier­
ter Arbeit in die einfache Durchschnittsarbeit eingehen.
Nur mit der Notwendigkeit der Variabilität des Arbeitsver­
mögens läßt sich ein steigendes Qualifikationsniveau des 
Gesamtarbeiters nicht begründen. Die Notwendigkeit der Va­
riabilität des Arbeitsvermögens ist mit der kapitalisti­
schen Produktionsweise, insbesondere mit ihren Methoden 
der relativen Mehrwertproduktion und der damit verbundenen 
Verwissenschaftlichung des Produktionsprozesses gesetzt. 
Warum diese Notwendigkeit eine besondere historische Ent­
wicklungslinie, nämlich das Ansteigen der Qualifikations­
anforderungen, begründen soll, ist nicht ersichtlich.^

Der Akzent in der Argumentation von Heise liegt denn auch 
auch weniger auf der notwendigen Variabilität des Arbeits­
vermögens; für Heise ergibt sich die Höherqualifizierung 
der Arbeitskräfte eher aus der spezifischen stofflichen Sei­
te des Produktionsprozesses in entwickelten kapitalistischen 
Gesellschaften. Damit vermeidet sie aus dem begrifflichen 
System der Kritik der politischen Ökonomie, also aus Kate­
gorien, die vornehmlich solche der Wert-Analyse sind, empi­
rische Aussagen über die Entwicklung der stofflichen Seite 
von Produktionsprozessen herzuleiten. Heise stellt den 
hochentwickelten Arbeitsprozeß, der das "umfassend befähigte 
Individuum" erfordert, dem Verwertungsprozeß gegenüber, 
der dasselbe Individuum immer wieder auf den bornierten

1 So auch W. Hopf, a.a.O., S. 81-82 und
K. Gilgenmann: Die Form der gesellschaftlichen Organisation von 
Bildungsprozessen. Berliner Dissertation 1975 (Fü Berlin, FB 11 - 
Philosophie und Sozialwissenschaften), S. 29 ff., insbes. S. 32
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Teilarbeiter zurechtstutzt. Es mag hier dahingestellt 
bleiben, ob es zulässig ist, die stoffliche Seite des 
Produktionsprozesses in dieser Weise gegen seine Wertseite 
"auszuspielen". Die mit Hinweis auf die stoffliche Entwick­
lung des Produktionsprozesses behauptete Tendenz zur Höher­
qualifizierung bleibt jedenfalls Versicherung, Heise

2bleibt den ausgeführten BegründungsZusammenhang schuldig.

i

1 H. Heise, a.a.O., S. 149
2 F. Haug u.a. haben in

Projektgruppe Automation und Qualifikation:
Automation in der BRD, Argument-Sonderband 7. Berlin (West) 1975 
versucht, diesen BegründungsZusammenhang in empirischer Form zu 
liefern (vgl. auch F. Haug u.a.: Automation führt zu Höherquali­
fikation - Thesen über Hand- und Kopfarbeit. In: Demokratische Er­
ziehung. 1975, H.4, S.90 ff. Wie sie mit diesem Unterfangen geschei­
tert sind, wird deutlich ih der Kritik von 0. Mickler, -W. Mohr,
U. Kadritzke, a.a.O., S. 9.ff. ,
Vgl. auch die Kritischen Anmerkungen von T. Malsch, a.a.O., S.138 f.
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5. DIE GESELLSCHAFTLICHE QUALIFIKATIONSENTWICKLUNG UND DIE 
MÖGLICHKEITEN IHRER PROGNOSE

Als Fazit der.bislang angestellten Überlegungen kann fest­
gehalten werden, daß weder der eher stofflich orientierte 
Funktionsbereichsansatz mit der Unterscheidung von primärer, 
sekundärer (und tertiärer) Arbeit noch die mehr an der Ana­
lyse des Verwertungsprozesses orientierten Konzepte, die 
vom begrifflichen System der Kritik der Politischen Ökono­
mie ausgehen, es ermöglichen, genaue und detaillierte Aus­
sagen über die mittel- und langfristigen Entwicklungsten­
denzen von Arbeitsanforderungen und Qualifikationsstruktur 
zu machen.
Der an der stofflichen Seite des Produktions- und Repro­
duktionsprozesses orientierte Begründungszusammenhang er­
scheint mit seiner Prognose des Ansteigens sekundärer und

1tertiärer Arbeit zunächst plausibel.
Allgemein lassen sich bestimmten Entwicklungen im Verhält­
nis von primärer, sekundärer und tertiärer Arbeit vermuten. 
Aber selbst wenn man der Annahme folgt, daß die Tendenz 
zur Zunahme des Anteils sekundärer und tertiärer Arbeit die 
Gegentendenz der Prozeßaufsplitterung (die Bereiche unbe­
stimmten Arbeitshandelns rückgeführt in bestimmtes Arbeits­
handeln) überlagert, lassen sich daraus keine direkten 
und eindeutigen Schlüsse für die Entwicklung der Qualifika­
tionsanforderungen und der Qualifikationsstruktur ziehen.
Andererseits erlauben weder die in der Marxschen Kritik 
der politischen Ökonomie begründete Tendenz zur Steigerung 
der organischen Zusammensetzung des Kapitals noch die mit 
den Produktionsmethoden des relativen Mehrwerts gesetzte 
Notwendigkeit der Variabilität des Arbeitsvermögens allge­
meine Rückschlüsse auf die Entwicklung der Qualifikations­
struktur des Gesamtarbeiters. Wesentliche Aspekte des Zu­
sammenhangs von Produktionsapparat, betrieblichem und ge­
sellschaftlichem Gesamtarbeiter und Qualifikationsstruktur 
sind nur in empirischen Einzeluntersuchungen zu klären^

1 vgl. auch V.M. Bader, a.a.o., S. 257 Fn. 186
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die Möglichkeiten empirischer Verallgemeinerung sind be­
schränkt.
Aus diesem Grunde reicht es nicht aus, so wie Gensior/
Krais es getan haben, an der herkömmlichen industriesozio­
logischen Forschung zu kritisieren, daß auf der Grundlage 
einer sehr schmalen empirischen Datenbasis vorschnelle Ver­
allgemeinerungen vorgenommen würden.^ Damit wird eine 
fundierte Prognose der gesellschaftlichen Qualifikations­
entwicklung lediglich abhängig gemacht von einer Intensivie­
rung empirischer Forschung und theoretischer Arbeit.
Für Gensior/Krais ergibt sich ein "Ansatzpunkt für genera­
lisierende Hypothesen über die Entwicklung der Qualifika­
tionserfordernisse auf Basis einzelbetrieblicher Untersuchun 

2gen" mit der Erfassung der Veränderungen in der Struktur 
des Gesamtarbeiters und der systematischen Einordnung von 
Einzelergebnissen. Zum wesentlichen Problem einer Prognose 
gesellschaftlicher Qualifikationsentwicklung wird also die 
Gewinnung reichhaltigen und zuverlässigen empirischen Mate­
rials und seine korrekte "systematische" Ordnung erklärt. 
Stillschweigend wird davon ausgegangen, daß dann aussage­
kräftige Prognosen über die zukünftige Arbeitskräfte- und 
Qualifikationsstruktur möglich sind.
Im Gegensatz dazu hat Offe ein unüberwindbares empirisches 
und logisches Prognosedefizit festgestellt:
"Ob die 'autonomen' (d.h. nicht vom Bildungssystem selbst induzierten) 
Determinanten der Nachfrage des Beschäftigungssystems prognostizierbar 
sind, scheint insbesondere in einem Wirtschaftssystem fraglich, in dem 
die Investitionsentscheidungen durch privates Profit-Kalkül und Konkur­
renzdruck zustande kommen, einer umfassenden Planung also schon deshalb 
nicht zugänglich sind, weil der Zeithorizont der Personalplanung in 
den Unternehmen beschränkt ist und der Zugriff auf die vorhandenen 1 2

1 S. Gensior, B. Krais: Arbeitsmarkt und Qualifikationsstruktur - Zur 
Problematik der Ermittlung und Verallgemeinerung von Qualifikations­
anforderungen. In: Soziale Welt 1974, H. 3, S. 294 ff., insbes. S.
329

2 ebenda.
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Planungsinformationen blockiert werden kann."

Gegenüber der liberalen Zielsetzung, das Bildungssystem 
besser auf das Beschäftigungssystem abzustimmen, und der 
marxistischen Kritik der Einbindung des Bildungssystems in 
die Verwertungsstrategien des Kapitals, verweist Offe dar­
auf, daß über die Bemühungen von beiden Seiten die logisch 
vorauszusetzende Frage zu kurz gekommen ist, ob das Ziel . 
einer "globalen Anpassung der Bildungsproduktion an die 
Bedarfslage des Beschäftigungssystems überhaupt im Bereich 
der Möglichkeit dessen liegt, was Bildungsplanung und -poli­
tik im Rahmen einer kapitalistisch verfaßten Industriege-

2Seilschaft zu leisten in der Lage sind." 1 2

1 C. Offe; Bildungssystem, B'eschäftigungssystem und Bildungspolitik - 
Ansätze zu einer gesamtgesellschaftlichen Funktionsbestimmung des 
Bildungssystems. In: Bildungsforschung. Hrsg. H. Roth u. D. Frie­
drich (Teil 1). Stuttgart 1975, S. 230-231

2 ebenda, S. 229 (Hervorhebung im Original)
Im Gegensatz zu und in polemischer Kritik an Offe hat Gensior in ih­
rer Berliner Dissertation "Interpretation oder Prognose? Empirische 
und theoretische Probleme in der Diskussion über staatliche Planung 
der Arbeitskräfte- und Berufsbildungspolitik" (1977 - FU Berlin,
FB 11 - Philosophie und Sozialwissenschaften) versucht, die prinzi­
pielle Möglichkeit von Arbeitskräftebedarfsprognosen zu begründen.
Auch in dieser Arbeit sieht Gensior die bisherigen Probleme mit 
solchen Prognosen vor allem im unzureichenden Stand sozialwissen­
schaftlicher Theoriebildung - insbesondere in methodischen und me­
thodologischen Schwächen empirischer Untersuchungen und unzureichender 
Integration einzelwissenschaftlicher Ergebnisse. Im dezidierten 
Festhalten an der Notwendigkeit und Möglichkeit weiterer intensiver 
Arbeit im Bereich prognostischer Arbeitskräfteforschung argumentiert 
Gensior allerdings recht widersprüchlich. Sie geht zunächst von 
"immer differenzierter werdenden Diskussionen um die Tragfähigkeit 
und Weiterentwicklung des Arbeitskräftebedarfsansatzes" (ebenda, S.
84) aus, ohne näher anzugeben, welche Untersuchungen sie dabei im 
Auge hat; am Ende ihrer Arbeit weist sie dann selbst darauf hin, daß 
"prognostisch relevante Aussagen über Arbeitskräfte und Arbeits­
märkte nicht sehr weit greifen" (ebenda, S. 256), um für sich die­
sen Widerspruch und das diesem zugrunde liegende Problem folgendermaßen 
zu lösen:
"Hält man sich die oben schon erwähnt ungeklärte Reichweite sozial­
wissenschaftlicher Theorie und Praxis vor Augen, die auch in bezug 
auf eingeschränktere Fragestellungen zu verzeichnen ist, so kann 
möglicherweise schon eine nicht-forschungsdefaitistische Sichtweise 
oder ein nicht-metaphysisches Theorieanrufen eine gewisse Klarheit 
in diese manchmal schon zirkulär anmutenden Diskussionen über die 
Notwendigkeit der 'Theoretisierung1 der angesprochenen Forschungs­
probleme bringen." (ebenda, S. 258)
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Die Anarchie der kapitalistischen Produktionsweise ist nach 
Offe ein wesentlicher Grund für das behauptete Prognose­
defizit. Noch bedeutsamer erscheint ihm jedoch ein anderer 
Umstand. Für Offe ist das Angebot an Qualifikation selbst 
eine wichtige Determinante der Qualifikationsnachfrage, so
"daß ... die Bildungspolitik, das, an dem sie sich zu orien-

1tieren glaubt, selbst mitproduziert".

Damit wird mit der traditionellen bildungsökonomischen Be­
trachtungsweise gebrochen, der es immer nur um die Ermitt­
lung des Qualifikationsbedarf im Beschäftigungssystem ging, 
um das Bildungssystem dann darauf "abzustimmen". Offe be­
zweifelt darüber hinaus, daß das Bildungssystem überhaupt
unter dem Primat der Herstellung "produktivitätsrelevanter"

2Qualifikationen der Arbeitskraft stehe.

Mit diesen Thesen weist Offe über den herkömmlichen Rahmen 
industriesoziologischer Forschung hinaus. Wenn die gesell­
schaftliche QualifikationsStruktur und ihr historischer 
Wandel nicht ausschließlich determiniert werden durch Ent­
wicklungen im Produktions-/Beschäftigungssystem, erweist sich 
die auf die Analyse des Produktions- und VerwertungsPro­
zesses beschränkte Frage nach den Entwicklungstendenzen von 
Arbeit als zu eng gefaßt. Als wesentliches Problem tritt 
die Erzeugung von Qualifikationen außerhalb des Produktions­
prozesses hinzu, umfassender: die spezifische Form der ge­
sellschaftlichen und individuellen Reproduktion der Arbeits­
kräfte .
Da das erkenntnisleitende Interesse dieser Arbeit darin 
besteht, Möglichkeiten und Grenzen einer sozialwissenschaft­
lichen Fundierung staatlicher Bildungsplanung und -politik 
auszumachen, soll im Folgenden jedoch lediglich ein Aus­
schnitt des angesprochenen Problembereichs behandelt werden, 1 2

1 C. Offe, a.a.O., S. 230 ,
2 ebenda, S. 222. offe kritisiert gleichzeitig die (selten hinter­

fragte) Annahme, daß "formale Bildungsprozesse tatsächlich zur Her­
stellung jener Qualifikationen führen".
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nämlich die gesellschaftliche Organisation von Bildungs­
prozessen.
Im Vordergrund steht dabei die Frage nach dem gesellschaft­
lichen Strukturzusammenhang von Bildungsinstitutionen.

Wenn unterstellt werden kann, daß aufgrund mangelnder Relia­
bilität gesellschaftliche Arbeitskräftebedarfsprognosen 
weder den Rahmen noch detaillierte Zielorientierungen für 
staatliche Bildungsplanung abgeben können, muß geprüft wer­
den, welcher Anhaltspunkte sich staatliche Bildungsplanung 
überhaupt versichern kann.
Nach Offe leidet die staatlich organisierte Reform und 
Expansion des Bildungswesens "an einem Kriterienmangel, der 
es ihr verbietet, sich als rationale Strategie zur Produk­
tion des Bedarfs des BeschäftigungsSystems an qualifizier­
ter Arbeitskraft zu organisieren." Die Entscheidungssitua­
tion der Bildungsplanung ist "unterdeterminiert". Die ange­
messenste politisch-administrative Reaktion hierauf ist 
die Entscheidung für eine "maximalistische" Bildungsstra­
tegie, die möglichen aber nicht vorhersehbaren Engpässen 
auf dem Arbeitsmarkt vorbeugt durch die Bereitstellung 
von "qualifikatorischen Eingriffsreserven".^

1 ebenda, S. 232: "Diese Strategie ist so paradox wie die militärstra­
tegische des Aufbaus von "overskill"-Kapazitäten: man kann die 
Gewißheit, einer ungewissen Bedarfslage in der Zukunft genügen zu 
können, nur dadurch maximieren, daß man darauf verzichtet, dem 
eigenen Handeln ein Zielmodell zugrunde zu legen, sich also von 
Nachfrageerwägungen freimacht und sich zumindest zusätzlich für 
andere Motive, Handlungslegitimationen und Relevanzgesichtspunkte 
öffnet, die geeignet sind, eine solche maximalistische Strategie 
zu tragen. Deshalb können Bildungspolitik und BildungsSystem eine 
bedarfsgerechte Qualifikation des gesellschaftlichen Arbeitsver­
mögens nur dann (wenngleich keineswegs zuverlässig dann) zustande­
bringen, wenn sie diese Funktionen nicht zu ihrem dominanten Motiv 
macht. Diese entscheidungstheoretisch rekonstruierbare Problemlage 
von Bildungsplanung und -politik läßt sie für gesellschaftliche 
Problemlagen reagibel werden und für deren Bearbeitung reale Funk­
tionen übernehmen, die nach dem Denkmuster einer arbeitswirtschaft­
lichen Versorgungsstrategie weder Zustandekommen noch erklärt wer­
den können..." (Hervorhebungen im Original.)
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Daß staatliche Bildungsplanung die Möglichkeit hat, eine 
solche "maximalistische" Bildungsstrategie einzuschlagen, 
wird von Offe unterstellt. Die Handlungsräume eines zuneh­
mend größere Autonomie gewinnenden Bildungssystems werden 
als relativ groß veranschlagt.
Die kritische Prüfung dieser folgenreichen Hypothesen 
bietet einen günstigen Ansatzpunkt, um die Diskussion des 
gesellschaftlichen Strukturzusammenhangs von Bildungsinsti­
tutionen aufzunehmen.
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II. ZUR GESELLSCHAFTLICHEN BESTIMMTHEIT VON BILDUNGS­
INSTITUTIONEN

1. ZUM VERSUCH EINER PUNKTIONSBESTIMMUNG DES "BILDUNGS­
SYSTEMS"

Gegen die dominierenden "finalistischen Handlungsvorstel­
lungen" im Alltagsbewußtsein der im Bildungssystem Handeln­
den sowie einer Mehrzahl bildungssoziologischer Studien 
setzt Offe die Annahme,
"daß Interessen und Intentionen nur den Einbildungen ihrer Träger nach 
den gesellschaftlichen Strukturen und Prozessen zugrundeliegen, in 
Wahrheit aber nichts als Interpretation oder subjektiver Reflex von 
'apersonalen strukturellen Verknüpfungen' ... sind, die den Zusammen­
hang zwischen Subsystem und seinen gesamtgesellschaftlichen Auswirkungen 
hersteilen ... (Es sind) ... solche strukturellen Korrespondenzbezie­
hungen ... die den Zusammenhang zwischen Bildungssystem und seiner ge­
sellschaftlichen Umwelt vermitteln..."!

Den Zusammenhang zwischen Bildungssystem und seiner gesell­
schaftlichen Umwelt will Offe mit seinem bestimmten Verfahren 
der Funktionsbestimmung klären. Dieses Verfahren geht von 
gesellschaftlichen Strukturproblemen bzw. Problemlagen aus. 
Gefragt wird dann, ob und gegebenenfalls wie die Bearbei­
tung dieser Strukturprobleme durch staatliche Instanzen er­
folgt. Schließlich wird verfolgt, welche Folgeprobleme sich
aus der politischen Bearbeitung gesellschaftlicher Problem- 

2lagen ergeben:
"Eine solche, im Gang der Forschung zu verfolgende Sequenz von objekti­
ver Problemlage, politischer Problemdefinition und Folgeproblemen scheint 
jenen konkurrierenden Ansätzen in ihrer Erklärungskraft überlegen zu 
sein, welche von der Perspektive des politischen Akteurs "Staat" aus 
argumentieren und dabei davon ausgehen, daß die vom politischen System 
vollzogene Definition und Strukturierung der Probleme im großen und 
ganzen mit den objektiven Problemlagen einer Gesellschaft schon identisch 
seien (dies entspräche der raerkwürdig-harmonistischen Vorstellung, der 
Staat könne tatsächlich als 'ideeller Gesamtkapitalist' fungieren)..."3

1 C. Offe, a.a.O., S. 220
2 ebenda, S. 236
3 ebenda, S. 238 (Hervorhebungen im Original)
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Ob der kritische Funktionalismus Offe'scher Prägung konkur­
rierenden Ansätzen an analytischer Präzision und Reichwei­
te eindeutig überlegen ist, soll im folgenden diskutiert 
werden.
Zunächst: welches sind - nach Offe - die gesellschaftlichen 
Problemlagen, auf die das Bildungssystem zu reagieren hat?
In entwickelten kapitalistischen Industriegesellschaften 
sind dies 1. Probleme der stofflichen Qualifikation und 
der Herstellung der Disponibilität von Arbeitsvermögen, 2. 
Probleme der gesellschaftlichen Integration der Arbeits­
kräfte in die bürgerliche Gesellschaft, 3. Probleme der 
Beschaffung von Legitimation für diese Gesellschaft und
4. Probleme der Substitution "von gesellschaftlichen Sub­
systemen, deren Funktionstüchtigkeit von der Dynamik der 
industriell-kapitalistischen Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist."

Zu 1
Offe unterscheidet in Anlehnung an Dahrendorf und Kern/ 
Schumann zwischen der "stofflichen Seite" der Qualifikation 
- "Fertigkeiten und Kenntnisse, die den Arbeiter befähigen, 
ein konkret-nützliches Ding herzustellen" - und der "ge­
sellschaftlichen Seite" der Qualifikationen - worunter die 
"Fähigkeit und Bereitschaft verstanden wird ... unter den 
organisatorischen und wirtschaftlichen Bedingungen" zu 
arbeiten, "die den Arbeitsprozeß gleichzeitig zum Verwer- 
tungsprozeß machen". Die Unterscheidung zwischen den 
beiden Seiten von Qualifikation ist bei Offe zugleich 
Voraussetzung und Resultat seiner These einer Veränderung 
der Qualifikationsanforderungen des Beschäftigungssystems. 
Mit Verweis auf Arbeiten des ISF (München) und des SOFI 
(Göttingen) übernimmt er die Thesen des "qualifikations­
sparenden" technischen Fortschritts und der Polarisierung

1 ebenda, S. 247
2 ebenda, S. 225
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von Qualifikationen. Kennzeichnend für die Entwicklungs­
tendenzen der Qualifikationsanforderungen im Beschäftigungs­
system ist für Offe nicht, daß sich die stofflichen Quali­
fikationsanforderungen erhöhen, sondern daß sie einer 
merkbaren Veränderung unterliegen; die stofflichen, auf 
die konkret nützliche Seite der Arbeit bezogenen Anforde­
rungen werden "paradoxerweise selbst abstrakt":
"... nicht ein konkretes Arbeitsvermögen, sondern die Fähigkeit zur 
Aneignung immer neuer stofflicher Arbeitsvermögen soll gelernt werden. 
Der Schwerpunkt des Qualifikationsbedarfs liegt auf der Ausbildung kog­
nitiver Fähigkeiten, die sich durch einen hohen Allgemeinheitsgrad und 
dementsprechend durch leichte Transferierbarkeit von einer Arbeitsauf­
gabe zur anderen auszeichnen."1
Hieraus folgt, daß die stoffliche Seite der Qualifikation 
der Arbeitskraft nicht mehr durch eine eindeutige Qualifika­
tionsnachfrage des Beschäftigungssystems bestimmt werden 
kann. Das Abstraktwerden stofflicher Arbeitsanforderungen 
nimmt Offe zum Indiz, das eine Tendenz zur Autonomisierung 
des Bildungssystems vermuten läßt. Wenn nämlich die stoff­
lichen Qualifikationsanforderungen des Beschäftigungssy­
stems unbestimmter werden, das Bildungssystem aber weiter 
bestimmte Qualifizierungsleistungen wahrnimmt, werden die 
im Beschäftigungssystem eingesetzten Qualifikationen eher 
vom Angebot des Bildungssystems denn von der Nachfrage 
des Beschäftigungssystems geprägt sein. Offes Fazit:
"Es ist nicht nur nicht erweisbar, daß der quantitative Qualifikations­
bedarf säkular ansteigt und sich die Entwicklung des Schulsystems als 
die kontinuierliche Steigerung eines Angebots rekonstruieren läßt, wel­
ches diesen Bedarf zu erfüllen geeignet ist; es gibt darüber hinaus 
sogar plausible Anhaltspunkte dafür, daß das vom Bildungssystem produ­
zierte Angebot an qualifizierter Arbeitskraft eine der Hauptdeterminan­
ten des Niveaus der vom Beschäftigungssystem ausgeübten Nachfrage ist."^
Offe betont, daß die durch "Unterdeterminiertheit" gewonnene 
relative Autonomie des Bildungssystems nicht so zu verste­
hen ist, als ob das Bildungssystem beliebigen Kriterien 
und Zielvorstellungen unterworfen werden könnte. Bildungs-

1 ebenda, S. 225
2 ebenda, S. 223-224
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politik gewinnt ihre Kriterien angesichts des Unbestimmt­
werdens stofflicher Qualifikationen eher in bezug und in 
Reaktion auf die andere Seite der Qualifikation von Ar­
beitsvermögen, jene die Offe als "gesellschaftliche" be­
zeichnet .

Zu 2
Mit der "gesellschaftlichen" Qualifikation von Arbeits­
vermögen sind die Integrations-, Legitimations- und Sub­
stitutionsfunktionen des Bildungssystems angesprochen.
Zur gesellschaftlichen Qualifikation von Arbeitsvermögen
gehört die erfolgreiche Einübung der 'cultural requisites

1of capitalism' (Gintis). Diese werden bereits durch die 
formalen Prozeduren der Bildungsinstitutionen gefördert.
Es handelt sich um die Ausbildung allgemeiner Arbeitstu­
genden (wie Fleiß, Pünktlichkeit, Zuverlässigkeit) und in­
stitutioneller Loyalitäten. Die "normative Abstimmung auf

2bestimmte 'Produktionsverhältnisse 111 gilt vorbeugender 
Stabilisierung, der Prävention von Klassenkonflikten und 
abweichenden Verhaltensweisen. Die Bildungsinstitutionen 
vermitteln Einstellungen und Verhaltensmuster, "die in der 
industriell-bürokratischen Arbeitswelt gefördert werden 
dadurch, daß hier wie dort die soziale Situation durch 
hierarchische Anforderungsbefugnisse und die Ökonomie der 
Zeit organisiert ist, daß eine formale Anstaltsdisziplin 
herrscht, daß individueller Wettbewerb und individuelle 
Bewertung gefördert und kooperative Tugenden eher beein­
trächtigt werden, daß 'extrinsische', d.h. nicht in der 
Tätigkeit selbst, sondern in ihrem äußerlichen Tauschwert 
(hier Noten, dort Geld) gelegene positive Sanktionen verwen­
det werden, und daß als negative Sanktion der Verlust des 
sozialen Status und die Aussonderung aus informellen 
Bezugsgruppen angedroht ist."^ Die Konditionierung von

1 vgl. H. Gintis: Zur Dialektik der Bewußtwerdung im Spätkapitalismus. 
Berlin (West) 1974 und ders.: Education, Technology, and the ' 
Characteristics of Worker Productivity. American Economic Review
Bd. 61, 1971, S. 266 ff.

2 C. Offe, a.a.O., S. 234
3 ebenda, S. 235
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Verhaltensdispositionen ist somit ein wesentlicher Aspekt 
der gesellschaftlichen Qualifizierung von Arbeitsvermögen; 
einen weiteren Aspekt, der zunehmend an Bedeutung gewinnt, 
sieht Offe in der Verlängerung formaler Bildung, die dem 
"Obsoletwerden der Arbeitskraft" Vorbeugen soll; gesell­
schaftliche Qualifizierung ist also gleichzeitig Bestand­
teil prophylaktischer Beschäftigungspolitik.

Zu 4
Neben der legitimatorisehen Funktion (der 3. funktionale 
Bezugspunkt) hebt Offe besonders die substitutive Funktion 
des Bildungssystems hervor. Als Beispiele für "defizitär" 
gewordene gesellschaftliche "Subsysteme", die das Bildungs­
system zumindest z.T. ersetzen muß, nennt Offe so unter­
schiedliche Instanzen wie die Familie, den Betrieb (in sei­
ner Eigenschaft als Ausbildungsträger im "dualen System"), 
den Arbeitsmarkt.
Das Bildungssystem übernimmt in Gestalt von Kindergärten 
und Vorschulen familiale Funktionen, es erweitert seinen 
Anteil an der beruflichen Bildung, es absorbiert "über­
schüssige" Arbeitskraft, die keine Aufnahme auf dem Arbeits­
markt findet. Schließlich müssen mit dem Fragwürdigwerden der 
kulturellen Überlieferung auch die Erwachsenen mit "flächen­
deckenden" Bildungsangeboten versorgt werden; die früher 
naturwüchsig verlaufende Transmission von Verhaltensorien­
tierungen muß in hochentwickelten Industriegesellschaften 
in formalisierten Bildungsprozessen geleistet werden, was 
zugleich dem politischen System eine Verstärkung sozialer 
Kontrollen ermöglicht.

1 ebenda, S. 234 .
2 Die Analyse dieses Punktes ist einer der scharfsinnigsten Teile des 

Beitrages von Offe; ein näheres Eingehen hierauf würde jedoch den 
Diskussionszusammenhang des Abschnitts überdehnen.

3 ebenda, S. 245 f.
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2. ZUR THESE DER AUTONOMISIERUNG DES "BILDUNGSSYSTEMS"

Die von Offe vorgenommene Funktionsanalyse des Bildungs­
systems, die hier kurz resümiert wurde, enthält mehrere, 
unter bildungsplanerischen Gesichtspunkten interessante The 
sen.
Die These, daß das Bildungssystem selbst den Einsatz von 
Qualifikationen im Beschäftigungssystem mitbestimmt, nimmt 
ihren Ausgangspunkt in der Unterscheidung von stofflichen 
und gesellschaftlichen Qualifikationen. Mit der Zunahme 
der Bedeutung gesellschaftlicher Qualifkationen wird die 
Autonomisierung des Bildungssystems begründet und dessen 
Einflußnahme auf das Beschäftigungssystem.
Problematisch an diesem ArgumentationsZusammenhang er­
scheint zweierlei: zum einen wird der Begriff der Qualifi­
kation von Offe überdehnt. Zum anderen bleibt unklar, 
in welchem Rahmen sich die Autonomisierung des Bildungs­
systems vollzieht.
Offe benutzt den Terminus gesellschaftliche Qualifikation 
in einer sehr umfassenden Weise. Fraglich ist allerdings, 
ob die allgemeine soziale Handlungs- und Arbeitsfähigkeit 
von Individuen, auf die Offe abstellt, unter diesen Begriff 
subsumiert werden sollten. Im Interesse einer genaueren Ana 
lyse der historischen Entwicklung von Qualifikationsanfor­
derungen wäre die Unterscheidung zwischen der allgemeinen 
sozialen Handlungsfähigkeit, dem Arbeitsvermögen und den 
spezifischen Qualifikationen von Arbeitskräften vorzuzie­
hen. Ein Großteil dessen, was Offe mit dem Terminus ge­
sellschaftliche Qualifikationen bezeichnet, würde dann 
besser mit den Begriffen der Handlungsfähigkeit bzw. des 
Arbeitsvermögens erfaßt. 1

1 Zur Unterscheidung von Arbeitsvermögen und Qualifikation vgl. auch 
den Abschnitt "Reproduktion und Qualifikation der Arbeitskraft" in: 
L. Peter, Probleme und Tendenzen der Qualifikationsstruktur der 
Arbeiterklasse im staatsmonopolistischen Kapitalismus. Sozialisti­
sche Politik 1973, H. 26, S. 7 ff.
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Als nachteilig für eine genauere Analyse der historischen 
Entwicklung von Qualifikationsanforderungen erweist 
sich auch die Tatsache, daß Offe keinerlei Angaben zum 
Verhältnis von stofflichen und gesellschaftlichen Qualifi­
kationen macht, vor allem im Prozeß ihres Erwerbs. Offe 
will keineswegs "in Abrede ... stellen, daß es eine bestimm­
te, technisch begründbare 1 Sockelqualifikation' gibt (z.B. 
Lesen/Schreiben, sprachliche Qualifikationen, mathematische 
Grundoperationen), die zur Grundausstattung einer jeden 
Arbeitskraft gehören muß, wenn sie überhaupt die Chance 
haben soll, von einem hochindustrialisierten Beschäftigungs-

1System aufgenommen zu werden." Fest steht für ihn auch, 
daß diese Sockelqualifikation im Rahmen formaler Bildungs­
prozesse erworben werden. Unerwähnt bleibt bei ihm, daß 
die meisten von ihm so bezeichneten gesellschaftlichen Qua­
lifikationen nicht "als solche", sondern nur über oder im 
Zusammenhang mit "stofflichen" (oder "technischen") Quali­
fikationen erworben werden können. Die "normative Abstim­
mung" auf bestimmte Produktionsverhältnisse erfolgt nicht 
isoliert, sondern im Rahmen von Lernprozessen, die den 
Erwerb grundlegender Kulturtechniken zum Inhalt haben. 
Althusser hat dies hervorgehoben:
"Die Reproduktion der Arbeitskraft macht ... deutlich, daß ihre conditio 
sine qua non nicht nur die Reproduktion ihrer 'Qualifikation' ist, 
sondern auch die Reproduktion ihrer Unterwerfung unter die herr­
schende Ideologie oder die 'Praxis' dieser Ideologie, bei folgender 
Präzisierung: daß es nicht genügt, 'sowohl als auch' zu sagen, denn 
es wird deutlich, daß die Reproduktion der Qualifikation der Arbeits­
kraft erfolgt in und unter den Formen der ideologischen Unterwer­
fung ^
Wie dies zu verstehen ist, verdeutlichen Baudelot und 
Establet (im Anschluß an Althusser) im Rahmen einer Analyse 
der Funktionsweise des französischen Schulwesens. Baudelot/ 
Establet weisen darauf hin, daß sich auch die Grund- und 
Hauptschulausbildung keineswegs nur auf die Vermittlung 
von Arbeitstugenden und Ideologie beschränkt. Die in der 1 2

1 C. Offe, a.a.O., S. 226
2 L. Althusser: Ideologie und ideologische Staatsapparate. In: ders., 

gleicher Titel. Berlin (West) 1977. S. 112
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allgemeinbildenden Schule erteilte Ausbildung enthält bei 
aller Dürftigkeit, die ihr im Bereich "niederer" Bildung 
zukommt, "Kerne" von Objektivität (noyaux d'objectivité) und 
eine gewisse produktive Zielrichtung (destination productive). 
Auch vermittelt die allgemeinbildende Schule wissenschaft­
liche Inhalte im engeren Sinne. Dies ist für das bürgerli­
che Schulwesen eine Notwendigkeit, die aber nicht verhin­
dert, daß die Vermittlungspraxis in ideologischen Bahnen 
verläuft, also spezifische Formen annimmt. Baudelot/Establet 
sehen in den "pratiques d'inculcation idéologique" sogar das 
bestimmende Element (aspect dominant) der allgemeinbilden­
den Schule :
"En effet, toute pratique d'inculcation idéologique, si simple soit- 
elle, suppose elle-même un 'savoir-faire', des 'techniques' appropriées, 
et leur apprentissage. Or, le propre de la pratique scolaire est juste­
ment de neutraliser toute différence entre les 'contenus' qui ont 
une valeur de connaissance, une destination productive, et ceux qui 
n'ont qu'une fonction idéologique, parce que tous les contenus de 
scolarisation sont enseignés de la même façon,_comme des savoir-faire 
scolaires."^

Die spezifische Funktionsweise des Bildungswesens besteht 
demnach gerade darin, uno actu kognitive Fähigkeiten, tech- 
nisch-instrumentelle Kenntnisse und Fertigkeiten, normati­
ve Orientierungen und bestimmte Verhaltensmuster zu vermit­
teln.
Daß dieser Sachverhalt von Offe in seiner Funktionsanalyse 
des Bildungswesens nicht zum Ausdruck gebracht wird, liegt 
wohl daran, daß er zum einen den Qualifikationsbegriff 
überdehnt, zum anderen die analytische Trennung von stoff­
lichen und gesellschaftlichen Qualifikationen unvermittelt 
bestehen läßt (und darin in eigentümlicher Weise an Haber­
mas' Dualismus von Arbeit und Interaktion erinnert).
Wenn aber die stofflichen Qualifikationen zu einem Groß­
teil gleichzeitig als Substrat der gesellschaftlichen 
Qualifikationen fungieren, d.h. gesellschaftliche Qualifi- * S.

1 C. Baudelot, R. Establet: L'école capitaliste en France. Paris 1971,
S. 277. Hervorhebungen im Original.



54

kationen ganz wesentlich über den Erwerb stofflicher Quali­
fikationen angeeignet werden, schwindet die Grundlage 
für die These eines BedeutungsZuwachses der gesellschaft­
lichen Qualifikationen auf Kosten der stofflichen.
Sie ist noch aus einem anderen Grunde problematisch: Die 
Vermittlung grundlegender Kulturtechniken gehörte zu den 
Funktionen des allgemeinen Bildungswesens seit seinem 
Entstehen im 18. u. 19. Jahrhundert; ebenso die "normative 
Abstimmung" auf bestimmte Produktionsverhältnisse und das 
Einschleifen spezifischer - im wesentlichen durch die 
Ökonomie der Zeit begründete - Verhaltensmuster. Die Höhe 
des "zivilisatorischen Minimums" der anzueignenden 
Kulturtechniken ist historisch variabel; daß sie in einem 
- zumindest vermittelten - Zusammenhang mit dem allgemeinen 
gesellschaftlichen (nicht technischen) Entwicklungsgrad 
steht, wird von Offe nicht bestritten. Auch aus dieser 
Perspektive erscheint die These einer Zunahme der Bedeu­
tung der gesellschaftlichen Qualifikationen auf Kosten der 
stofflichen nicht unbedingt sehr plausibel. Damit steht 
und fällt jedoch bei Offe die Begründung einer zunehmenden 
Autonomisierung des Bildungssystems. Der bloße Hinweis auf 
die wachsende substitutive Bedeutung des Bildungssystems 
im Hinblick auf traditionelle, "defizitär" gewordene In­
stitutionen wie Familie und Arbeitsmarkt leistet jeden-, 
falls keine überzeugende Begründung der Autonomisierungs- 
tendenz.

Um diese Tendenzaussage wissenschaftlich abzusichern, be­
dürfte es umfangreicher sozialhistorischer Studien und 
eines wesentlich umfassenderen BegründungsZusammenhangs.
Ausgangspunkt der Überlegungen hätte eine systematischere 
Klärung des strukturellen Zusammenhangs von Gesellschaft 
und Bildungsinstitutionen zu sein: diese wird in dem Bei-

1 vgl. z.B. - obwohl noch sehr "ideengeschichtlich" verfahrend - H. 
Titze: Die Politisierung der Erziehung - Untersuchungen über 
die soziale und politische Funktion der Erziehung von der Auf­
klärung bis zum Hochkapitalismus. Frankfurt a.M. 1973
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trag Offes zur Funktionsbestiimnung des Bildungswesens nicht 
geleistet. Offe betont den Unterschied zwischen der vom 
politischen System vollzogenen "Definition" und "Struktu­
rierung" gesellschaftlicher Probleme und den "objektiven 
Problemlagen" einer Gesellschaft. Wird also der Versuch 
gemacht, den Wahrnehmungs- und Bearbeitungsmodus gesell­
schaftlicher Probleme durch das politische System bzw. 
einzelner staatlicher Instanzen zu analysieren, so wird 
andererseits die Existenz staatlicher Institutionen 
schlichtweg vorausgesetzt. Offe analysiert die Wirkungsweise 
staatlicher Institutionen nur über ihre Wahrnehmung oder 
Nichtwahrnehmung von Funktionen, die Existenz staatlicher 
Institutionen definiert und begründet sich über ihre 
"funktionalen Bezugspunkte".
Der in Anlehnung an Bourdieu und Passeron aufgeworfenen 
(und oben zitierten) Frage nach den "strukturellen Korres­
pondenzbeziehungen ... die den Zusammenhang zwischen Bil­
dungssystem und seiner gesellschaftlichen Umwelt vermit­
teln" , wird nicht nachgegangen; symptomatisch erscheint 
die System-Umwelt-Formulierung, die von vornherein das 
Verhältnis von Staat/staatlichen Institutionen und Gesell­
schaft als spezifisches Problem ausblendet.

1 C. Offe, a.a.O., S. 220



3. ZUM VERHÄLTNIS VON STAAT UND BILDUNGSINSTITUTIONEN

3.1 Das Konzept des "zweckabstrakten" Staates

In einer Fallstudie staatlicher Reformpolitik - der Berufs­
bildungsreform in der Bundesrepublik - hat Offe diese 
Fragestellung aufgegriffen.  ̂Als Einleitung zu seinem 
Versuch, einen bestimmten Politikverlauf empirisch zu er­
hellen, formuliert Offe "staatstheoretische Perspektiven", 
die das Verhältnis, von Staat/Staatsapparaten, Wirtschaft 
und Gesellschaft zum Gegenstand haben. Dieser Versuch 
Offes, den Strukturzusammenhang von Staat und Gesellschaft 
näher zu bestimmen, soll zur Ergänzung seiner Funktions­
bestimmung des Bildungssystems - in gebotener Kürze - be­
rücksichtigt werden.
Offe.s Ausgangspunkt ist die These, daß es (in hochent­
wickelten kapitalistischen Industriegesellschaften) über­
haupt keine sozialen Ereignisse gibt, die in ihrer Form 
nicht durch staatliche Organisationsmittel geprägt 
sind, ökonomische Faktoren und gesellschaftliche Inter­
essen können sich nur in dem Maße durchsetzen, in dem ihnen 
durch den Staat bereitgestellte und sanktionierte Organi­
sationsmittel zur Verfügung stehen. Der gesellschaftliche 
Verkehr der Individuen läuft "in der Form staatlich 
gesetzter Regelungen" ab. "Der Staat entwickelt und unter­
hält sozusagen die Gleisanlagen des gesellschaftlichen Ver­
kehrs" . ̂

Mit dieser Metapher will Offe vor allem verdeutlichen, daß 
die staatlich bereitgestellten Organisationsmittel "ledig­
lich formale Bestimmungen gesellschaftlicher Prozesse dar­
stellen, diese also nicht in ihrem materiellen Inhalt be­
rühren müssen:“die Bereitstellung von Gleisanlagen präjudi- 
ziert eben nichts über die Art der transportierten Güter

1 C. Offe: Berufsbildungsreform - Eine Fallstudie über Reformpolitik. 
Frankfurt a.M. 1975. s. 9 ff.

2 ebenda, S. 10
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oder auch nur über den Fahrplan".^

Das Formverständnis, das in der Metapher zum Ausdruck 
kommt, erweist sich als bestimmende Prämisse der Staats­
analyse von Offe.
Es ist dies ein Formverständnis, das notwendige Beziehungen 
von "Formen" zu "Inhalten" standhaft leugnet.

2In Anlehnung an Preuß bestimmt Offe die vom Staat erzeug­
ten juristischen Formen zwar als notwendige Vermittlungs­
formen der gesellschaftlichen Bewegung und betont, daß ohne 
die fundamentalen Formen des Rechts und des Geldes diese 
gar nicht stattfinden könnte. Die Vermittlungsformen sind 
aber als Organisationsmittel "bloße Formen"; in "strikter 
Zweckabstraktion" sehen sie ab von Inhalten, Zuständen oder 
Interessen"
"Auf die Zweckabstraktion der Tätigkeit des Staates beruht seine 
'relative Autonomie': durch den rein formalen Charakter staatlicher 
Organisationsmittel wird jede direkte Parteinahme der Staatsgewalt 
für konkrete gesellschaftliche Interessen abgewehrt; der Staat ist 
deren Zwecken gegenüber 'neutral', jedenfalls in dem Maße, wie er 
sich auf die Erzeugung und Erhaltung von 'Verkehrsformen' beschränkt."*3

Verhält sich der Staat gegenüber gesellschaftlichen Interes­
sen "zweckabstrakt", kann sein Handeln auch nicht auf diese 
zurückgeführt werden; eine solche Argumentation würde - 
Offe zufolge - zirkulär verfahren:
"Da jeder Versuch, den Inhalt der Staatstätigkeit auf Konstellationen 
und Interessen zurückzuführen, die außerhalb des Staates liegen, un­
weigerlich in den Zirkel führt, bleibt nichts anderes übrig, als 
ein 'Interesse des Staates an sich selbst’ zum Ausgangspunkt der Über­
legungen zu machen."4

Mit dem "Interesse des Staates an sich selbst" ist das Inter­
esse gemeint, ein "Regelsystem von Organisationsmitteln" 
zu unterhalten, das der staatlichen Bestandserhaltung dient;

1 ebenda, S. 10
2 U.K. Preuß: Bildung und Herrschaft - Beiträge zu einer politischen 

Theorie des Bildungswesens. Frankfurt a.M. 1975, S. 20 ff.
3 C. Offe, a.a.ü., S. 12
4 ebenda, S. 13
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das "Interesse des Staates an sich selbst" wird über ge­
sellschaftliche Konflikte und Diskrepanzen in Bewegung 
gesetzt und wirkt sich als permanente staatliche Vermei­
dungsstrategie aus; allen wahrnehmbaren Widersprüchen und 
Konflikten muß präventiv begegnet werden. Soll diese 
staatliche Vermeidungsstrategie jedoch erfolgreich sein, 
muß das bereitgestellte Repertoire staatlicher Organisa­
tionsmittel "im Einklang" stehen mit den sozialökonomischen 
Entwicklungstendenzen des Kapitalismus, es muß ein "Ent­
sprechungsverhältnis" existieren zwischen dem kapitalisti-

1sehen Staat und der kapitalistischen Gesellschaft.

Neben der These der "Zweckabstraktheit" des bürgerlichen 
Staates bildet das Konzept des "Entsprechungsverhältnisses 
von kapitalistischer Sozial- und Wirtschaftsstruktur einer-

2seits und dem ... vorherrschenden Politiktypus andererseits" 
ein entscheidendes Moment der Offeschen Staatsanalyse.
Mit der These, daß der bürgerliche Staat "zweckabstrakt" 
verfahre, begründet Offe das "Interesse des Staates an 
sich selbst". Die Begründung erfolgt ex nihilo: "Es bleibt 
nichts anderes übrig" als dieses Interesse "zum Ausgangs­
punkt" zu nehmen (s.o.). Damit entsteht jedoch eine Unge­
reimtheit in der Argumentation.
Einerseits ist der Staat "abgekoppelt" von gesellschaft­
lichen Interessen, sein Bestand wird einzig garantiert 
durch seine Interesse an sich selbst. Andererseits hebt 
Offe hervor, daß "der" Staat "kein einheitlicher Akteur, 
sondern ein in zahlreich und gegeneinander relativ isolier­
te Instanzen gegliedertes soziales System ist"^. Staatli­
ches Handeln ist prinzipiell "kontingent".
Getreu seinem Konzept des "Entsprechungsverhältnisses" 
zwischen Staat und Gesellschaft, Politik und Ökonomie be­
greift Offe das Agieren staatlicher Instanzen analog zur

1 ebenda, S. 23 f.
2 ebenda, S. 41
3 ebenda, S. 29
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Anarchie des kapitalistischen Produktionsprozesses als 
ebenso naturwüchsig und widersprüchlich. In dieser analyti-i 
sehen Perspektive wird dann allerdings unklar, wie es 
dem Staat überhaupt gelingen soll, "ein" Interesse an "sich" 
selbst zu entwickeln.
Die Konzeption des "Entsprechungsverhältnisses" zwischen 
Staat und Gesellschaft wiederum ist das logische Korrelat 
zur These des "zweckabstrakten" staatlichen Handelns. Wenn 
der bürgerliche Staat, in seiner spezifischen Form und 
Existenzweise zwar untrennbar mit der bürgerlichen Gesell­
schaft verbunden, aber losgelöst von gesellschaftlichen 
"Inhalten", in reiner Zweckabstraktheit verharrt, dann 
ist es in der Tat unmöglich, die Struktur der Beziehungen 
zwischen Staat und Gesellschaft anders als in einem "Ent­
sprechungsverhältnis" zu fassen.
Aufgrund des vorgestellten Verhältnisses von formalen 
staatlichen Verfahrensweisen und gesellschaftlichen 
Inhalten bleibt der Zugang zu einer Analyse der Grammatik 
"apersonaler struktureller Verknüpfungen" (s.o.) - und 
dies ist Offes Erkenntnisinteresse bei der gesellschaft­
lichen Funktionsbestimmung des Bildungssystems - ver­
sperrt.
Die Logik der "strukturellen Korrespondenzbeziehungen" 
entzieht sich dieser Art von funktionalistischem Analyse­
Verfahren. In einer solchen Perspektive kann der gesell­
schaftliche Strukturzusammenhang von Bildungsinstitutionen 
nicht hinreichend geklärt werden. Die Funktionsbestimmung 
Offes führt zu einer äußerlich bleibenden Zuordnung von
gesellschaftlichen Problemlagen und staatlichen Instanzen,

1die sie bearbeiten. 1

1 Ähnliches merkt Blanke in einer Kritik an der Staats- und Legitima­
tionstheorie Offes an:
"... die Form-Inhalt-Dialektik im Begriff des Staates als zweckab­
straktem 'Durchlauf-Erhitzer' oder 'Kühlturm' gesellschaftlicher 
Bewegungen und Konflikte ist nur eine rhetorische. Die Trennung 
von Politik und Ökonomie ist ... endgültig und radikal, denn die 
bloße Form steht einem bloßen Inhalt rein äußerlich gegenüber, Öko­
nomie und Politik bewegen sich getrennt voneinander, stoßen allen-

Fortsetzung folgende Seite
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Mit der Wahl seiner sozio-logischen Prämissen löst Offe - 
auf der Ebene theoretischer Reflexion - den strukturellen 
Zusammenhang von Gesellschaft und Bildungsinstitutionen 
auf. Wirtschaft und Gesellschaft auf der einen Seite und 
staatliche Institutionen auf der anderen Seite werden 
zu getrennten Sphären, die in einem formalen, aber keinem 
inhaltlichen Zusammenhang stehen.
Die mit der Offeschen These, daß das Bildungssystem die 
Nachfrage des Beschäftigungssystems nach Qualifikationen 
maßgeblich bestimme, aufgeworfene Frage nach dem Verhält­
nis von Bildungsinstitutionen und Gesellschaft bleibt damit 
unbeantwortet.

3.2 Staatlicher Universalismus und gesellschaftlicher 
Partikularismus

Unter Bezug auf die Beiträge von Offe zur Analyse politischer 
Institutionen ist dieses Problem von U.K. Preuß wieder auf­
gegriffen worden. Die Studie von Preuß über "Bildung und

Forts. Fn. 1, S.'59:
falls im Rahmen von 'Folgeproblemen1 aufeinander..."
Und in einer Anmerkung fügt Blanke hinzu:
"Die 'Äußerlichkeit' von Form und Inhalt läßt sich am Bild des 
'Durchlauferhitzers' klarmachen: Wie dort das zu erhitzende Wasser 
durch die Rohrwände ('Form') von der erhitzenden Flamme als 'Stoff 
getrennt ist und nur die Energie übertragen wird, so scheint es 
eine Trennung zwischen Ökonomie und Politik zu geben, welche die 
verschiedenen 'Stoffe' (Staatsreproduktion und Kapitalreproduktion) 
nur 'energetisch' zusammenbringt, nicht aber 'inhaltlich'. Dem 
entspricht eine Vorstellung von 'Vermittlungsmechanismen' zwischen 
Ökonomie und Politik, die rein instrumenteil ('Verfahren') be­
griffen werden..."
B. Blanke: Entscheidungsanarchie und Staatsfunktionen - Zur Analyse 
der Legitimationsprozesse im politischen System des Spätkapitalismus. 
In: Bürgerlicher Staat und politische Legitimation. Hrsg. R. Ebbighau- 
sen. Frankfurt a.M. 1976, S. 192 und S. 214 Anm. 14
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Herrschaft"^ gehört zu den wenigen neueren Untersuchungen, 
in der der gesellschaftliche Strukturzusammenhang von 
Bildungsinstitutionen im Vordergrund steht; sie ist deshalb 
von besonderem Interesse für die hier verfolgte Fragestel­
lung und soll ausführlicher berücksichtigt werden.

Preuß stellt fest, daß sämtliche vorliegenden sozialwissen­
schaftlichen Analysen des Verhältnisses von Bildungsinstitu­
tionen und Gesellschaft wenig befriedigen und versucht
einen eigenen Beitrag zur politischen Theorie des Bildungs-

2wesens zu formulieren.

Im Gegensatz zu Offe geht er davon aus, daß das Bildungs­
system als Produzent der Qualifikationen der Arbeitsbe­
völkerung eine besondere ökonomische Funktion hat. Sein 
erkenntnisleitendes Interesse besteht darin zu fragen, wie 
"die kapitalistische Formbestimmtheit der Ökonomie der 
Bundesrepublik sich auch den Bildungsinstitutionen mit­
teilt. "3

Preuß betont, daß die Wirkungsweise gesellschaftlicher 
Strukturen auf die Sozialisierung und Qualifizierung von 
Individuen in institutionalisierten Bildungsprozessen 
nicht mit dem Hinweis auf die gesellschaftlich mächtigsten 
Gruppen und deren Interessen geklärt ist; "das Kernproblem 
besteht darin, die Mechanismen ausfindig zu machen, die
den Transfer jener Interessen in das Bildungswesen ermöglichen4und auf Dauer garantieren." '

Preuß warnt - ebenso wie Offe - vor einer zirkulären Argu­
mentation, die auf institutioneile Strukturen verweist, wenn 
es um die Ursachen der Privilegierung bzw. Diskriminierung 
bestimmter Interessen geht, und die auf die dahinterstehen- 1 2 3 4

1 U.K. Preuß: Bildung und Herrschaft - Beiträge zu einer politischen 
Theorie des Bildungswesens. Frankfurt a.M. 1975

2 ebenda, iS. 11
3 ebenda, S.lO
4 ebenda, S. 14
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den Interessen rückverweist, wenn die privilegierende bzw. 
diskriminierende Wirkungsweise jener Strukturen geklärt 
werden soll.^ •

Eine sozialwissenschaftliche Untersuchung, die sich auf 
Interessenanalyse beschränkt, unterschlägt - so Preuß - 
den entscheidenden Prozeß der Umformung von Interessen in 
politische Herrschaft; die Selektionsanalyse (ä la Offe) 
verkürze wiederum die Wirkungsweise politischer Herrschaft 
auf die Wirkungsweise politischer Institutionen. Erst die 
Analyse der ökonomischen Struktur einer Gesellschaft ver­
mag auch Aufschluß über die Wirkungsweise politischer 
Herrschaft zu geben, "wobei das Problem darin besteht, daß 
die politische Struktur jedenfalls des parlamentarisch­
demokratischen Staates nicht lediglich eine bloße Ver-

2dopplung der ökonomischen Struktur darstellt."

Staatliche Selektionsleistungen können Preuß zufolge nur 
klassenspezifisch begründet werden, wenn "vorgängig 
der Charakter des Staates als bürgerlicher Klassenstaat 
begründet worden" ist.^ Unter einem Klassenstaat ver­
steht er "ein System von Institutionen, das die in den 
ökonomischen Verhältnissen angelegte Überlegenheit einer 
oder mehrerer Klassen über eine oder mehrere Klassen ex­
plizit politisch sichert. Es müßte also gewissermaßen
eine Verdoppelung der ökonomischen durch die politische4Klassenherrschaft stattfinden."

Gerade dies ist aber nach Preuß für den Staat auf der 
Basis kapitalistischer Produktionsverhältnisse ausgeschlos 
sen:

1 ebenda, S. 20
2 ebenda, S. 20 f
3 ebenda, S. 16
4 ebenda.
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"Denn er (der Staat, M.B.) ist ... - im Unterschied zu feudalen Gesell­
schaftsverhältnissen - nicht durch die 'private' Aneignung sozialer 
Funktionen durch bestimmte Individuen oder Gruppen gekennzeichnet, 
sondern durch die Konstituierung einer Sphäre der Allgemeinheit, in 
der den isolierten Individuen in abstrakter Form ihr gesellschaftlicher 
Zusammenhang entgegentritt. Es ist die Sphäre des Politischen. Sie ist 
universalistisch, d.h. nicht explizit an bestimmte soziale Inhalte, 
Zwecke, Interesse oder soziale Gruppen gebunden, weil unter kapitali­
stischen Produktionsverhältnissen die Verfügung über den gesellschaft­
lichen Zusammenhang selbst von jeglichem Inhalt abstrahiert."*

Der Universalismus der politischen Institutionen "hindert 
die Annahme, daß ihre privilegierenden oder diskriminieren­
den Selektionsleistungen auch jeweils klassenspezifische2Selektionsleistungen seien."

Eignet sich das Konzept des Klassenstaates demzufolge 
nicht als Ausgangspunkt für eine politische Theorie des 
Bildungswesens, so ist für Preuß der Begriff des Interesses 
die entscheidende Kategorie, die den Transformationsmecha­
nismus zwischen gesellschaftlichen Prozessen und institutio­
nellem Handeln analytisch erschließt. In Auseinandersetzung 
mit Hobbes und Locke - bzw. Macpherson und Neuendorf - 
versucht Preuß die Kategorie des Interesses zu materiali­
sieren:
"Nicht also ein machttheoretisch zu begreifender Widerspruch zwischen 
Kapital und Arbeit bestimmt die Interessenstruktur der dann nur 
handlungstheoretisch zu begreifenden kapitalistischen Gesellschaft, 
sondern die spezifische ökonomische Formbestimmtheit dieser Beziehun­
gen ... Mit der Erkenntnis der kapitalistischen Fonbbestimmtheit des 
Interesses ist ein erster Schritt aus der oben beschriebenen zirkulä­
ren Situation getan, die darin bestand, daß zur Erklärung der Bedin­
gungsfaktoren staatlicher Politik die herrschenden Interessen auf 
ihnen angemessene Strukturen, jene Strukturen aber auf die herrschen­
den Interessen zurückgeführt werden mußten."3

Der zweite Schritt besteht für Preuß in der Analyse der 
Besonderheiten politischer Herrschaft in der bürgerlichen 
Gesellschaft. Hier setzt Preuß seine Rezeption der Weberschen

1 ebenda, S. 17
2 ebenda,
3 ebenda, S. 25
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Herrschafts- und Bürokratietheorie fort, mit der er seinen
Beitrag zu einer politischen Theorie des Bildungswesens

1überhaupt begonnen hatte.

Im Anschluß an Weber hebt Preuß den "abstrakten Charakter" 
der durch den modernen Verfassungsstaat ausgeübten politi­
schen Herrschaft hervor; Preuß übernimmt Webers These der 
"Inhaltsabstraktion" politischer Herrschaft, um eine Ana- 
logisierung vorzunehmen zwischen der Gleichgültigkeit des 
Kapitals gegenüber konkreten Gebrauchswerten und dem "Uni­
versalismus" politischer Herrschaft gegenüber Privatinter­
essen:
"Die politische Herrschaft des modernen Staates ... beruht auf einer 
gesellschaftlichen Form des Wirtschaftens, die den arbeitenden Indi­
viduen den gesellschaftlichen Charakter ihrer Arbeit vorenthält, 
gegenüber verbindlichen gesellschaftlichen Inhalten gleichgültig ist 
und daher eine inhalts-gleichgültige, von dem konkreten Lebensprozeß 
der Individuen abgelöste Sphäre gesellschaftlicher Allgemeinheit 
hervorbringt. Die prinzipielle Beliebigkeit gegenüber sozialen In­
halten und Zwecken macht den universalistischen Charakter politischer 
Herrschaft aus. Die Kehrseite dieser Gleichgültigkeit ist ihre Eig­
nung für prinzipiell alle Zwecke."^
Die universalistische Definition des bürgerlichen Staates 
durch Preuß erinnert an die These des gegenüber partikula­
ren Interessen neutralen Staates von Offe. Im Gegensatz zu 
Offe interessiert Preuß jedoch vor allem, in welcher Weise 
universalistische politische Herrschaft und eine Gesell­
schaft von Privateigentümern verbunden sind.
In Anlehnung an Poulantzas stellt Preuß fest, daß der
Staat als die institutioneile Form politischer Herrschaft
lediglich die bürgerliche Klassenherrschaft organisiert,
ohne daß sich die bürgerliche Klasse selbst organisieren 3müßte. Der Sphäre universeller politischer Herrschaft 
steht eine Sphäre universeller privater Herrschaft in Form 
der Freiheit der Individuen gegenüber:

1 Ausgangspunkt seiner Untersuchung sind die Bürokratie als "hervor­
stechendstes Merkmal politischer Herrschaft im modernen Verfassungs­
staat" (S.7) und die Bestimmung der Schule als "bürokratische An­
staltsform" (S-8)

2 ebenda, S. 31
3 ebenda, S. 35
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"... beide Sphären begrenzen einander wechselseitig, bilden also ein 
System der Ausbalancierung von Herrschaftssphären, indem die Beliebig­
keit der Zwecke politischer Herrschaft ihre Grenze an der Freiheits­
sphäre des privaten individuellen Herrschaftssubjekts findet, während 
umgekehrt die Beliebigkeit der privaten Zwecke des Individuums - 
seine Freiheit - ihre Grenze an der Herrschaftssphäre des Staates 
findet. Die Scheidelinie, an der beide Sphären aufeinander prallen, 
ist das Gesetz, das daher auch die zentrale Kategorie des bürgerlichen 
Verfassungsstaates ist."*
Der "Rechtsstaat" der bürgerlichen Gesellschaft stellt 
einen "inhaltsgleichgültigen Verkoppelungsmechanismus zwi­
schen kapitalistischer Produktionsweise und gesellschaft­
licher Bedürfnisstruktur"^ dar.
Die theoretisch zu klärende Frage, die Preuß am Anfang sei­
ner Abhandlung stellt, "ob es sich um einen kapitalisti­
schen Staat oder um einen Staat in der kapitalistischen 
Gesellschaft handelt"^, scheint beantwortet zu sein; der 
Staat ist, wenn nicht ein neutrales Instrument,so doch 
eine "universalistische" Institution; wohl Staat in einer 
Klassengesellschaft, aber doch kein "Klassenstaat"; daß 
der Staat nicht "über" der Klassengesellschaft schwebt, 
sondern in ihr existiert, macht sich dahingehend bemerk­
bar, daß sich ihm "der Widerspruch zwischen der universali­
stischen Form und dem beschränkten sozialen Inhalt bürger­
licher politischer Institutionen ... von Anbeginn" seiner 
Existenz "mitteilt".4

Damit ist Preuß auf einer allgemeineren Ebene bei der 
Feststellung angelangt, die den Ausgangspunkt seiner Über­
legungen bestimmte; wurde zunächst konstatiert, daß "die 
kapitalistische Formbestimmtheit der Ökonomie der Bundes­
republik sich auch den Bildungsinstitutionen mitteilt" (s.o 
so wird jetzt geschlossen, daß sich die Existenz der bür­
gerlichen Gesellschaft als Klassengesellschaft dem bürgerli 
chen Staat "mitteilt." 1 2 3 4

1 ebenda, S. 33
2 ebenda, S. 35
3 ebenda, S. 18
4 ebenda, S. 35
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Preuß hat seinen Beitrag zu einer politischen Theorie 
des Bildungswesens ausgeweitet zu einer Studie über das 
Verhältnis von bürgerlicher Gesellschaft und ihrem Staat.
Daß diese Erweiterung der Thematik sich gar nicht vermei­
den läßt, liegt in der Spezifik der Problemstellung be­
gründet. Zu fragen ist jedoch, inwiefern die Preuß'sehen 
Überlegungen wirklich dazu beitragen, den Strukturzusam­
menhang von Gesellschaft und staatlichen Institutionen, 
insbesondere dem Bildungswesen, analytisch zu erhellen.

Besteht die Formbestimmtheit der politischen Institutio­
nen der bürgerlichen Gesellschaft in ihrem "Universalis­
mus"? Verschafft dieser "Universalismus" den widersprüch­
lichen Privatinteressen eine prozessierende Form?

Die Versuchung liegt nahe, an dieser Stelle die in den 
letzten Jahren geführte umfangreiche Diskussion über das 
Verhältnis von Staat und bürgerlicher Gesellschaft aufzu­
nehmen; die Gefahren, Altbekanntes und Oftgesagtes lediglich 
zu wiederholen, wären groß; der Aufwand einer komprimier­
ten Zusammenfassung stünde in keinem Verhältnis zum analy­
tischen Ertrag, eine ausführlichere Rezeption der Diskus­
sion verbietet sich vom notwendigen Umfang her; im fol­
genden soll daher nur kursorisch auf die von Preuß skizzier­
te Staatsanalyse eingegangen werden, um schließlich den 
Gang der Argumentation wieder auf den Strukturzusammenhang 
von bürgerlicher Gesellschaft und BildungsInstitutionen 
zu lenken.
Die rechtsstaatliche Verklammerung von universalistischer 
politischer Herrschaft und partikularistisch-privater 
Gesellschaft bildet den Kern der Preuß1 sehen Staatsanalyse.
In dieser Gegenüberstellung von universalistischem (Rechts-) 
Staat und partikularistischer, d.h. auf der Verfolgung von 
Privatinteressen basierender Gesellschaft liegt allerdings 
auch der entscheidende Irrtum von Preuß begründet.
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Mit der Entwicklung des Moments der "Rechtsstaatlichkeit" 
ist nämlich der Charakter des bürgerlichen Staats als 
"Staat" noch nicht begriffen, damit ist nur die notwendige 
Trennung der Sphären von Privatheit und Öffentlichkeit be­
gründet. Erst die nähere Analyse des Rechtsinstituts
Privateigentum gibt Aufschluß über das andere bestimmende

1Moment des bürgerlichen Staates. Der gemeinsame Begriff 
"Privateigentum" verbirgt in sich zwei grundverschiedene 
Arten von Eigentum: das Eigentum an Arbeitskraft (des dop­
pelt freien Lohnarbeiters) und das Eigentum an Produk­
tionsmitteln des Kapitalisten. Die Garantie des Privat­
eigentums umfaßt sowohl den Schutz der "negativen" Freiheit 
des Lohnarbeiters und den Schutz des Privateigentums an 
Produktionsmitteln, das bedeutet aber gleichzeitig den 
Schutz der Kapitalistenklasse:
"Indem der bürgerliche Staat als Rechtsstaat also mit den Bedingungen 
der Warenzirkulation nicht nur allgemein 'Privateigentum', sondern 
speziell Privateigentum an den objektiven Produktionsbedingungen ga­
rantiert, 'wird' er zum 'Mittel' oder 'Instrument' der Aufrechterhal­
tung der Bedingungen der Klassenherrschaft der Bourgeoisie, welche 
sich eben in der Form des freien und gleichen Austauschs vollzieht."^

Es zeigt sich, daß der bürgerliche Staat nicht nur Rechts­
staat, sondern auch Klassenstaat ist und sein Charakter 
nur richtig verstanden wird, wenn beide Momente gleichzei­
tig berücksichtigt werden.

Der doppelte Charakter des bürgerlichen Staates, als 
Klassenstaat Rechtsstaat zu sein, damit politisch-juristi­
sche Gleichheit u n d  soziale und ökonomische Ungleich­
heit zu garantieren, macht seine spezifische Form aus; ent­
scheidend dabei ist, daß rechtsstaatliche Form und Klassen­
inhalt nicht getrennt werden können. Soll der bürgerliche 1 2

1 Vgl. zum Folgeriden die ausgezeichnete Studie über die Marxsche 
"Analyse der politischen Struktur der bürgerlichen Gesellschaft"
in V.M. Bader, J. Berger, H. Ganßmann, J.v.d.Knesebeck: Einführung 
in die Gesellschaftstheorie - Gesellschaft, Wirtschaft und Staat 
bei Marx und Weber. Frankfurt a.M./New York 1976, S. 321 ff.

2 ebenda, S. 373
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Staat als Staat der bürgerlichen Gesellschaft begriffen 
werden, dann muß sein doppelter Charakter als Ausdruck 
des Widerspruchs der bürgerlichen Gesellschaft erfaßt 
werden, eine Gesellschaft von gleichermaßen freien und 
unfreien, gleichen und ungleichen Individuen zu sein; 
die gleichzeitige Freiheit und Unfreiheit, Gleichheit 
und Ungleichheit der Individuen ist der spezifischen 
Existenzweise der Klassen in der bürgerlichen Gesellschaft 
geschuldet, die nicht wie z.B. im Feudalismus auf direkter 
Gewalt und Ausbeutung basiert; diese Existenzweise der 
Klassen - im Kapital als sozialem Verhältnis begründet - 
bestimmt ganz wesentlich die Form des bürgerlichen 
Staates.

Als überaus fatal erweist sich demgegenüber in der Preuß'- 
schen Analyse die unausgewiesene Vermengung von Kategorien 
einer im wesentlichen auf Weber und Parsons basierenden 
Soziologie mit denen der Kritik der Politischen Ökonomie. 
Das Begriffspaar Partikular-Universal ist ungeeignet, die 
Formspezifik des bürgerlichen Staates bzw. das Verhältnis 
der bürgerlichen Gesellschaft zu ihrem Staat zu erschlies- 
sen. Die Kategorie des Universalismus verstellt Preuß den 
Blick für die widersprüchliche Bestimmtheit des bürgerli­
chen Staates, zugleich Rechtsstaat und Klassenstaat zu 
sein; Preuß kann sich den Klassenstaat nur als "Verdoppe­
lung der ökonomischen durch die politische Klassenherr­
schaft" (s.o.) vorstellen und will deshalb den Terminus 
Klassenstaat allenfalls auf vorbürgerliche Gesellschaften 
angewandt wissen. Direkt verbunden mit der Vorstellung 
des "Universalismus" des bürgerlichen Staates ist auch 
die These der "Inhaltsabstraktion" politischer Herrschaft. 
Die rechtliche Garantie der Freiheit der Privateigentümer 
von staatlichen Eingriffen, d.h. der Freiheit des privat­
kapitalistischen Verwertungsprozesses von staatlichen 
Eingriffen, wird verwechselt mit der "prinzipiellen Belie­
bigkeit" der politischen Herrschaft "gegenüber sozialen
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Inhalten und Zwecken"^. Preuß versucht, die Trennung von 
bürgerlicher Gesellschaft und Staat aus der spezifischen Na­
tur der bürgerlichen Gesellschaft heraus zu begründen. In 
dem Konzept des "Universalismus" politischer Herrschaft / 
staatlicher Institutionen ist jedoch das Mißverständnis 
begründet, daß diese Trennung sowohl Form als auch In­
halt der Herrschaft gleichermaßen affiziert. Für Preuß 
bedeutet die Form des Rechtsstaates, die der bürgerliche 
Staat annimmt, daß er kein Klassenstaat mehr ist, ja 
sein kann. Die beiden Bestimmungsmomente des bürgerlichen 
Staates, Rechtsstaat und Klassenstaat zu sein, werden 
aufgelöst zugunsten eines sich durch die traditionelle 
politikwissenschaftliche Literatur hindurchziehenden Ge-

2gensatzes von Staat und Gesellschaft , einer universali­
stischen Sphäre politischer Herrschaft und einer Sphäre 
der Verfolgung partikularer Privatinteressen.

1 U.K. Preuß, a.a.O., S. 31
2 Vgl. statt vieler T. Eschenburg: Staat und Gesellschaft in Deutsch­

land. München 1965. S. 13 ff. und
E. Forsthoff: Der Staat der Industriegesellschaft. München 1971, S. 
11 ff. u. S. 21 ff.
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4, ZUR SPEZIFISCHEN FORM DER ORGANISATION VON BILDUNGS­
PROZESSEN IN DER BÜRGERLICHEN GESELLSCHAFT

Diskutiert wurde, inwieweit der Beitrag von Preuß zu 
einer politischen Theorie des Bildungswesens im Ansatz ge­
eignet ist, den gesellschaftlichen Strukturzusammenhang 
von Bildungsinstitutionen näher zu bestimmen.^ Wenn ge­
schlossen werden kann, daß das - an der sozialphilosophi­
schen Kategorie des Interesses orientierte - Begriffspaar 
Partikularismus - Universalismus (im Rahmen der Preuß - 
sehen Argumentation) wenig geeignet ist, diesen Zusammen­
hang zu klären, erhebt sich erneut die Frage, welch trag­
fähiger Ansatz befriedigendere Auskunft zu dem hier inter­
essierenden Problem gibt. Von Gilgenmann ist die Problem­
stellung unter dem programmatischen Titel "Die Form der 
gesellschaftlichen Organisation von Bildungsprozessen - 
Ein Beitrag zu den theoretischen Grundlagen der Untersu­
chung des Bildungswesens in der bürgerlichen Gesellschaft" 

2aufgegriffen worden.

1 Preuß fährt in seiner Untersuchung fort, indem er näher auf die 
besondere Funktionsweise staatlicher Bildungsinstitutionen ein­
geht. Er knüpft dabei sowohl an Sèves Ansatz zu einer marxistischen 
Persönlichkeitstheorie an wie auch an Bourdieus Grundlegung einer 
Theorie der symbolischen Gewalt. Die Kategorie des Habitus als 
Vermittlungsform zwischen objektiver gesellschaftlicher Struktur und 
Persönlichkeit und der Begriff der gesellschaftlichen Verkehrsfor­
men als institutionelle Basis des Habitus gewinnen dabei besondere 
Bedeutung (vgl. U.K. Preuß, a.a.O., S. 45 ff. u. S. 54 ff.). Auf 
diesen Teil der Untersuchung von Preuß soll hier nicht weiter ein­
gegangen werden, da in der Analyse seiner Rezeption von Sève, 
Bourdieu und anderen Autoren nicht auf eine direkte Auseinander­
setzung mit den genannten Autoren verzichtet werden könnte, dieses 
aber wiederum den angestrebten Diskussionszusammenhang überdehnen 
würde.

2 Berliner Dissertation 1975, FU Berlin, FB 11 - Philosophie und 
Sozialwissenschaften.
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Gilgenmanns Ansatzpunkt zur Analyse der spezifischen 
Formbestimmtheit von Bildungsinstitutionen besteht in 
der Untersuchung der besonderen Form der Gesellschaftlich­
keit in der bürgerlichen Gesellschaft. Hierin ähnelt sein 
Ansatz dem von Preuß. Es wird im Folgenden zu zeigen 
sein, wie Gilgenmann dem Problem der Formbestimmtheit 
von Bildungsinstitutionen in der bürgerlichen Gesellschaft 
wesentlich näher kommt als Preuß, wie er sich aber ande­
rerseits an einem entscheidenden Punkt seiner Untersuchung 
in den Fallstricken eines spekulativen Ableitungs-Marxis­
mus verfängt.
Gilgenmann hebt die Schwierigkeit hervor, einen Ausgangs­
punkt für die Formanalyse der gesellschaftlichen Organisa­
tion von Bildungsprozessen zu finden.
Das Bildungswesen ist zugleich Moment gesellschaftlicher 
Praxis wie auch Produkt objektiver Verhältnisse, und zwar 
von allgemeineren Verhältnissen, von denen es nur einen 
Teil darstellt. In Abgrenzung von früheren Versuchen einer 
"Politischen Ökonomie des Ausbildungssektors" bestimmt 
Gilgenmann sein eigenes Vorgehen:
"Es ist leichter, die Erscheinungsformen des Bildungswesens inner­
halb einer Gesellschaftsformation auf den abstrakten Ausdruck dersel­
ben als Ganzer zu beziehen, als diese Formen selbst erst aus den 
materiellen Verhältnissen dieser Gesellschaftsformation heraus zu 
entwickeln."1

Gilgenmanns Versuch, die Bildungsinstitutionen der bürger­
lichen Gesellschaft "systematisch" zu analysieren, stellt 
sich in einer sehr geschlossenen und knappen Form dar.
Der Konsistenz seines Ansatzes soll dadurch Rechnung ge­
tragen werden, daß der Argumentationsgang zunächst in enger 
Anlehnung an den vorliegenden Text resümiert wird.
Die Verallgemeinerung von Bildung stellt für Gilgenmann 
die Entwicklungslinie dar, über die er versucht, die spe­
zifische Form der Organisation von Bildungsprozessen in 
der bürgerlichen Gesellschaft zu ergründen.

1 ebenda, S. 7
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Ein besonderer Unterschied der bürgerlichen Gesellschaft 
zu vorbürgerlichen Gesellschaften besteht darin, daß die 
gesellschaftliche Organisation von Bildungsprozessen in der 
bürgerlichen Gesellschaft tendenziell alle Gesellschaftsmit­
glieder unabhängig von ihrer jeweiligen sozialen Stellung 
erfaßt; war in vorbürgerlichen Gesellschaften Bildung das 
Privileg der herrschenden Klasse (und zugeordneten Schich­
ten) , so wird Bildung in der bürgerlichen Gesellschaft 

1verallgemeinert.

Für die meisten Gesellschaftsmitglieder vollzogen sich 
Erziehung und Ausbildung in den vorbürgerlichen Gesell­
schaften im Prozeß ihrer naturwüchsigen Aufzucht und ihrer 
Integration in den Arbeitsprozeß. Diese Voraussetzungen 
sind in der bürgerlichen Gesellschaft nicht mehr gegeben. 
Durch die Trennung und selbständige Existenz der subjek­
tiven und objektiven Faktoren des Produktionsprozesses 
(auf der einen Seite die doppelt freien Lohnarbeiter und 
auf der anderen Seite die in Kapital verwandelten Produk­
tionsmittel) , zerfällt die naturwüchsige Einheit von 
Produktion und Reproduktion des gesellschaftlichen Lebens­
zusammenhanges :
"Die Selbständigkeit der Bildungsorganisation entspricht den Verhält­
nissen des Austauschs, d.h. der hierdurch bedingten Form der Gesell­
schaftlichkeit der einzelnen ... Der wirkliche Ausgangspunkt der 
Notwendigkeit der Verallgemeinerung von Bildung kann für die unmittel­
baren Produzenten nur ein negativer sein: die Trennung von den Pro­
duktionsbedingungen und damit der Ausschluß von allen organischen 
Entfaltungsmöglichkeiten ihres Arbeitsvermögens im individuellen 
Lebensprozeß."^
Das Arbeitsvermögen der Lohnarbeiter kann weder innerhalb 
des unmittelbaren Produktionsprozesses noch innerhalb 
der den kapitalistischen Produktionsverhältnissen entspre­
chenden "privaten" Lebensverhältnisse der Lohnarbeiter ent­
wickelt werden.

1 ebenda, S. 13 ff.
2 ebenda, S. 27
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Gilgenmann folgert daraus, daß in der bürgerlichen Gesell­
schaft deshalb (im Gegensatz zu vorbürgerlichten Gesell­
schaften) die Notwendigkeit entsteht, eine Form der Ent­
wicklung des Arbeitsvermgögens zu finden, "worin die indi­
viduellen Arbeitskraftbesitzer, obwohl getrennt von den 
Verwirklichungsbedingungen ihrer Arbeitskraft, diese als 
allgemein-menschliche Potenz erhalten und entwickeln 
können. "

Das mit der Form der Lohnarbeit begründete Defizit in den 
naturwüchsig gegebenen Entwicklungsbedingungen des Arbeits­
vermögens stellt für Gilgenmann den entscheidenden Anknüp­
fungspunkt für die Analyse der bürgerlichen Bildungsverhält­
nisse dar. Ansätze, die die Entwicklung des Bildungswesens 
mit der Entwicklung von Qualifikationsanforderungen im en­
geren Sinne begründen, werden damit zurückgewiesen:
"Die meisten Ansätze zur Untersuchung bürgerlicher BildungsVerhältnisse 
auf der Grundlage der Marxschen Theorie gehen ... von der kapitalistisch 
formbestimmten Entwicklung der Qualifikationsanforderungen aus, die 
jedoch im Hinblick auf das Bildungswesen bloß einen stofflichen Zusam­
menhang bezeichnet ..."2

Genau an diesen "bloß stofflichen" Zusammenhang knüpft 
Preuß an, wenn er von der besonderen ökonomischen Funktion 
des Bildungswesens ausgeht, Qualifikationen für den Ar­
beitsprozeß zu produzieren, während Offes Unterscheidung 
von stofflichen und gesellschaftlichen Qualifikationen 
immerhin den Sinn hat, jenen "bloß stofflichen" Zusammen­
hang zu durchbrechen. Ein besonderes Verdienst der Arbeit 
von Gilgenmann ist es, aufzuzeigen, was unter gesell­
schaftlicher Formbestimmtheit im Gegensatz zu einer reduk­
tiv interpretierten "ökonomischen" Formbestimmtheit von

1 ebenda, S. 37
2 ebenda.
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Bildungsinstitutionen verstanden werden könnte.^

Mit der besonderen- durch den Austausch von Waren vermit­
telten - Form von Gesellschaftlichkeit der bürgerlichen 
Gesellschaft und der Trennung der Lohnarbeiter von den 
Produktionsbedingungen begründet Gilgenmann zunächst nur 
die Notwendigkeit der Verallgemeinerung von Bildung,
Mit der Verallgemeinerung von Lohnarbeit wird dann die 
Übernahme von Ausbildungsfunktionen durch den Staat 
begründet:
"Da sie den einzelnen nicht im Lohn vorgeschossen werden, können die 
Kosten für die Weiterentwicklung des gesellschaftlichen Arbeitsver­
mögens auch nicht von den einzelnen, d.h. im direkten Austausch indi­
vidueller Lohneinkommen gegen Bildungsdienste getragen werden. Es 
ist daher jetzt die Form zu betrachten, worin die notwendige Erwei­
terung der Reproduktion der Arbeitskraft unabhängig von der indivi­
duellen Reproduktion gewährleistet wird. Der in den Entwicklungsbe­
dingungen des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens enthaltene Wider­
spruch - der Gegensatz zwischen erweiterter Reproduktion des Kapitals 
und einfacher Reproduktion der Arbeit - erzeugt die Notwendigkeit 
einer Erweiterung der Reproduktionsbedingungen der Arbeitskraft in 
allgemeiner, durch den Staat vermittelter Form."2

Bedingt durch die spezifische Form der Lohnarbeit stellt 
für Gilgenmann der staatliche Eingriff in die Bildungsver­
hältnisse der einzelnen nicht bloß ein zufälliges oder'vor­
übergehendes Moment der Entwicklung des bürgerlichen Bil­
dungswesens, sondern einen notwendigen Bestandteil dessel­
ben auf der Grundlage des Systems der Lohnarbeit dar. "Die 1 2

1 In ihrer allgemeinen Untersuchung des bürgerlichen Staates kommen 
Bader, u.a. zu einem ähnlichen Schluß: "Nicht Leistungen bei der 
Erstellung der allgemeinen Rahmenbedingungen der gesellschaftli­
chen Produktion sind das dem bürgerlichen Staate Spezifische, son­
dern die besondere Form, in der diese Leistungen vollzogen werden." 
(Bader, Berger, Ganßmann, Knesebeck, a.a.O., S. 326, Anm. 5). Mit 
Paschukanis (E. Paschukanis: Allgemeine Rechtslehre und Marxismus 
Frankfurt a.M. 1966) - und Marx - stellen Bader u.a. die für die 
Analyse der bürgerlichen Gesellschaft überhaupt entscheidende Frage 
"Warum jener 'Inhalt eine solche Form annimmt'". (Bader u.a., 
ebenda, S. 337)

2 K. Gilgenmann, a.a.O., S. 54 f.
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allgemeine Pflichtschule bildet die Grundlage der Verall­
gemeinerung von Bildung in der für die bürgerliche Ge­
sellschaft charakteristischen Form."1

Als "notwendig" bestimmt Gilgenmann in letzter Instanz je­
doch lediglich den staatlichen Eingriff in die Bildungs­
verhältnisse der bürgerlichen Gesellschaft, nicht jedoch 
die staatliche Existenz des gesamten Bildungswesens. Ein 
Teil des Bildungswesens entwickelt sich unter staatlicher 
Verwaltung, der andere Teil in privater Form; diese Tren­
nung des Bildungswesens in einen "öffentlichen" oder "staat­
lichen" und einen "privaten" Bereich ist den unterschiedli­
chen Bedingungen des Bildungs- und Lebensprozesses der so­
zialen Klassen geschuldet: '
"In welchem Umfang die Organisation von Bildungsprozessen allgemein­
gesellschaftliche zu regeln ist, muß ... in der Sphäre der Politik 
entschieden werden, in der das allgemeine Interesse sich konstituiert. 
Jenseits der allgemeinen Form fällt auch die Organisation von Bildungs­
prozessen unter die Gesetze des Privatverkehrs, d.h. in jene Sphäre, 
in der die mit gleichen Chancen ausgestatteten Individuen um ihren 
privaten Vorteil konkurrieren. Das Setzen von Bildung als einer allge­
meinen Lebensbedingung erscheint daher zunächst als das Setzen gleicher 
Ausgangsbedingungen nicht etwa schon der Resultate des Bildungspro­
zesses. Die Realisierung individueller Freiheit im Bildungswesen 
setzt vielmehr auf der durch die allgemeine Form vermittelten Grundlage 
die konkrete Ungleichheit des wirklichen Bildungsprozesses voraus.
Zu der vollständigen Gestalt des bürgerlichen Bildungswesens gehört 
die Vielfalt unterschiedlicher Bildungsprozesse, deren Organisation - 
ganz wie die gesellschaftliche Befriedigung jedes anderen besonderen 
Bedürfnisses - dem wechselseitigen Ausgleich der Privatinteressen 
überlassen bleibt.

Den Umfang des staatlich "veranstalteten" Bildungswesens 
bestimmt Gilgenmann als Residualgröße: der Staat muß die 
Bildungsangebote organisieren, "die sich nicht auf dem 
Markt von selbst regeln."

Zerfällt das Bildungswesen in einen staatlich und einen 
privat getragenen Teil, so ist eine andere Art von Dualis-

1 ebenda, S. 60
2 ebenda, S. 63
3 ebenda, S. 68
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mus für seine Struktur und die in ihm vermittelten Inhalte 
von ebenso grundlegender Bedeutung; es ist die Trennung von 
"höherer" und "niederer" Bildung, die die Klassenspaltung
der bürgerlichen Gesellschaft in Bürgertum und Lohnarbei- 

1ter reflektiert.

Gilgenmann fühxt die innere Differenzierung des öffentlichen 
Bildungswesens in zweierlei Allgemeinbildung und alle dar­
auf basierenden weiteren Differenzierung auf die natur­
wüchsige Teilung der Arbeit in der bürgerlichen Gesell­
schaft zurück. In welcher Weise diese naturwüchsige
Teilung der Arbeit und der daraus resultierende Bedarf 
an unterschiedlichen Qualifikationen sich dem Bildungs­
wesen mitteilt, wird allerdings nicht näher untersucht. 
Gilgenmann stellt lediglich fest, daß sich mit der klassen- 
und schichtspezifischen Teilung der Arbeit eine Teilung 
der Bildungsangebote entwickelt:
"Die verschiedene Stellung und Bewertung der jeweiligen Berufe im 
System gesellschaftlicher Arbeitsteilung schlägt sich in der gegen­
ständlichen Fixierung unterschiedlicher Resultate des Bildungspro­
zesses nieder und treibt ein Berechtigungswesen hervor, das vom 
Bildungsprozeß ausgehend Berufs- und Lebenschancen verteilt."2 1 2

1 ebenda, S. 22: "In der wirklichen Entwicklung des bürgerlichen 
Bildungswesens wird der Ideenstreit darüber, ob einer praktischen 
Bildung mit Rücksicht auf die konkrete Vielfalt menschlicher 
Tätigkeiten oder einer allgemeinen Menschbildung, die von allen 
Nützlichkeitserwägungen abstrahiert, der Vorrang gebühre, zugunsten 
eines Bildungsdualismus praktisch entschieden. Während auf die 
Realisierung unmittelbar praktischer Bildung schon mit Rücksicht 
auf die produktive Tätigkeit der großen Mehrheit der Mitglieder 
der bürgerlichen Gesellschaft nicht verzichtet werden kann, 
bleibt die Realisierung einer ihrer Idee entsprechenden Allgemein­
bildung zunächst für jene reserviert, die es sich persönlich lei­
sten können, auf die Qualifikation für unmittelbar praktische 
Tätigkeiten zugunsten höherer Aufgaben des Gemeinwesens zu ver­
zichten. "

2 ebenda, S. 64
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Bisher wurde nachgezeichnet, wie Gilgenmann die Notwendig­
keit der Verallgemeinerung von Bildung aus der spezifischen 
Gesellschaftlichkeit der bürgerlichen Gesellschaft und da­
mit verbunden, der Form der Lohnarbeit herleitet. Die Not­
wendigkeit der Verallgemeinerung von Bildung erhält jedoch 
im Laufe seiner Darstellung noch eine zusätzliche Begrün­
dung: die mit den Produktionsmethoden des relativen Mehr­
werts gesetzte ständige Produktivkraftentwicklung in der 
bürgerlichen Gesellschaft.

"Mit der Entwicklung der Anwendungsbedingungen des Arbeitsvermögens 
muß aber das Bildungswesen selbst sich entsprechend weiterentwickeln.
Die Form der gesellschaftlichen Organisation von Bildungsprozessen 
muß daher die Bedingungen enthalten, um die in der jeweiligen 
verknöcherten Gestalt des Bildungswesens enthaltenen Fesseln der 
Entwicklung des Arbeitsvermgöens zu überwinden. Der Widerspruch zwi­
schen Produktivkraftentwicklung und Klassenverhältnissen im Bildungs­
wesen muß sich verwandeln in einen periodischen Prozeß der Anpassung 
des Bildungswesens an den Entwicklungsstand der Produktivkräfte und 

der Reproduktion der Klassenverhältnisse auf höherer Stufe."1
Wie der periodische Anpassungsprozeß des Bildungswesens an 
den Entwicklungsstand der Produktivkräfte vonstatten geht, 
wird nun nicht näher analysiert. Unterstellt wird ein in 
"sekundärer, staatsvermittelter Naturwüchsigkeit" prozessie­
render "Widerspruch zwischen funktionell erforderter Ver­
gesellschaftung des Bildungswesens und .ihrer Form, die
stets noch die Selbständigkeit der Privatinteressen be- 

2rücksichtigen muß. Gilgenmann geht davon aus, daß "die 
Organisation von Bildungsprozessen in öffentlicher Form 
für die notwendige Erweiterung der allgemeinen Grundlagen 
unterschiedlicher Bildungsaneignung entsprechend den stän­
dig erweiterten Bedürfnissen des Systems gesellschaftlicher

3Arbeitsteilung" sorgt.
Die zunächst so präzise und schlüssig anmutende Analyse 
von Gilgenmann verwickelt sich an diesem Punkte der Dar­
stellung in verschiedene Widersprüche.
Gilgenmann kritisiert zunächst Ansätze, die sich in der

1 ebenda, S. 71 f.
2 ebenda, S. 80
3 ebenda.
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Analyse des gesellschaftlichen Strukturzusammenhangs von 
Bildungsinstitutionen auf die stoffliche Seite des gesell­
schaftlichen Produktions- und Reproduktionsprozesses be­
schränken. (s.o.) Diese Kritik wird von ihm ergänzt mit 
dem Hinweis auf die spezifische Verlaufsform der Produktiv­
kräften twicklung in der bürgerlichen Gesellschaft, die 
bewirkt, daß aus einem steigenden technologischen Niveau 
des Produktionsprozesses keineswegs ein steigendes Bil­
dungsniveau der Arbeitskräfte zu folgern ist. Den Grund 
dafür sieht Gilgenmann in der Entwicklung der Produktiv­
kräfte unter der Form der relativen Mehrwertproduktion; 
die Produktionsmethoden des relativen Mehrwerts führen 
dazu, daß alle höheren Potenzen der Arbeit von der lebendi­
gen Arbeit abgezogen und den materiellen Bedingungen des 
Produktionsprozesses subsumiert werden. Die Masse der Ar­
beiten reduziert sich demnach auf Verrichtungen, zu denen
nur ein (historisch variables) Minimum an Qualifikation 

1benötigt wird.
Trifft diese These von Gilgenmann zu - sie wird von ihm 
zumindest auf schlüssige Weise entwickelt -, dann kann die 
ständige Produktivkraftentwicklung in der bürgerlichen 
Gesellschaft nicht herangezogen werden, um die Verallge­
meinerung von Bildung und den Ausbau des Bildungswesens 
zu begründen; gerade dieser an technologisch-evolutionisti- 
sche Interpretationsmuster erinnernde Begründungszusammen­
hang wird jedoch von Gilgenmann schließlich aufgegriffen.

Ebenso problematisch erscheint der von ihm angenommene. 
Übersetzungsmechanismus zwischen den unterschiedlichen 
qualifikatorischen Anforderungen des gesellschaftlichen 
Reproduktionsprozesses und den staatlichen Bildungsinsti­
tutionen. Auch hier zeigt sich ein Widerspruch: Zunächst 
verweist Gilgenmann darauf, daß Umfang und Struktur des 
Bi1dungsWesens im wesentlichen durch besondere historische 
Umstände, politische Konstellationen und gesellschaftliche 
Kräfteverhältnisse bestimmt werden.

1 e b e n d a ,  S .  33
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". . . (Es) gibt ... keinen naturgesetzhaften Mechanismus mehr, der die 
Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums, also jenes Teils des 
Mehrwerts regelt, über den der Staat im Rahmen seiner aus dem Markt 
ausgegrenzten Funktionen für die Erhaltung der Bestandsvoraussetzungen 
des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses verfügen kann.
Über die anteilige Verwendung des Staatshaushalts wird durch das in 
der politischen Form des Gemeinwesens institutionalisierte Verhältnis 
und die bewußte Auseinandersetzung der sozialen Klassen der bürgerli­
chen Gesellschaft entschieden."1

Dies gilt - so Gilgenmann - in besonderer Weise für das 
Bildungswesen. Demzufolge wäre das Problem des Übersetzungs­
prozesses zwischen gesellschaftlicher Produktion und Repro­
duktion und Bildungsinstitutionen kaum allgemein und vorab 
theoretisch lösbar, sondern überhaupt nur in historischen 
Fallstudien anzugehen.

Wenn es zutrifft, daß Umfang und innere Gliederung des 
Bildungswesens historischen Konstellationen, gesellschaft­
lichen und politischen Kräfteverhältnissen geschuldet sind, 
dann ist nicht einsichtig, warum in einer Art prästabi- 
lierten Harmonie Ausbildungsleistungen des Bildungswesens 
und ökonomisch-gesellschaftlicher Bedarf an Qualifikationen 
sich immer wieder aneinander anpassen; wenn die Abstimmung 
zwischen Ausbildungsinstitutionen und Arbeitskräfte nach­
fragenden Organisationen über politische Prozesse erfolgt 
- sowohl über Auseinandersetzungen zwischen den Klassen 
wie auch über "bargaining"-Prozesse zwischen Klassenfrak­
tionen - dann muß das Abstimmungsergebnis ein eher zufälli­
ges sein, die Abweichung (und nicht die Kongruenz) der 
Ausbildungsleistungen des Bildungswesens vom ökonomisch­
gesellschaftlichen Bedarf wäre die Regel.
Gilgenmann aber setzt auf eine ordnende 'invisible hand': 
die Form der gesellschaftlichen Organisation von Bildungs­
prozessen enthält die Bedingungen, "die in der jeweiligen 
verknöcherten Gestalt des Bildungswesens enthaltenen Fes­
seln der Entwicklung des Arbeitsvermögens zu überwinden" 
(s.o.). Eine staatliche Ausgleichsmechanik, ein staatlich

1 e b e n d a ,  S .  75
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gesicherter Anpassungsautomatismus wird konstruiert, in der 
Durchführung der Analyse des Bildungswesens jedoch an 
keinem Punkt begründet. Daß der Widerspruch zwischen "funk­
tionell erforderter Vergesellschaftung des Bildungswesens" 
und der Selbständigkeit von Privatinteressen in "sekundä­
rer, staatsvermittelter Naturwüchsigkeit" (s.o.) prozessiert, 
bleibt somit auch Behauptung.
Nicht nur wird die prinzipielle Fähigkeit staatlicher In­
stanzen, diesen Widerspruch zu regulieren, unterstellt, 
auch der Prozeß der periodisch erfolgreichen Anpassung 
des Bildungswesens an den Entwicklungsstand.der Produk­
tivkräfte wird theoretisch antizipiert.
Eine ähnliche Ungereimtheit liegt in dem oben angeführten 
Beitrag von Heise vor. Bei der Untersuchung des Problems,
"wie sich die gesellschaftlichen Ansprüche in Bezug auf die
Ausbildung der Arbeitskraft in der anarchischen gesellschaft-

1liehen Produktionsstruktur darstellen und vermitteln" , 
kommt Heise zunächst zu dem Schluß:
"Es kann ... nicht von einer mechanischen Widerspiegelung der ermit­
telten Anforderungen an das Arbeitsvermögen aus dem Produktionsprozeß 
im Ausbildungsprozeß ausgegangen werden. Dies erstens nicht wegen der 
anarchischen Regelung der gesellschaftlichen Verhältnisse, zweitens 
nicht wegen des antagonistischen Widerspruchs zwischen der Lohnarbei­
ter- und Kapitalistenklasse, die beide am Ausbildungsprozeß spezifisch 
interessiert sind ... (Daraus) ... folgt, daß die Ansprüche an die 
Ausbildung der Arbeitskraft im gesellschaftlichen Zusammenhang von 
verschiedenen Seiten her vertreten werden; und zwar zum einen hier von 
der Kapitalistenklasse und dort von der Arbeiterklasse, zum anderen 
von verschiedenen Fraktionen der Kapitalistenklasse ... und verschie­
denen Fraktionen der Arbeiterklasse."2

Welche besonderen gesellschaftlichen Interessen sich in 
bezug auf das Bildungswesen durchsetzen, scheint demzufolge 
abhängig von historisch spezifischen Konstellationen zu 
sein. 1 2

1 H. Heise: Ausbildung von Arbeitskräften im Kapitalismus. Berlin (West) 
1975, S. 168

2 ebenda.
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Heise vollzieht dann allerdings eine merkwürdige Kehrtwendung 
in der Argumentation. Die Arbeiterklasse sorgt schließlich 
dafür, daß der "Ausbildungsprozeß der Arbeitskraft in der 
bürgerlichen Gesellschaft immer nur ein Ausdruck der bürger­
lichen Gesellschaft selbst sein kann."1 Wohl hat die Arbeiter­
klasse einen Spielraum, "in dem diese in ihren Forderungen
die von der bürgerlichen Produktionsweise hervorgebrachten2fortschrittlichen Elemente aufgreift und vertritt." Den­
noch sind die Forderungen der Arbeiterklasse - soweit sie sich 
innerhalb der bürgerlichen Produktionsweise verwirklichen
lassen "... Ausdruck der bürgerlichen Produktionsweise selbst;3sie sind ihr ureigenes Produkt". Heises abschließendes Fa­
zit: "Insofern (sic !) kann im weiteren davon ausgegangen 
werden, daß sich die Anforderungen an die Arbeitskraft aus 
dem gesellschaftlichen Produktionsprozeß mehr oder weniger 
im Ausbildungsprozeß durchsetzen, letzterer also die Anforde­
rungen mehr oder weniger widerspiegelt (sic !)."1 2 3 4

Heises Überlegungen laufen auf nichts anderes hinaus, als 
daß sich die Anforderungen aus dem Produktionsprozeß an 
das Arbeitsvermögen zwar nicht "mechanisch", aber doch "mehr 
oder weniger" umsetzen ("widerspiegeln"!) in entsprechende 
Bildungsgänge (d.h. Qualifizierungsleistungen) des Bildungs­
wesens.
Wie dieser Prozeß vonstatten geht, wird nicht untersucht, 
lediglich sein erfolgreicher Ausgang angenommen; ähnlich 
wie von Gilgenmann wird auch von Heise ein Transmissionspro­
zeß zwischen Ökonomie und politischen Institutionen unter­
stellt, der offenkundig durch geheime "built-in stabilizer" 
reguliert wird. Dank einer List der Vernunft wirkt selbst 
das zur kapitalistischen Produktionsweise antagonistisch 
sich verhaltende Proletariat noch dahin, daß den qualifika- 
torischen Erfordernissen des Produktionsprozesses besser ent-

1 ebenda, S. 172
2 ebenda, S. 172 f.
3 ebenda, S. 173
4 ebenda.
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sprochen wird.^ ■

In dieser Betrachtungsweise wird die soziale und histori­
sche Dimension gesellschaftlicher Prozesse vernachlässigt. 
Gesellschaftsanalyse wird reduziert auf die Untersuchung 
eines kurzgeschlossenen Netzes von ökonomischer Struktur 
und politischen Institutionen. Eine solche analytische 
Perspektive verstellt eher den Zugang zu dem hier inter­
essierenden gesellschaftlichen Strukturzusammenhang von 
Bildungsinstitutionen, als daß sie ihn theoretisch wie 
auch in empirischen Fallstudien erhellen könnte.

Welche Möglichkeiten bestehen - jenseits von mechanischen 
Konstruktionen und problematischen Verallgemeinerungen - 
empirisch gehaltvolle und gesellschaftstheoretisch reflek-J- 
tierte Aussagen zum Verhältnis von Gesellschaft und Bil­
dungsinstitutionen zu machen, soll abschließend anhand 
der Kritik eines bildungspolitisch sehr aktuellen Bei­
trages von B. Lutz zu "Bildungssystem und Beschäftigungs-

2Struktur in Deutschland und Frankreich" verdeutlicht wer­
den. 1 2

1 An diesem Punkt wird deutlich, wie eine bestimmte Lesart des 
Marxschen "Systems" der Kritik der politischen Ökonomie zu einer 
Interpretationsweise der Funktionsmechanismen der bürgerlichen 
Gesellschaft drängt, die eher an systemtheoretisch-funktionalisti- 
sche Deutungsmuster erinnert, als daß sie sich des bestimmenden 
methodischen Elements der Marxschen Theorie versicherte,
K r i t i k  der politischen Ökonomie - in praktischer wie 
theoretischer Hinsicht - zu sein.

2 B. Lutz: Bildungssystem und Beschäftigungsstruktur in Deutschland 
und Frankreich - Zum Einfluß des Bildungssystems auf die Gestal- ‘ 
tung betrieblicher Arbeitskräftestrukturen. In: H.G.Mendius u.a. ; 
Betrieb - Arbeitsmarkt - Qualifikation. Frankfurt a.M. 1976, S. 83 ff.
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Dies wird nicht möglich sein, ohne einen Wechsel in der 
Untersuchungsperspektive und im Abstraktionsniveau vorzu­
nehmen. Die herangezogenen Beiträge von Offe, Preuß und 
Gilgenmann operieren auf einer Ebene von Theoriebildung, 
die zwar empirische Verweise gestattet, den Übergang zu 
empirisch-historischen Untersuchungen jedoch nicht unmit­
telbar erlaubt. Lutz hingegen versucht, über die Auswer­
tung empirischen Datenmaterials zu einer vergleichenden 
Analyse der Qualifikationsstruktur deutscher und franzö­
sischer Betriebe und des Aufbaus der Bildungssysteme bei­
der Länder zu gelangen, um von daher das Verhältnis von 
"Bildungssystem, Produktions- und Beschäftigungssystem" 
in einer ihm angemessener erscheinenden Weise zu bestim­
men. Der Wechsel vom theoretischen Raisonnement zum Ver­
such empirischer Aussagen ist damit zunächst begleitet 
mit einer Änderung in der Fragestellung: bei Lutz steht 
nicht mehr allgemein der gesellschaftliche Strukturzusam­
menhang von Bildungsinstitutionen zur Diskussion, sondern 
lediglich das Verhältnis von Bildungs- und Beschäftigungs­
system.
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5. ZUM PROBLEM DER INTERDEPENDENZ VON BILDUNGSINSTITUTIONEN 
UND GESELLSCHAFT .

In seiner vergleichenden Analyse der Beschäftigungssysteme 
Frankreichs und der Bundesrepublik kommt Lutz zu dem Schluß, 
daß deutsche und französische Betriebe unter ähnlichen 
oder nahezu identischen technisch-ökonomischen Produktions­
bedingungen (Produkt, Produktionstechnologie, Betriebsgröße) 
Einsatz und Nutzung menschlicher Arbeitskraft in sehr ver­
schiedenartiger Weise strukturieren.
Für Lutz erscheinen hier nationalspezifische Strukturprin­
zipien, die als Grundmuster der betrieblichen 
Gestaltung von Einsatz und Nutzung menschlicher Arbeitskraft 
eine "hohe Korrespondenz mit dem jeweiligen System öffent­
lich organisierter oder zumindest reglementierter Ausbil- 
düng" aufweisen. Beide Befunde stehen für ihn in einem 
deutlichen Gegensatz zu dem von ihm kritisierten determi­
nistischen Abhängigkeitskonzept zwischen technologisch­
ökonomischer Entwicklung und Beschäftigungsstruktur auf 
der einen Seite und zwischen Beschäftigungssystem und 
Bildungssystem auf der anderen Seite.
Wenn das dominante Strukturprinzip des Bildungssystems dar­
in bestehen würde, folgert Lutz, das Produktionssystem mit 
Arbeitskräften in der qualifikatorischen Formung zu belie­
fern, die dieses aus technisch-ökonomischen Gründen zwin­
gend benötige, so bliebe völlig unverständlich, warum Be­
triebe, die gleiche Produkte mit gleicher Produktionstech­
nologie und zu vergleichbaren Kosten erzeugten, dies mit 
so unterschiedlich qualifizierten Arbeitskräften überhaupt 
leisten; in dieser Pespektive bliebe auch unerklärbar, 
warum die Unternehmen "die so divergierenden Strukturen 
und Entwicklungen des je nationalen Bildungssystems tolerie­
ren können, das ihnen ja doch diese qualifikatorische Struk-

1 e b e n d a ,  S .  130



8 5

turierung in allen wesentlichen Aspekten vorzugeben 
scheint."^

Lutz räumt die Vorläufigkeit und Eingeschränktheit seiner 
empirischen Befunde ein; dennoch zwingen nach seiner Ansicht 
die Ergebnisse einer vergleichenden Analyse der Qualifika­
tionsstruktur ausgewählter deutscher und französischer 
Betriebe dazu, Abstand zu nehmen von der die gegenwärtige 
bildungspolitische Diskussion bestimmenden Alternative 
einer "Subordination" des Bildungssystems unter das Be- 
schäftigungs/Produktionssystem bzw. einer "Entkoppelung" des 
einen vom anderen; 1 2

1 ebenda, S . 131
Die Unterschiede zwischen dem (west)deutschen und dem französischen 
Bildungssystem bestehen für Lutzo

einmal in dem schwächeren Ausbau weiterführender Bildungseinrich­
tungen in Deutschland gegenüber Frankreich;
- weiterhin in der fast ausschließlichen Vermittlung beruflicher 
Erstqualifikation im öffentlichen Bildungssystem in Frankreich ge­
genüber der weitaus größeren Rolle öffentlich normierter betriebli­
cher Erstausbildung im "dualen System" Deutschlands;
- endlich, unmittelbar hiermit verbunden, in der weitaus größeren 
Verbreitung beruflicher Erstausbildung - insbesondere unterhalb der 
Hochschule - in der Bundesrepublik gegenüber Frankreich." (ebenda,
S. 115)
Die Qualifikationsstruktur der von Lutz untersuchten französischen 
Betriebe unterscheidet sich von den deutschen Vergleichsbetrieben 
in dreifacher Hinsicht:

einmal durch den sehr hohen Anteil von Arbeitskräften, die keine 
einschlägige Vollausbildung durchlaufen haben, der mit dem geringen 
Anteil von Arbeitskräften im deutschen Betrieb kontrastiert, die 
nach Verlassen der Volksschule bzw. Hauptschule keinerlei berufliche 
Ausbildung erhalten haben;
- weiterhin durch den hohen Anteil von Arbeitskräften mit einer 
formal gehobenen schulisch-theoretischen Qualifikation, der mit 
der geringen Zahl von Hochschulingenieuren im deutschen Betrieb und 
der hier erheblichen Bedeutung von Arbeitskräften kontrastiert, die 
ihre technisch-theoretische Qualifikation im Anschluß an eine prak­
tische Ausbildung und auf dieser aufbauend erhalten haben;
- endlich durch die aus beidern resultierende, weit höhere Diffe­
renzierung der Qualifikationen nach Niveau und Profil, die mit
der eindeutigen Dominanz der Industrielehre - als Haupt- oder Basis­
qualifikation - im deutschen Betrieb kontrastiert." (ebenda, S. 124)

2 hierzu vgl. auch das folgende Kapitel dieser Arbeit, insbes. S.l04ff.
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"Verbleibt man auf der durch die Thesen der Subordination oder Entkoppe­
lung bezeichneten Ebene genereller Strukturprinzipien, so scheint al­
lenfalls eine ganz andere Alternative mit den empirischen Befunden ver­
einbar: Das Bildungssystem steht zum sogenannten Beschäftigungssystem 
entweder in einer Beziehung aktiver Konditionierung oder zumindest in 
einem Verhältnis wechselseitiger Abhängigkeit und Beeinflussung."'1

Erscheint die Kritik von Lutz an der Subordinationsthese 
im Lichte des von ihm angeführten empirischen Materials ; 
und in bezug auf die im Kontext dieser Arbeit bislang ange­
stellten Überlegungen als einigermaßen plausibel, so mutet 
die Behauptung einer allgemeinen Interdependenz von Bil­
dungssystem und Beschäftigungssystem doch recht inhalts­
leer an.2

Es soll deshalb näher untersucht werden, wie Lutz seine 
Interdependenzthese verstanden wissen will.
Lutz geht davon aus, daß es eine betriebliche Politik des 
Einsatzes und der Nutzung von Arbeitskraft gibt, die nicht 
unmittelbar auf das Bildungssystem bezogen ist oder bezo­
gen werden muß; er vermutet, daß ebenso Steuerungs- und 
Aufbauentscheidungen für das Bildungssystem nicht in erster 
Linie von Verwertungsimperativen der Unternehmungen ausge­
löst werden müssen. Dabei wird nicht ausgeschlossen, daß 
sich betriebliche Personalpolitik der Selektions- und Qua­
lifizierungsleistungen des Bildungssystems bedient, die 
für sie nützlich sein könnte, "und die Bildungspolitik z.B. 
differentielle Berufschancen als Mittel zur Steuerung von 
Schülerströmen nutzt."2

Eine besonders wichtige und kritische Rolle im Verhältnis 
von Bildungs- und Beschäftigungs-/Produktionssystem spielt 
das von Lutz so genannte "System von Vermittlungen": 1 2 3

1 B. Lutz, a.a.O., S. 131
2 Hierauf verweist Lutz selbst: "Eine solche These bleibt freilich 

eine bloße Leerformel, solange sie nicht des näheren spezifiziert 
wird." (ebenda, S. 132)

3 ebenda, S. 133
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"Zwischen beiden Bereichen muß ein System von Vermittlungen existieren, 
das einerseits als Medium des Transfers von Leistungen, Innovations­
impulsen und Stabilisierungseffekten dienen kann, andererseits in 
sich genügend Elastizität besitzt, um zu verhindern, daß Problemlösun­
gen, die zur Wiedergewinnung bereichsimmanenter Stabilität hier und 
dort notwendig werden, unmittelbar - entstabilisierend - auf den kor­
respondierenden Bereich durchschlagen? dieses Vermittlungssystem muß 
also gleichzeitig wechselseitige partielle oder temporäre Entlastung 
von Problemdruck wie Autonomie der je bereichsspezifischen Politiken 
zur Aufrechterhaltung oder Wiedergewinnung von Stabilität garantieren.
Zu diesem Vermittlungssystem gehören ebensowohl die Institutionen des 
Arbeitsmarktes wie Strukturen der Bestimmung und Bestimmtheit von Ar­
beitsvermögen (Qualifikationen) wie Regulationsinstanzen vom Typ der 
Gewerkschaften (als Tarifpartei) oder der Arbeitsvermittlung".*

Die von Lutz angeführten Institutionen des Arbeitsmarktes 
unterliegen als Vermittlungsglieder zwischen Bildungsinsti­
tutionen und Arbeitskräfte nachfragenden Organisationen 
einer komplexen Dynamik; über diese lassen sich auf hohem 
Abstraktionsniveau allgemeine, gesellschaftstheoretisch 
begründete Aussagen machen. Zu bezweifeln bleibt, ob die in 
diesem Zusammenhang von Lutz in systemtheoretischer Perspek­
tive versuchte Schematisierung sehr aussagekräftig ist,
da er über den Dreischritt Wirkung - Gegenwirkung - Wech-

2selwirkung nicht hinauskommt. Der heuristische Wert des 
Interdependenzkonzeptes wird dadurch allerdings nicht 
gemindert, da die Interdependenzthese - wie Lutz selbst 
betont - lediglich in ihrer jeweiligen Konkretion, in 
der durchgeführten sozialwissenschaftlich-empirischen 
Analyse einen Sinn gibt.^ 1 2 3

1 ebenda.
2 ebenda, S. 133 f.
3 Am Beispiel der historischen Ausformung von "Qualifikationsmustern" 

versucht Lutz zu verdeutlichen, wie das für sein "Konzept zentrale 
"System von Vermittlungen" verstanden werden kann.
Unterschieden werden zwei Aspekte der Qualifikationsstruktur. "Aus­
bildungsqualifikation" als Endziel von Sozialisations- und Lernpro­
zessen und "Einsatzqualifikation" als Grundlage der Entäußerung 
und Aneignung lebendiger Arbeit im Produktionsprozeß.
Die Ausbildungsqualifikation definiert das "Insgesamt an Arbeits­
vermögen, das dem Produktionsprozeß zur Verfügung steht" (ebenda,
S. 314) . Das Arbeitsvermögen der Arbeitskräfte wird von den Be­
trieben in wechselnden Relationen eingesetzt, so wie es der jewei­
ligen betrieblichen Situation am besten entspricht. Als in je spezi­
fischer Weise genutztes Arbeitsvermögen wird die Ausbildungsqualifi­
kation zur Einsatzqualifikation. Dieser Transformationsprozeß ist nur 
möglich, weil die Ausbildungsqualifikation in "Form von recht stabi­
len 'Modulen* besteht" (ebenda)? diese erst ermöglichen eine flexib­
le Nutzung des betrieblichen Arbeitskräftepotentials. Sie repräsen-
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Es verwundert deshalb, wenn Mickler/Mohr/Kadritzke in 
ihrer Kritik am Interdependenzansatz von Lutz ausgerechnet 
zu diesem Punkt einen Haupteinwand formulieren. Die SOFI- 
Autoren beharren darauf, daß wesentliche Aspekte des Ver­
hältnisses von Bildungs- und Beschäftigungssystem nicht all­
gemein theoretisch, sondern lediglich in sozialhistorischen 
Fallstudien zu klären sind:
"Die Frage, was den inneren Zusammenhang der Subsysteme konstituiert, 
welche inhaltlichen Bezüge zwischen ihnen in der Realität bestehen 
und welche Dominanzstrukturen auftreten und sowohl das Gleichgewicht 
des Gesamtsystems als auch die Stabilität jeweiliger Subsysteme stören 
können, ist offen: sie ist nicht theoretisch, sondern nur empirisch 
zu entscheiden."1
Daß bestimmte Zusammenhängen nicht vorab theoretisch ent­
schieden werden können, sondern nur empirisch zu klären 
sind, liegt nun allerdings ganz auf der Argumentationslinie 
von Lutz. Der sozialwissenschaftliche Gewinn in den Beiträgen 
von Lutz (und anderen Mitarbeitern des ISF München) besteht 
gerade in ihrer Betonung des historisch variablen Charakters 
von gesellschaftlichen Institutionen und Strukturen gegen­
über den aprioristischen Setzungen einer sich als "syste­
matisch" bezeichnenden Variante von Gesellschaftstheorie,

1 0. Mickler, W. Mohr, U. Kadritzke, a.a.O., S. 24
Forts. Fn. 3, S. 87:

tiert eins der Momente betrieblicher Elastizitäten im Produktionsprozeß. 
Sind Ausbildungsqualifikation und Einsatzqualifikation nach einer je­
weils anderen Logik strukturiert, so müssen sie doch "in einer dauer­
haften, nur verhältnismäßig langsame Veränderungen zulassenden inne­
ren Beziehung zueinander stehen" (ebenda,S. 135). Qualifikationsstruk­
turen und die von ihnen definierten Einzelqualifikationen und Qualifi­
kationstypen stellen sich sowohl für das BildungsSystem wie für ein­
zelne oder aggregierte Beschäftiger als Problemlösungsmuster dar, in 
historischer Perspektive erscheinen sie als gesamtgesellschaftliche 
Problemlösungen, indem sie eine "zugleich elastische und stabile 
Beziehung" ermöglichen "zwischen den in den individuellen Lebens- und 
Entwicklungsprozeß eingebundenen Leistungen sozialisatorischer und 
qualifikatorischer Art auf der einen Seite und deren Nutzung im ein­
zelbetrieblichen wie gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß auf der 
anderen Seite." (ebenda)
Die Analyse der gesellschaftlichen Entwicklung von Qualifikationsstruk­
turen stellt nur einen Ausschnitt des komplexen Vermittlungsprozesses 
zwischen Bildungs- und Beschäftigungssystem dar. Sie kann in diesem 
Falle aber als exemplarisch für das von Lutz befürwortete methodische 
Vorgehen betrachtet werden.
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die den Zugang zu empirischen Gesellschaftsanalysen so 
schwer findet.
Auch ein weiterer Einwand von Mickler/Mohr/Kadritzke vermag 
nicht zu überzeugen. Die Autoren kritisieren, daß Lutz die 
wechselseitige Abhängigkeit und Beeinflussung von Bildungs­
system und Beschäftigungssystem "einseitig in Richtung 
auf eine weitgehende Bestimmungsmöglichkeit der betriebli­
chen Beschäftigungsstrukturen durch das Bildungssystem"
auflöst, "ohne umgekehrt systematisch die Einflüsse des Be-

1schäftigungssystems auf das Bildungssystem zu prüfen."

Diese Kritik verkennt sowohl den vorläufigen Charakter des 
Beitrages wie auch die Tatsache, daß es Lutz in seinen 
knappen Anmerkungen darauf ankam, die Aufmerksamkeit auf 
bisher vernachlässigte Aspekte der bildungswissenschaftli­
chen und industriesoziologischen Diskussion zu lenken und

2damit notwendigerweise andere zu vernachlässigen.

Eine Schwachstelle des Ansatzes von Lutz wird von Mickler 
u.a. allerdings zu Recht hervorgehoben: die (auch von Gen-L 
sior/Krais vermerkten) systemtheoretischen Unschärfen des 
Interdependenz- (bzw. Betrieb)Konzeptes.

1 ebenda.
2 ln Absetzung von Lutz u.a. skizzieren Mickler/Mohr/Kadritzke ihren 

eigenen Ansatz zur Bestimmung des gesellschaftlichen Zusammenhangs 
von Bildungsinstitutionen, Einzelkapitalen, Produktionsprozeß und 
technologischer Entwicklung folgendermaßen:
"Wenn wir als einen Hauptmangel der diskutierten Studien das Fehlen 
eines theoretischen Konzepts zur Erklärung des Zusammenhangs von 
ökonomischer und technischer Entwicklung einerseits, Beschäftigungs­
und Qualifikationsstruktur andererseits konkretisiert haben, so 
stellt die folgende Untersuchung den Versuch dar, von einem solchen 
theoretischen Konzept her den realen Zusammenhang in seinen Bedin­
gungsstrukturen zu rekonstruieren. Ein solches Konzept sehen wir 
in der Theorie der Formbestimmtheit der gesellschaftlichen Arbeit 
als Lohnarbeit oder - was ein anderer Ausdruck für den gleichen 
Sachverhalt ist - der Produktion als Kapitalverwertung.
Nach diesem Konzept wird in letzter Instanz der Zusammenhang der 
gegeneinander verselbständigten gesellschaftlichen Teilbereiche 
(Produktion, Distribution, Bildung u.a.) durch die Bewegungsgesetze 
der Kapitalverwertung bestimmt. Diese allgemeine Bestimmung besagt 
noch nichts über historische konkrete Ausprägungen etwa des Ver­
hältnisses von gesellschaftlicher Reproduktion der Arbeitskraft zu 
der auch die Ausbildung zählt, zur gesellschaftlichen Produktion, 
sondern gibt nur einen methodischen Hinweis zur empirischen Analyse 
dieses Verhältnisses." (a.a.O., S. 33) Fortsetzung folgende Seite
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Diese Unschärfen liegen zunächst weniger in der spezifi­
schen Erarbeitung und Entwicklung des Betriebskonzeptes be­
gründet als vielmehr in der systemtheoretischen Konstruk­
tion von Gesellschaft.
Wenn das Bildungssystem als funktionales Teilsystem des 
gesellschaftlichen Gesamtsystems angesehen wird, das mit 
anderen Teilsystemen in "Wechselwirkung" steht, wird 
gleichzeitig ausgegangen von der Angemessenheit system­
theoretischer Begriffe bei der Analyse des Verhältnisses 
von gesellschaftlichem Produktions— und Reproduktionsprozeß 
und der gesellschaftlichen Organisation von Bildungsprozes­
sen. Bleibt die systemtheoretische Untersuchungsperspektive 
- wie bei Lutz - unbegründet, so wird ein in diesem Zusam­
menhang entscheidendes gesellschaftstheoretisches Problem 
umgangen: die Zerlegung' des Gesamtsystems in Teilsysteme 
und das Ausweisen von Kriterien, nach denen die Zergliede­
rung des Gesamtzusammenhangs vorgenommen wurde.

Für die Arbeiten des ISF kommt ein weiteres Problem hinzu: 
die Kombination von systemtheoretischen Begriffen mit sol­
chen der Kritik der politischen Ökonomie. Eine Synthese von
Systemtheorie und materialistischer Gesellschaftstheorie

• 2 wird explizit von den ISF-Autoren nicht angestrebt. Impli-
1 vgl. auch E. Becker: Materialistische Bildungsökonoraie und empiri­

sche Qualifikationsforschung. In: Zur Wissenschaftslogik einer kri­
tischen Soziologie. Hrsg. J. Ritsert, Frankfurt a.M. 1976, S. 309 f.

2 Auf die Fragwürdigkeit eines solchen Unterfangens hat E. Becker in 
seinen informativen Aufsatz hingewiesen:
"Der in der Marxschen Theorie untersuchte Vergesellschaftungspro­
zeß durch die 'Metamorphosen des Kapitals' ist keinesfalls auf 
ein Systemmodell abzubilden, in dem z.B. das 'ökonomische System' 
als Steuerungszentrum fungiert." (ebenda, S. 315, vgl. auch S. 316ff.)

Forts. Fn. 2 S. 89:
Bei der Lektüre dieser Passage drängt sich die Frage auf, inwieweit 
solche Aussagen, die nur dank einiger üblicher salvatorischer For­
meln wie "in letzter Instanz" und "gibt nur einen methodischen Hin­
weis" bestehen können, dem in viel ungeschützterer, provisorischer Form 
vorgetragenen Beitrag von Lutz an analytischer Reichweite wirklich 
überlegen sind. Zu Recht verweisen die Autoren darauf, daß der Ver­
such, die "Komplexität dieses gesamten Zusammenhangs in einer empi­
rischen Untersuchung zu rekonstruieren" (ebenda, S. 34), ihren the­
matischen Rahmen sprengen würde; dem wäre allerdings hinzuzufügen, 
daß der "gesamte Zusammenhang" sich auch gar nicht in e i n e r  
empirischen Untersuchung rekonstruieren läßt? genau dies sollte in 
Kritiken an Beiträgen wie dem von Lutz bedacht werden.
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zit wird jedoch so verfahren, als ob dies umstandslos mög­
lich sei.
Eine weiterreichende Auseinandersetzung mit den Prämissen 
der Systemtheorie kann hier nicht aufgenommen werden. Im 
Rahmen der hier erarbeiteten Problemstellung sollte jedoch 
zweierlei festgehalten werden.
Das Interdependenz-Konzept von B. Lutz gehört zu den weni­
gen analytischen Versuchen, die im Ansatz der Komplexität 
des Verhältnisses bzw. des Vermittlungsprozesses von Bil­
dungsinstitutionen und Gesellschaft gerecht werden. Ein 
besonderes Verdienst dieses Konzeptes ist es, gleichermaßen 
die vielerorts herrschenden Berührungsängste mit marxisti­
scher Theoriebildung wie auch den manchen marxistischen

1Positionen eigenen Strukturfatalismus zu vermeiden. Enthal­
ten also die Beiträge von Lutz (u.a.) - implizit - bedeut­
same Hinweise zum Vorgehen empirisch-historischer Sozial­
forschung, so sind andererseits deren theoretische Aussa­
gen noch rudimentär. Ein Fortschritt in der Theoriebildung

1 Vgl. auch die gegen die Althusser-Schule gerichtete spöttische Be­
merkung von Bourdieu und Passeron: "Die strukturalistischen Marx­
Leser ... lassen sich .. in einer objektivistischen Reaktion gegen 
alle idealistischen Formen der Philosophie der Aktion dazu hin­
reißen, Handlungsträger ausschließlich als Träger der Struktur an­
zusehen. Die Frage nach der Vermittlung zwischen Struktur und 
Praxis muß ihnen entgleiten, solange sie den Strukturen keinen 
anderen Inhalt zuschreiben als jene im Grunde recht mysteriöse 
Macht, andere Strukturen zu determinieren oder überzudeterminieren."
(P. Bourdieu, J.C. Passeron: Die Illusion der Chancengleichheit... 
Stuttgart 1971, S. 221 Fn. 121}

2 Diesen Mangel teilen sie allerdings mit fast allen Veröffentlichun­
gen gleicher Themenstellung. Auch Bourdieu und Passeron gelangen
in ihren so geistreichen und erhellenden Untersuchungen zum 
französischen Bildungswesen nicht zu einem konsistenten Ansatz, 
der geeignet wäre, den Zusammenhang von Bildungsinstitutionen und 
Gesellschaft theoretisch zu fassen; ihre Überlegungen münden in die 
Forderung nach einer Theorie des Habitus (als Vermittlungsform zwischen 
Theorie und Praxis). Eine Theorie des Habitus aber würde gleichzei­
tig weniger und mehr umfassen als die theoretische Präzisierung 
des gesellschaftlichen Strukturzusammenhangs von Bildungsinstitutio­
nen.
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zum Problem des Strukturzusammenhanges von Bildungsinsti­
tutionen und Gesellschaft wird allerdings eher über den am 
ISF (München) eingeschlagenen Weg historisch-empirischer 
Fallstudien zu erreichen sein, während vorschnellen Genera­
lisierungen und in begrifflichen Systemen verbleibenden 
"Ableitungen" auch in Zukunft wenig Erfolg beschieden sein 
dürfte.

Ebendies betont auch Braverman, wenn er im Rahmen einiger 
Überlegungen zur Entwicklung des US-amerikanischen Bil­
dungssystems vermerkt:

"A complete picture of the functions and functioning of education in 
the United States and other capitalist countries would require a 
thorough study of the manner in which the present standards came into 
being, and how they were related, at each step of their formation, 
to the social forces of the society at large.

Braverman hat damit gleichzeitig die Grenzen aufgezeigt, 
die einer bloß theoretischen "Lösung" des hier diskutier­
ten Problems gezogen sind. Ebenso wie die Entwicklung der 
gesellschaftlichen Qualifikationsstruktur sind entscheiden­
de Dimensionen des Verhältnisses von BildungsInstitutionen 
und Gesellschaft nicht allgemein theoretisch, sondern nur 
empirisch zu klären. Wenn sozialstrukturelle Momente und 
politische Faktoren Struktur und Entwicklungsgrad von Bil­
dungsinstitutionen entscheidend bestimmen, dann muß deren 
Analyse historisch-empirisch erfolgen und kann nicht a prio­
ri theoretisch entscheiden werden.

Der Ausgangspunkt der Ausführungen dieses Abschnitts zum 
Verhältnis von "Bildungssystem" und "Beschäftigungssystem" 
ist mit den vorhergehenden Überlegungen wieder eingeholt.
Die Behauptung von Offe, das "Bildungssystem" sei "unterde-

1 H. Braverman, a.a.O., S. 437
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terminiert", erweist sich als zutreffend. Ohne die 
systemtheoretische Orientierung von Lutz oder die funktio- 
nalistische von Offe zu teilen, kann doch an die These 
dieser beiden Autoren angeknüpft werden, daß soziale De­
terminanten und historisch-kontingente Faktoren die Struk­
tur des Bildungswesens und die Hierarchie der Bildungs­
zertifikate maßgeblich bestimmen. Diese Aussage zu treffen, 
heißt nicht - wie in polemischer Absicht häufig unterstellt 
- den entscheidenden Einfluß, den die Tatsache der Veraus­
gabung von Arbeit als Lohnarbeit auf die gesellschaftliche 
Organisation von Bildungsprozessen und auf die hierarchische 
Arbeitsorganisation ausübt, zu übersehen oder gar zu be­
streiten. Daß die Verausgabung von Arbeit als Lohnarbeit 
erfolgt, bedeutet allerdings zunächst nur, daß der Arbeits­
prozeß gleichzeitig hierarchisch organisiert ist; welche 
Ausprägungen die Hierarchie der Lohnarbeit annimmt, ist 
dagegen zu einem großen Teil spezifischen sozialen und 
historischen Umständen geschuldet.

Die eingangs referierte These von Offe, daß das Angebot 
an Qualifikationsmustern selbst eine wichtige Determinante 
der Qualifikationsnachfrage ist, erscheint damit in einem 
neuen Licht.
Aus dieser These folgt nicht, daß die Entwicklungen im 
Beschäftigungssystem im wesentlichen durch politische 
Entscheidungen über das Bildungssystem bestimmt würden.
Sie besagt lediglich, daß die Entwicklung von Qualifika­
tionsmustern und die jeweils spezifische Gliederung des ge­
sellschaftlichen Gesamtarbeiters in verschiedene Arbeits­
kräftegruppen nur aus dem Zusammenwirken unterschiedlicher 
Faktoren im politischen, Bildungs- und Beschäftigungs- 
"System" und last but not least aus der Entwicklung der 
gesellschaftlichen Sozialstruktur heraus zu verstehen 
ist.
Dieser Sachverhalt muß strategische Konsequenzen für 
bildungsplanerische Überlegungen haben:
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Wenn sowohl die konkrete Struktur des Bildungssystems wie 
auch die spezifische Ausprägung der gesellschaftlichen Qua­
lifikationsstruktur "unterdeterminiert", d.h. nicht forma­
tionsbedingt vorgegeben sind, dann bestehen nicht zu 
unterschätzende Möglichkeiten, über bildungspolitische Maß­
nahmen gesellschaftliche Entwicklungen mit zu beeinflussen.

Wie groß diese Einflußmöglichkeiten in gesellschafts- und 
strukturpolitischer Hinsicht sind, soll im 3. und letzten 
Abschnitt dieser Arbeit geprüft werden. Ausgangspunkt 
hierbei werden Reformvorschläge zum Bildungswesen der Bun­
desrepublik sein, die die Diskussion in der Arbeitskräfte- 
und Bildungsforschung hervorgebracht hat.

Das erkenntnisleitende Interesse liegt darin, bildungs­
politisch bedeutsame Reformmodelle sowohl auf ihre Gegen­
standsadäquanz wie auf ihren wissenschaftlichen Begründungs­
zusammenhang zu überprüfen.
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III. STRATEGISCHE KONZEPTE ZUR REFORM DES WESTDEUTSCHEN 
BILDUNGSWESENS

Die Reformdiskussion in der Bundesrepublik wurde seit 
dem Ende der 60er Jahre auf zwei unterschiedlichen Ebenen 
geführt. Einerseits ging es um neue Schul- und Hochschul­
modelle, die eine bessere und umfassendere Erziehung und 
Ausbildung gewährleisten sollten. Hier standen die Debat­
ten über die Gesamtschule und die Gesamthochschule im Vor­
dergrund. Diese pädagogische Modell-Diskussion, die um die 
Alternativen Förderung und Selektion, Einheitlichkeit und
Durchlässigkeit zentriert war, hat einen sehr breiten Raum 1eingenommen. Vernachlässigt wurden dagegen auf der ande­
ren Seite Überlegungen zu dem Problem, welche bildungspo­
litischen Strategien am ehesten dazu beitragen würden, 
das bestehende Bildungswesen der Bundesrepublik in Richtung 
auf die angestrebten Reformmodelle zu verändern. Die bil­
dungspolitischen Debatten nahmen streckenweise einen 
idealtypisierenden Charakter an, der im krassen Gegen­
satz steht zum tatsächlichen prozeßhaften Ablauf von Ar­obeitskräfte- und Bildungspolitik. Dieser bislang eher 
vernachlässigte, mehr bildungsstrategisch (und arbeitskräf­
tepolitisch) orientierte Teil der Reformdiskussion soll im

1 Die Literatur zur Gesamtschule ist schon fast unüberschaubar ge­
worden. Als früher Beitrag noch immer informativ G. Buehlow u.a.: 
GesamtschüL e zwischen Schulversuch und Strukturreform. Weinheim/ 
Basel 1972.
zur neueren Diskussion vgl. : H. Fend u.a.: Gesamtschule und drei­
gliedriges Schulsystem, Stuttgart 1976
zur Gesamthochschule vgl. Studentische Politik 1975, H. 1/2 (Die 
Gesamthochschulentwicklung zwischen Reform und Gegenreform, S. 3 ff. 
P. Mueller: Integrierte Gesamthochschulplanung oder differenzierte 
Hochschulgesamtplanung. S. 107 ff.)

2 Dem entsprechen die stereotypen Appelle der DGB-Gewerkschaften an 
die Kultusminister, doch endlich die Gesamtschule als Regelschule 
einzuführen. Die Schulverwaltungen reagierten wiederum in den meisten 
Bundesländern mit Alibi-Veranstaltungen, genannt "Modell"-Versuche. 
Zur bildungspolitischen Entwicklung in den 70er Jahren vgl. den bemer 
kenswerten Aufsatz von L.v.Friedeburg: Bilanz der Bildungspolitik. In 
Zeitschrift für Pädagogok - 1978,H.2, S.207 ff. Zur Bildungsreform 
insgesamt vgl. den interessanten Beitrag von W.Sachs, H.G. Rolff u.a. 
Modernisierung im Klassenkonflikt - Versuch einer erziehungssoziologi 
sehen Erklärung der Verlaufsdynamik der Schulreform ... (Auf dem 19. 
Deutschen Soziologentag 1979 in Berlin vorgelegtes Manuskript)
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Folgenden aufgegriffen werden.

In den bildungsstrategischen Kontroversen stehen sich zwei 
Positionen unversöhnlich gegenüber. Wird von einigen mit 
Bildungs- und Arbeitskräfteforschung befaßten Wissenschaft­
lern eine Flexibilisierung des Bildungssystems mit der 
Konsequenz einer "Entberuflichung" des Beschäftigungssy­
stems befürwortet, so wird von anderen um so vehementer 
für die Beibehaltung der beruflichen Organisation von 
Ausbildung und Arbeit plädiert. Diese Konfrontation wird 
überlagert durch den Streit um die Bedeutung und die 
Funktion des Hochschulbereichs im Bildungssystems.

Die von Offe befürwortete Perspektive einer bildungspoliti­
schen Strategie des "qualifikatorischen overkill" wird von 
den meisten Sozialwissenschaftlern, die sich mit Problemen 
der Bildungsplanung und Arbeitskräfteforschung befaßt 
haben, geteilt. Um so mehr divergieren die Begründungen 
dafür und die bildungsplanerischen Schlußfolgerungen, die 
daraus gezogen werden.

1. DAS KONZEPT DER SCHLÜSSELQUALIFIKATIONEN

Von entgegengesetzten Ausgangspunkten her ist einerseits 
von D. Mertens und andererseits von U. Beck und M. Brater 
versucht worden, eine arbeitskräftepolitische Strategie 
der Entberuflichung und ein bildungspolitisches Konzept 
der Flexibilisierung des Bildungssystems zu begründen.

Diesen Begründungszusammenhang gilt es näher • zu unter­
suchen. .
Den Ansatzpunkt der bildungsplanerischen Überlegungen 
von D. Mertens bilden sowohl die systemisch bedingten Un­
schärfen von Arbeitskräftebedarfsprognosen wie auch die 
bedeutenden Substitutionspotentiale im Beschäftigungssy-
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stem (bzw. die Flexibilitätspotentiale der Arbeitskräfte).

Die prognostischen und empirischen Defizite der Arbeits­
kräfteforschung machen es für Mertens wünschenswert, "die 
Strukturierungsbedürfnisse der Bildungsplanung auf das 
vom Beschäftigungssystem her gesehen unerläßliche Mindest­
maß zu reduzieren".̂  Eine weitgehende Autonomisierung des 
Bildungssystems sei zudem notwendig, da die vielen und 
raschen technologischen und ökonomischen Veränderungen es 
ohnehin nicht erlaubten, ebenso schnelle Veränderungen 
der Ausbildungsgänge und ihrer Curricula vorzunehmen.^

Wie aber kann ein vom Beschäftigungssystem weitgehend 
"entkoppeltes" Bildungssystem seine Aufgaben weiterhin 
sinnvoll wahrnehmen? Die Antwort von Mertens wirkt zu­
nächst bestechend einfach: Das Bildungssystem muß auf 
die zentrale Funktion der Vermittlung von "Schlüsselqualifi­
kationen" hin reorganisiert werden. Schlüsselqualifikatio­
nen bestimmt Mertens als
"solche Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten, welche nicht unmit­
telbaren und begrenzten Bezug zu bestimmten, disparaten praktischen 
Tätigkeiten erbringen, sondern vielmehr
a) die Eignung für eine große Zahl von Positionen und Funktionen 
als alternative Optionen zum gleichen Zeitpunkt, und
b) die Eignung für die Bewältigung einer Sequenz von (meist unvor­
hersehbaren) Änderungen von Anforderungen im Laufe des Lebens darstel- 
len."4 .

1

1 vgl. u.a. D. Mertens: Der unscharfe Arbeitsraarkt, MittAB 1973,
H. 4, S. 314 ff.
ders. : Schlüsselqualifikationen - Überlegungen zu ihrer Identifi­
zierung und Vermittlung im Erst- und Weiterbildungssystem. In: 
Blickpunkt Hochschuldidaktik H. 32, 1974, S. 204 ff.
Die Aufwendigkeit des Verfahrens wie der Unternehmens- und bran­
chenspezifisch differierende Arbeitskräfteeinsatz begründen für 
Mertens neben den systemisch bedingten prognostischen Defiziten 
auch beträchtliche empirische Schwierigkeiten, aus Tätigkeitsana­
lysen im Beschäftigungssystem zu einer umfassenden Ermittlung von 
Qualifikationsanforderungen zu gelangen.

2 ebenda, S. 214
3 ebenda; vgl. auch ders.: Bildungspolitik - Freiwahl und Planung. 

In: Konjunkturpolitik, 1971. H. 1, S. 7 ff.
4 D. Mertens: Schlüsselqualifikationen, a.a.O., S. 207
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Schlüsselqualifikationen stellen die Antwort des Bildungs­
systems dar auf die in der Arbeitsmarktforschung aufgewor-m 
fene Frage nach dem 'optimalen Dritten' verschiedenartiger 
und sich wandelnder Qualifikationsanforderungen auf dem 
Arbeitsmarkt."  ̂ Bei der Vermittlung von Schlüsselqualifika­
tionen treten spezialisierte Fertigkeiten hinter überge­
ordneten Strukturierungsleistungen zurück, der speziali­
sierte Wissens- und Fertigkeitserwerb verlagert sich in 
das "training on the job".
Die ohnehin schon dank der bestehenden Flexibilitätspoten­
tiale vorhandene beträchtliche Elastizität des Beschäf- 
tigungs- und des gesellschaftlichen Gesamtsystems wird 
durch den verallgemeinerten Erwerb von Schlüsselqualifika­
tionen in ökonomisch und gesellschaftlich produktiver 
Weise erhöht. Ein "enumerativ-additives Bildungsverständ­
nis" wird abgelöst durch ein "instrumenteiles Bildungsver- 

2ständnis".

Flexibilität und Mobilität sind die strategischen Größen 
des "Beschäftigungssystems", Schlüsselqualifikationen 
die "Bausteine" des "Bildungssystems".
"Wir plädieren für alle Bildungsebenen und -zweige für ein flexibles 
Baukastensystem von Bildung, das aus einem Pflichtkanon, welcher Schlüs­
selqualifikationen vermittelt, und daneben einem breiten Angebot an 
Spezialisierungs-, Vertiefungs- und Komplementarkursen besteht."3

1 ebenda, S. 215
2 ebenda, S. 217. Zur Illustration des Mertensschen Bildungsverständ­

nis: "Es gilt aus ... Schlüsselqualifikationen eine sinnvolle Aus­
wahl zu treffen, die den Kern einer künftigen Bildungszivilisation 
darstellen könnte, welche die Menschen mit Instrumenten ausrüsten 
will, die ihnen die bleibende Überlegenheit über Informationen si­
chern sollen. Aber auch künftig bedarf eine gebildete Persönlich­
keit auch nach unserer Auffassung mehr als nur solchen abstrakten 
Schlüsselwissens. Bei der Wahl zusätzlicher Bildung soll sich die 
Persönlichkeit so frei entfalten können, wie es ihrer Eignung und 
Neigung entspricht. Die Phänomene des technischen und gesellschaft­
lichen Wandels sprechen nicht gegen, sondern mehr und mehr für die 
Einräumung : solcher Spielräume, welche sich um die Kerngebiete 
ranken." (ebenda, S. 226)

3 ebenda.
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Für Mertens ergibt sich als Konsequenz, daß die berufli­
che Organisation von Ausbildung und Arbeit obsolet wird. 
Folgerichtig spricht er sich dagegen aus, weiterhin den 
Begriff des Berufs für die Beschreibung von Qualifika­
tionserfordernissen an den Arbeitsplätzen und für die
Analyse von Notwendigkeiten der Bildungsplanung zu ver- 1wenden. ,

2. DIE FORDERUNG NACH EINER ENTBERUFLICHUNG VON AUSBILDUNG 
UND ARBEIT

Ganz wesentlich für das sehr knapp skizzierte bildungs­
politische und arbeitsmarktpolitische Konzept von Mertens 
ist die Hypothese einer sehr weitgehenden Flexibilität und 
Mobilität der Arbeitskräfte, denen in seinem Modell zual­
lererst die Aufgabe zukommt, die Folgen des "ökonomischen 
und technologischen Wandels" zu bewältigen. Die auftreten­
den Arbeitsmarktprobleme werden in einem sehr bedeutenden 
Ausmaß individualisiert. Die Grundlage für dieses Modell 
bietet Mertens Vertrauen darin, daß "ein großer Teil der 
Erwerbstätigen im Laufe des Erwerbslebens ohne nennens­
werte individuelle oder soziale Reibungsverluste (sic!)

2radikal die Art der Tätigkeit" wechselt. Diese tragende 
Prämisse der am 1AB durchgeführten Flexibilitätsforschung 
ist von Beck/Brater/Tramsen einer grundsätzlichen Kritik 
unterworfen worden:
"Problemstellung der Arbeitsmarkt- und Arbeitskräfteforschung ist... 
heute in aller Regel nicht die Frage, wie etwa durch Erhöhung der 
Flexibilität des Beschäftigungssystems die Beschäftigung der künftig 
zur Verfügung stehenden Arbeitskräfte möglichst reibungslos gesi­
chert werden kann, sondern die Frage, was rechtzeitig mit den in der 
Ausbildung oder bereits im Beruf befindlichen Personen ... getan wer­
den muß, damit eine als notwendig oder wünschbar unterstellte wirt­
schaftlich-technisch Entwicklung auch vom Arbeitskräftebestand her ge­
sichert erscheint (und dadurch zugleich strukturelle Arbeitslosigkeit 
indirekt ausgeschlossen wird). Als gesellschaftspolitische "Knetmasse" 1 2

1 ebenda, S. 211
2 ebenda, S. 215
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gilt die Arbeitskraft, die sich in einem immanent begründeten, quasi­
naturgesetzlich oder systemnotwendig ablaufenden technisch-ökonomi­
schen Wandel anzupassen hat. '
Entsprechend wird gewöhnlich nicht - was durchaus möglich wäre - sy­
stematisch das Problem angegangen, wie Technologie und Organisation 
als 'elastische Potenzen1 zur Realisation solcher Bedürfnisse 
und Interessen genutzt werden können, die eine veränderte Gestaltung 
des Arbeitskräftebestandes erfordern."!

Der Ausgangspunkt von Beck/Brater/Tramsen ist damit der 
Versuch, eine Alternative zum herkömmlichen Vorgehen der 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung zu entwerfen. In letzter 
Konsequenz weist das von ihnen entwickelte Konzept einer 
Entberuflichung von Ausbildung und Arbeit allerdings über­
raschende Analogien zum Mertenschen Flexibilisierungs­
Ansatz auf.
Beck/Brater/Tramsen sehen in der beruflichen Organisation 
von Arbeit eine der wesentlichen Starrheitsmomente im Be­
schäftigungssystem, das die in ihrem Sinne flexiblere, 
"subjektgerechtere" Arbeitsorganisation verhindert. Für 
sie ist das "Berufssystem" das übergreifende Strukturprin­
zip, nach dem sowohl Ausbildungsgänge wie auch Arbeitspro­
zesse inhaltlich gegliedert und gegeneinander abgegrenzt 
werden und das die Festlegung von Personen auf gegenein­
ander abgegrenzte Fähigkeitsmuster und Aufgabenfelder be­
stimmt.^

Die berufliche Gliederung des Bildungs- und des Beschäfti­
gungssystems machen diese Autoren verantwortlich für un­
gleich qualifizierende Bildungsgänge und für unterschied­
liche Berufspositionen, über die ein differentieller 1 2

1 U. Beck, M. Brater, E. Tramsen: Beruf, Herrschaft und Identität.
Ein subjektbezogener Ansatz zum Verhältnis von Bildung und Produktion. 
Teil I: Die Soziale Konstitution der Berufe. In: Soziale Welt.
1976, H.l. S. 10 (Hervorhebungen im Original.)
Vgl. auch Teil II: Kritik des Berufs. In: Soziale Welt. 1976, H.2,
S. 180 ff.

2 U. Beck, K.M. Bolte, M. Brater: Bildungsreform und Berufsreform.
Zur Problematik der berufsorientierten Gliederung des Bildungssy­
stems. In: MittAB 1976, H. 4, S. 496 ff.
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Einsatz von Arbeitskraft stattfindet, mit dem Resultat 
extremer Ungleichheit in den Arbeitsbedingungen ; (-Wie phy­
sische Belastungen, Dispositionsmöglichkeiten, praktische 
und theoretische Kompetenz, Möglichkeiten der Interessen­
wahrnehmung etc.) und extrem divergierenden Gratifikatio­
nen.
In der "beruflichen Form" menschlichen Arbeitsvermögens 
drücken sich für Beck/Brater/Uramsen exemplarisch allge­
meine Strukturen sozialer Ungleichheit aus:
"Mit der Konstitution der Berufe wird objektiv über die Aufteilung 
sozialer Arbeitsanteile und über grundlegende Beziehungsstrukturen, 
über Kooperationsformen und über die soziale Stellung der Berufstätigen 
zu anderen, über die Verteilung von Belastungen, Privilegien und 
Partizipationschancen entschieden."!

In Konsequenz fordern Beck und Brater das Bildungssystem 
"in der historischen Form seiner hierarchisch-berufsorien- 
tierten Gliederung" aufzulösen und das "Modell einer 
nichtberuflichen universellen Bereitstellungsform mensch­
lichen Arbeitsvermögens" zu entwickeln.3 Beide Forderun­
gen zielen auf eine bildungs- und arbeitsmarktpolitische 
Strategie der "Entberuflichung" bzw. der "Entprofessiona- 
lisierung”, Begriffe, die die Autoren erstaunlicherweise 
als Synonyma verwenden.^

Ist die Kritik von Beck und Brater an bildungs- und ar­
beitsmarktpolitischen Strategien, in denen die Arbeits­
kräfte lediglich als disponible "Knetmasse" fungieren 
(und auf die möglichst viele "marktwirtschaftliche" 
Risikofaktoren abgewälzt werden) unmittelbar nachzuvoll­
ziehen, so ist damit noch nicht geklärt, ob die von ihnen 
gezogenen bildungs- und beschäftigungspolitischen Konsequen­
zen zwingend sind.
Die von Beck und Brater befürwortete Entberuflichung 1 2 3 4

1 U. Beck, M. Brater E. Tramsen: a.a.O., S. 33
2 U. Beck, K.M. Bolte, M. Brater: a.a.O., S. 503
3 U. Beck, M. Brater, E. Tramsen: a.a.O., S. 202
4 ebenda, S . 205
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von Bildungssystem und Beschäftigungssystem setzt sich 
einem zentralen Einwand aus: die durch den Verwertungspro­
zeß und die Verwertungsstrategien der Einzelkapitale be­
dingte Hierarchisierung der Lohnarbeit wird ineinsgesetzt 
mit der beruflichen Gliederung von Arbeit. ........ ....
Diese berufliche Gliederung ist jedoch eher Ausdruck der 
- sicherlich kapitalistisch vorgeprägten - gesellschaftli­
chen Arbeitsteilung, die der "Berufskonstruktion" angela­
steten "Defizite" rühren dagegen in erster Linie daher, daß 
Arbeit als Lohnarbeit verausgabt wird. Die Verausgabung
von gesellschaftlicher_Arbeit in Form von Lohnarbeit und __
die Existenz gesellschaftlicher Arbeitsteilung sind keines- 1wegs gleichzusetzen.

In ihrem Bestreben, Beruf bzw. "Beruflichkeit" als Struk­
turierungsprinzip gesellschaftlicher Arbeit darzustellen,
das es abzuschaffen gelte, übersehen die Autoren auch, ....
daß ein großer Anteil gesellschaftlicher Arbeit keineswegs 
in "beruflicher Form" verausgabt wird: hierzu gehören 
der Bereich angelernter und ungelernter Arbeit, aber 
auch die Einsatzfeider hochqualifizierter Arbeitskräfte. 
Besonders unverständlich ist die Verwischung der in der
Berufssoziologie hinreichend diskutierten Differenz zwi-

2sehen Beruf und Profession.

1 In ihren sehr scharfsinnigen Anmerkungen zum "Reale(n) Sozialismus 
als Herrschaftssystem am Beispiel der DDR" (Giessen 1978) hat R.
Damus diesen Sachverhalt hervorgehoben. Das Prinzip der gesellschaft­
lichen Arbeitsteilung kann nicht gleichgesetzt werden mit dem die 
bürgerliche Gesellschaft bestimmenden Vergesellschaftungsmodus,
der gesellschaftlichen Synthesis durch Produktion und Realisierung 
von Tauschwerten. Auch der Versuch, in nachkapitalistischen Gesell­
schaften den Vergesellschaftungsmodus grundlegend zu ändern und 
an den gesellschaftlichen und individuellen Bedürfnissen zu orien­
tieren, würde zwar den in der bürgerlichen Gesellschaft vorherr­
schenden Gegensatz von Hand- und Kopfarbeit zunächst abmildern, um 
ihn in der Tendenz überhaupt aufzuheben; selbst dies bedeutete aber 
noch lange nicht die Aufhebung jeglicher Arbeitsteilung, (vgl. eben­
da, S. 129 ff.) ■

2 Vgl. H. Daheim: Professionalisierung. In: G. Albrecht, H. Daheim,
F. Sack (Hrsg.): Soziologie - René König zum 65. Geburtstag. Opla­
den 1973, S. 232 ff.
ders.: Berufssoziologie. In: Beruf - Industrie - Sozialer Wandel in 
unterentwickelnten Ländern. Handbuch der empirischen Sozialforschung. 
Hrsg, von R. König, Bd. 8. Stuttgart 1977, S. 9 ff.

Fortsetzung folgende Seite
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Bei ihrer Kritik an der beruflichen Form der Verausgabung 
von Arbeitsvermögen befassen sich die Autoren fast aus­
nahmslos mit den Angehörigen der (etabliertesten)- "Profes­
sionen" (Juristen, Arzte, Psychotherapeuten, Architekten)
und mit anderen hochqualifizierten Arbeitskräften (So-

1ziologen, Lehrer, Ingenieure). Was die Autoren hier 
kritisieren, ist nicht die berufliche Organisation von 
Arbeit, sondern die krassen Unterschiede in den Lebens­
und Arbeitsbedingungen von hochqualifizierten, "akademisch" 
ausgebildeten Arbeitskräften und solchen, die von dieser 
Art von Ausbildung ausgeschlossen bleiben; nicht nur die 
gesellschaftliche Arbeitsteilung, sondern auch die der 
bürgerlichen Produktionsweise inhärente Trennung von 
"Hand"- und "Kopf-Arbeit wird damit der beruflichen 
Organisation von Bildung und Arbeit angelastet. Daß eine 
qualifizierte Lehre, also eine "Berufs"ausbildung, im 
deutschen Bildungssystem überhaupt die verbleibende Mög­
lichkeit ist, fachliche und berufliche Kompetenz zu er­
langen, wird auf diese Weise von den Autoren vollkommen 
übersehen; ein Teil ihrer Argumente könnte für die erheb­
liche Anzahl von Ungelernten und angelernten Arbeitskräf­
ten gelten, die selbst von einer Berufsausbildung ausged 
schlossen sind; diese Kritikperspektive muß den Autoren 
jedoch entgehen, da es ihnen generell um die Abschaffung 
der Berufe geht.
Greift demnach die Forderung einer "Entberuflichung" des 
"Beschäftigungssystems" als Voraussetzung einer Reform des 
"Bildungssystems" zu kurz, so sind ähnliche Bedenken an­
gebracht hinsichtlich der von Mertens befürworteten "bau- 
kasten"-ähnlichen Organisation des "Bildungssystems".

1 U. Beek, M. Brater, E. Tramsen: a.a.O., S. 182 ff.
vgl. auch U. Beck, M. Brater: Grenzen abstrakter Arbeit.
In: Leviathan 1976, H. 2, insbes. S. 202 ff.

Forts. Fn. 2 S. 102:
H.A. Hesse: Berufe im Wandel - Ein Beitrag zur Soziologie des 
Berufs, der Berufspolitik und des Berufsrechts. Stuttgart 1972 J_2) 
insbes. S. 125 ff.
Zum Diskussionsstand am Inst.f.Arbeitsmarkt- u. Berufsforschung 
vgl.: H.von Henniges, F. Stooß, Lothar Troll: Berufsforschung im 
IAB-Versuch einer Standortbestimmung. MittAB 1976, H.l, S. 1 ff.
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3. DAS BAUKASTEN-PRINZIP ALS MITTEL DER TAYLORISIERUNG 
VON BILDUNG

Die Befürworter der Flexibilisierung der Beziehungen von 
Bildungs— und Beschäftigungssystem^ versuchen die Orien- 
tierungs- und Kriterienprobleme langfristiger Bildungs­
planung zu entschärfen, indem sie für die Auflösung oder 
Verkürzung umfassender Ausbildungsgänge vor Eintritt in 
das Berufsleben plädieren: hierdurch soll gewährleistet 
werden, daß Bildungsplanung in Gestalt von Bildungsgängen 
nicht mehr von den Bildungsinstitutionen geleistet wird, 
sondern von den zukünftigen Arbeitskräften, die ihre Hand 
lungsmotive über die Verfolgung individueller Interessen 
und die Antizipation von Marktchancen ausbilden.

Damit wird den eingeschränkten Planungsmöglichkeiten kapi 
talistisch organisierter Gesellschaften Rechnung getra­
gen, neoklassische Denkmuster, die gegenwärtig eine Re-

2naissance in den Wirtschaftswissenschaften feiern, fin­
den Eingang in die Bildungs- und Arbeitskräfteforschung. 
Zu bezweifeln bleibt jedoch, ob ein solchermaßen "flexi­
bilisiertes" Bildungssystem überhaupt funktionieren 
kann.

1 In der westdeutschen Diskussion neben D. Mertens vor allem E.v. 
Weizsäcker. Vgl. E.v. Weizsäcker u.a.: Baukasten gegen System­
zwänge. München 1971 (2)
vgl. auch C.C. von Weizsäcker: Hochschulstruktur und Marktsystem 
- Selbstregulierung als Strategie der Verflechtung von Bildungs­
und BeschäftigungsSystem. In: Der doppelte Flaschenhals - Die 
deutsche Hochschule zwischen Numerus clausus und Akademikerar­
beitslosigkeit. Hrsg, von U. Lohmar und G.E. Ortner, Hannover 
1975, S. 306 ff.
vgl. z.B. die wohlfahrtstheoretisch modernisierte Variante von 
H.P. Widmaier: Sozialpolitik irrt Wohlfahrtsstaat - Zur Theorie 
politischer Güter. Reinbek 1976

2
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In einer Kritik an dem dem "Baukasten"-Prinzip verwandten 
OECD-Mode11 der "recurrent education" haben Hartung 
und Schmitz eine Reihe von grundlegenden Einwänden vorge­
bracht :
Fraglich sei zunächst, ob ein flexibilisiertes Bil­
dungssystem überhaupt die ihm unterstellten Qualifi- 
zierungs- und Abstimmungsleistungen für das Beschäfti­
gungssystem erbringen könnte, denn
- auch in kapitalistischen Systemen könne weder der 
augenblickliche noch der mittelfristige Qualifikations­
bedarf allein aus Marktreaktionen abgeleitet werden;
- in einem nach dem Baukasten-System organisierten 
Bildungswesen seien die Individuen weder in der Lage, ihre 
Lernprozesse Stück für Stück so zu organisieren, daß sie 
einen sinnhaften Zusammenhang ergeben und sinnhaftes Han­
deln anleiten könnten, noch gebe es Orientierungsmöglich­
keiten für die Konstitution einer sinnvollen Karriere, 
wenn "Berufe" als Orientierungsmuster aufgelöst würden;
- der Aufwand und das Instrumentarium für eine in einem 
flexibilisierten Bildungssystem dann notwendig kurzfri­
stige Reaktionsplanung sei kaum hoch genug zu veranschla­
gen bzw. nur in Ansätzen bekannt; damit entfiele das Argu­
ment der Effizienzsteigerung und Kostenreduktion durch 
ein marktförmig organisiertes Bildungswesen.^

So schlagend die Argumente für eine Flexibilisierung bzw. 
eine marktförmige Organisierung des Bildungswesens häufig 
auf den ersten Blick wirken, zeigt sich doch bei näherem 
Hinsehen die Unhaltbarkeit jedes einzelnen. Praktikabili­
tät, Effizienz und ein Optimum an individueller Interessen-

1 D. Hartung, E. Schmitz: "Recurrent education" - ein Substitut für 
Arbeitskräftebedarfsprognosen und politische Bildungsplanung? In: 
Bedarfsprognostische Forschung in der Diskussion. Hrsg, von Ar­
beitsgruppen des IAB ..., Frankfurt 1976, S. 97 f.
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Wahrnehmung werden von den Befürwortern des Baukasten­
Systems behauptet. Gerade was diese drei Kriterien anbe­
langt, sind jedoch erhebliche Zweifel angebracht. Zu Recht 
beharren Hartung und Schmitz auf einem in der Qualifika­
tionsbedarf s-Diskussion vernachlässigten, jedoch zentralen 
Aspekt der von staatlichen oder privaten Bildungsinstitu­
tionen zu erbringen Leistungen:
"Die intendierte Auflösung von Institutionen der Berufsausbildung zu­
gunsten der Institutionalisierung von Flexibilität, und damit auch 
die Auflösung von sinnstiftenden Institutionen, wie Ausbildungsgängen, 
Berufen und Karrieren, verkürzt ... die Betrachtung von gesellschaft­
lichen Ausbildungsprozessen um ein wesentliches Element: das der So­
zialisation in Institutionen, die vom Verwertungsprozeß der Qualifika­
tionen als Arbeitskraft prinzipiell unabhängig sind."^

Es soll hier dahingestellt bleiben, ob die angesprochenen 
Sozialisationsprozesse in Erziehungs- und Ausbildungsin­
stitutionen vom antizipierten Einsatz (und das bedeutet 
dann auch Verwertung) der zukünftigen Arbeitskräfte wirk­
lich "prinzipiell unabhängig" sind. Von Bedeutung in unse­
rem Zusammenhang sind die von Hartung und Schmitz vorge­
brachten Argumente für eine Beibehaltung von "Beruf" als 
Strukturierungsinstanz von Ausbildung und Arbeitsprozeß.

Sie verweisen darauf, daß Ausbildung als Vorbereitung auf 
spezifische Arbeitstätigkeiten neben der Ausstattung mit 
kognitiven Kompetenzen auch motivationale Orientierungen 
und vielfältige Sozialfertigkeiten zu vermitteln habe; 
eine "verkürzte berufliche Erstausbildung zugunsten einzel­
ner marktgerecht vermittelter oder auf ganz bestimmte 
Positionen bezogener Qualifizierungsschritte in wechseln­
den Organisationen und sozialen Gruppen" begründe "dagegen
kaum eine berufliche und soziale Identität als Voraus- 

2Setzung von Handeln".

1 ebenda, S. 99 f.
2 ebenda, S. 100
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Aber auch im einzelbetrieblichen Verwertungsinteresse 
von Arbeitskraft hätte eine Entberuflichung (Hartung und 
Schmitz benutzen den Terminus "De-Professionalisierung", 
auch sie setzen also unzulässigerweise Baruf und Profes­
sion ineins) durchaus negative Konsequenzen. Berufliche 
Ausbildung und Sozialisation vermitteln (eine hinrei­
chende Qualität der Ausbildung vorausgesetzt) stabile 
kognitive Strukturen und normative Orientierungen, die 
die Berufsrolleninhaber befähigen, fachliche Strukturie­
rungsleistungen in nicht völlig determinierten Arbeits­
vollzügen zu erbringen. Eine fachlich breiter und zeitlich 
länger angelegte Ausbildung bewirkt eine "Uberqualifika­
tion" gegenüber aktuellen betrieblichen Arbeitsanforderun­
gen und eine Flexibilität im Arbeitskräfteeinsatz, die 
bei kurzfristig und eng spezialisierten Arbeitskräften 
nicht gegeben ist.^

So paradox es auch scheint: Eine ausreichende Flexilibi- 
tät der Arbeitskräfte ist nur dann gewährleistet, wenn 
die Bildungsgänge, die sie absolvieren, nicht unter dem 
obersten Gebot der Flexibilisierung stehen. Dies verken­
nen Beck und Brater, wenn ihnen "das Modell einer nicht­
beruflichen universellen Bereitstellungsform menschlichen 
Arbeitsvermögens" (s.o.) vorschwebt. Die universelle Be­
reitstellungsform menschlichen Arbeitsvermögens würde 
unter den (in kapitalistisch organisierten Gesellschaften) 
vorherrschenden Rahmenbedingungen der Verausgabung von 
Arbeitskraft lediglich dazu führen, daß sich die Tendenz 
zur Reduktion komplizierter auf einfache Arbeit in die 
Bildungsinstitutionen verlängerte. Nicht ein gemeinsames 
Optimum an Qualifikationen wäre für die zukünftigen Ar­
beitskräfte die Folge, sondern ein gemeinsames Minimum.
Die im Produktionsprozeß immer wieder vollzogene "Taylori- 
sierung" der Arbeit verdoppelte sich im Bildungswesen als

1 ebenda, S. 101 f.
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"Taylorisierung" der Ausbildung.^ Weder eine "Entberufli- 
chung" des "Beschäftigungssystems" noch eine "baukasten"- 
ähnliche oder marktförmige Organisation des "Bildungssy­
stems" sind geeignet, die Orientierungs- und Kriterien­
probleme' langfristiger Bildungsplanung zu entschärfen; 
ihre Realisierung würde vielmehr dazu beitragen, diese 
zu vergrößern.

1 zum gleichen Schluß kommen auch Hartung und Schmitz: 
ebenda, S. 104 f.
vgl. auch Kursbuch 43, 1976 - Arbeitsorganisation - Ende des 
Taylorismus?
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4. DAS ABSORPTIONSKONZEPT: DIE EXPANSION DES HOCHSCHUL­
BEREICHS ALS ANGELPUNKT DER BILDUNGSREFORM

Im Gegensatz zu Mertens und zu Beck/Brater haben sich so­
wohl eine der ehemaligen "manpower-Projektgruppe" am Ber­
liner Max-Planck-Institut für Bildungsforschung zuzuordnende 
Autorengruppe wie auch B. Lutz entschieden für eine Beibe­
haltung der beruflichen Organisation von Ausbildung und Ar­
beit ausgesprochen. B. Lutz wie auch die MPI-Autoren for­
dern, durch korrigierende Maßnahmen im BildungsSystem dem 
Erosionsprozeß von Berufen und beruflicher Ausbildung 
entgegenzuwirken.
Beschränken sich die MPI-Autoren allerdings in ihren bil­
dungswissenschaftlichen Beiträgen ausschließlich auf den 
Hochschul-Bereich, ohne auch nur von der Existenz des 
"dualen Systems" Kenntnis zu nehmen, so konzentriert sich 
Lutz auf die berufliche Bildung und erklärt den Hochschul­
bereich zur quantité négligeable. Es ist, als ob zwischen 
dem Berliner Max-Planck-Institut und dem Münchner ISF ein 
Ausgrenzungsabkommen ausgehandelt worden wäre. Dabei stel­
len die von den MPI-Autoren befürwortete und in einigen 
Folgeproblemen analysierte Expansion des Hochschulbereichs 
und die von Lutz propagierte Stärkung der beruflichen 
Bildung die gegenwärtigen Hauptprobleme der westdeutschen 
Bildungspolitik dar.
Im Folgenden wird der Versuch unternommen, den rationellen 
Kern beider Positionen wie auch ihre kritischen Punkte her­
auszuarbeiten. .
Die These der Aufnahme expandierender Bildungsangebote 
durch das Beschäftigungssystem ist mit sich wandelnden 
Begründungen seit der Studie "Expansion und Innovation"
der "manpower"-Projektgruppe bis hin zu den neueren Veröf-1fentlichungen der MPI-Autoren durchgehalten worden.

1 Vgl. W. Armbruster, H.J. Bodenhöfer, D. Hartung, R. Nuthmann, W.D. 
Winterhager (im folgenden mit ABHNW abgekürzt): Expansion und Inno­
vation - Bedingungen und Konsequenzen der Aufnahme und Verwendung 
expandierender Bildungsangebote, Unveröffl. Manuskript. Berlin (West) 
1971 Fortsetzung folgende Seite



In Anknüpfung an die im ersten Teil der Arbeit geführte 
Diskussion lohnt es sich, den Wechsel dieses Begründungs­
Zusammenhangs wenigstens kursorisch zu verfolgen. In "Ex­
pansion und Innovation" wird von ABHNW die Notwendigkeit 
der Erhöhung des Anteils von HQA am gesellschaftlichen 
Arbeitskräftebestand letztlich noch ökonomisch begründet. 
Behauptet wird, daß das traditionelle, statisch-grenzpro- 
duktivitätstheoretisch orientierte Modell des "allokations 
effizienten" Einsatzes von Arbeitskräften langfristig 
abgelöst würde durch einen neuartigen Typus betrieblichen 
Verhaltens, der sich an Kriterien der "Innovationseffi­
zienz" orientiert.
Unter Rekurs auf Schumpeter wird die These aufgestellt, 
daß entscheidend für eine langfristige Strategie der 
Gewinnmaximierung der Unternehmen die "Produktion und 
Einführung, die Übernahme oder Nachahmung von Innova­
tionen sei".(ABHNW, a.a.O., S. 81) Um Innovationen zu rea­
lisieren, muß der Bereich sekundärer und tertiärer Arbeit 
wesentlich ausgedehnt werden; Berufspositionen in diesem 
Bereich werden vornehmlich von HQA eingenommen; hiermit 
begründet sich der erhöhte Bedarf an HQA auch und 
gerade in privatwirtschaftlichen Betrieben und mithin 
die Aufnahmefähigkeit dieses Teils des Beschäftigungssy­
stems an expandierenden Bildungsangeboten. Der innovations 
effiziente betriebliche Arbeitskräfteeinsatz bedeutet, 
daß "an aktuellen Anforderungen und Qualifikationsvoraus­
setzungen des Produktionssystems (kurzfristig) orientier­
te Rekrutierungsstrategien der Unternehmen, oder kurzfri­
stig konzipierte Weiterbildungsstrategien zur Anpassung 
des verfügbaren Arbeitspotentials an veränderte Anfor­
derungen ... sich daher ... mittel- und langfristig (als) 
ineffizient erweisen." (ebenda, S. 82)

Forts. Fn. 1 S. 109:
D. Hartung, R. Nuthmann: Status- und Rekrutierungsprobleme als
Folgen der Expansion des Bildungssystems. Berlin (West) 1975
U. Teichler, D. Hartung, R. Nuthmann: Hochschulexpansion und
Bedarf der Gesellschaft. Stuttgart 1976



Diese sehr optimistische Einschätzung - was autonome 
und kooperative Dispositionsmöglichkeiten von Arbeitskräf 
ten und Chancen zum Einsatz hoher Qualifikationen im Ar­
beitsprozeß anbelangt - ist von Hartung und Nutzmann in 
einer späteren Veröffentlichung zurückgenommen worden 
(D. Hartung, R. Nuthmann, a.a.O., S. 7). Wird auch der Be 
gründungsZusammenhang von "Innovationseffizienz versus 
Allokationseffizienz" zum steigenden Einsatz von HQA fal­
lengelassen, so scheint jedoch ein anderer an dessen 
Stelle zu treten. Nicht mehr die einen neuen Rationali­
tätstypus verkörpernde Innovationseffizienz,.sondern die 
sich in allen gesellschaftlichen Bereichen ausbreitende 
"konkrete" Arbeit begründet einen zunehmenden Bedarf an 
HQA. "Konkrete" Arbeit ist das Ergebnis eines Wandels der 
Vergesellschaftungsform von Arbeit. Den Wandel sehen 
Hartung und Nuthmann mit Offe darin, daß "ein rapide 
ansteigender Teil der gesellschaftlichen Arbeitskraft ... 
auf Funktionen verwendet (wird), die zwar supplementär 
auf den Verwertungsprozeß bezogen sein mögen, aber nicht 
als Verwertungsprozeß, sondern als Konkrete Arbeit von­
statten gehen. Steuerndes Kriterium dieser Arbeit ist 
nicht die - gegen den Gebrauchswert gleichgültige Maxi­
mierung des Mehrprodukts, seine Realisierung und seine 1Investition, sondern das konkrete Resultat der Arbeit."

"Konkrete" Arbeit ist in spezifischer Weise mit kommuni­
kativ-reflexiven Prozessen verbunden, "technisch" unbe­
stimmt und damit deckungsgleich mit Bereichen "seKmdörer' 
und "tertiärer" Arbeit, die den Einsatz von HQA erfor­
dern.

1 C. Offe: Tauschverhältnis und politische Steuerung. In: ders. : 
Strukturprobleme des kapitalistischen Staates. Frankfurt a.M. 
1972, S. 44 f.
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In ihrer Studie für das Internationale Arbeitsamt (Genf) 
geben Teichler/Hartung/Nuthmann schließlich auch diesen 
BegründungsZusammenhang für die Notwendigkeit einer Zu­
nahme von HQA im Beschäftigungssystem auf.

Von besonderer Bedeutung für die bildungsplanerischen1Überlegungen der MPI-Autoren erweist sich einerseits die 
These der differentiellen Aufnahme expandierender Bildungs­
angebote des Hochschulbereichs durch das Beschäftigungs­
system und die Forderung andererseits, diesen Prozeß 
des Einströmens von HQA in das Beschäftigungssystem
nicht naturwüchsig verlaufen zu lassen, sondern den Ver-

2such einer "strukturellen Moderation" zu unternehmen.

Werden von Hartung und Nuthmann vor allem Vermutungen an­
gestellt, wie die differentielle Aufnahme von expandie­
renden Bildungsangeboten im Beschäftigungssystem erfolgt, 
so wird in der Studie von Teichler ü.a. vor allem be­
tont, daß sie erfolgt.

Die hohe Aufnahmefähigkeit des Beschäftigungssystems 
wird von Hartung und Nuthmann analog zum Say'sehen Theorem 
begründet:

1 Neben U. Teichler, D. Hartung, R. Nuthman, a.a.O., und D. Hartung, 
R. Nuthman, a.a.O. vgl. auch U. Teichler: Struktur des Hochschul­
wesens und "Bedarf" an sozialer Ungleichheit - Zum Wandel der 
Beziehungen zwischen Bildungssystem und Beschäftigungssystem. In: 
MittAB 1974, H. 3, S. 197 ff.
ders.: Numerus-clausus und gesellschaftlicher Bedarf. In: Studen­
tische Politik 1975, H. 6/7, S. 47 ff.

2 Die MPI-Autoren benutzen zwar diesen Begriff, um ein von ihnen 
abgelehntes bildungsplanerisches Modell zu kennzeichnen. Diese 
Bezeichnung trifft jedoch auch das von ihnen befürwortete Modell 
einer "moderaten Bildungsmeritokratie" (Teichler/Hartung/Nuthmann, 
s. 78 ff. und S. 114 ff.) zu.
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"Expandierende Angebote des Hochschulbereichs werden im Beschäfti­
gungssektor differentiell aufgenommen und verwendet, wobei wir davon 
ausgehen, daß die Differenzierung von Tätigkeiten, Berufspositionen 
und Statuschancen um so stärker sein wird, je mehr Absolventen 
im Hochschulbereich ausgebildet werden. Das aber würde bedeuten, daß 
Aufnahme und Verwendung hochqualifizierter Arbeitskräfte sich allen­
falls in einem geringen Maße 'autonom', das heißt aufgrund von ob­
jektiv gestiegenen qualifikatorischen Anforderungen im Zusammenhang 
von Veränderungen der Arbeitsplatzstruktur, regeln. Die 'Absorptionskapa­
zität' des BeschäftigungsSystems ... regelt sich weitgehend entspre­
chend den jeweiligen Angeboten des Bildungssystems, wobei die Bedin­
gungen für Aufnahme und Verwendung der Angebote des Bildungssystems 
durch spezifische Veränderungen der Arbeitsorganisationen geschaffen 
werden."1

Von einem spezifischen Wandel der Arbeitsorganisation 
war schon die "manpower-Gruppe" in "Expansion und Innova­
tion" ausgegangen. Die zunehmende technische Unbestimmtheit 
von Berufspositionen (bedingt durch die Ausdehnung der Be­
reiche sekundärer und tertiärer Arbeit) bzw. der Organisa­
tion des gesamten Produktionsprozesses führt zu einem für
große Organisationen insgesamt symptomatischen "Kontroll-

2und Integrationsdefizit". Als Ersatz für funktionale Kon­
trollen bieten sich den Betrieben grundsätzlich Bürokrati­
sierung bis hin zur Routinisierung, aber auch eine ver­
stärkte Professionalisierung an. In diesem Zusammenhang 
verweist die "manpower"-Gruppe, auf einen möglichen "Trend 
zur Polarisierung, in einerseits professionelle (un­
gleichförmige) und andererseits bürokratisch-administra­
tive (gleichförmige) Aufgaben ... Die Monotonisierung und 
Routinisierung in den unteren Ebenen der Hierarchie ge­
schieht komplementär zu schnellerer Veränderung und fle­
xiblerer Definition der Anforderungen in den oberen Ebenen 
der Hierarchie".^

1 D. Hartung, R. Nuthmann, a.a.O., S. 72
2 Die Überlegungen der MPI-Autoren zum Wandel betrieblicher Arbeits­

organisation in spätkapitalistischen Gesellschaften sind durchge­
hend stark beeinflußt von C. Offe:-Leistungsprinzip und indu­
strielle Arbeit. Mechanismen der Statusverteilung in Arbeits­
organisationen der industriellen Leistungsgesellschaft". Frankfurt/ 
M., 1970

3 ABHNW, a.a.O., S. 131
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Hartung und Nuthmann verweisen auf Polarisierungsmöglich­
keiten im Bereich hochqualifizierter Arbeit selbst. Sie 
stellen fest, daß auch sekundäre und tertiäre Arbeits­
formen durch Technisierung und Organisierung hochgradig 
spezialisiert und routiniert werden können und sich 
so "primären" Arbeitshandeln angleichen, so daß wechseln­
der beruflicher Einsatz und Umspezialisierungen nicht 
viel mehr als ständige Adaptivität auf einem geringen 
Reflexionsniveau erfordern. Ihre Analyse der stärkeren 
Differenzierung von Tätigkeiten hochqualifizierter Ar-1beitskräfte am Beispiel von Sachbearbeiterpositionen 
scheint dies zu bestätigen.

Der Grund für die hohe Aufnahmefähigkeit des Beschäfti­
gungssystems an hochqualifizierten Arbeitskräften liegt 
demzufolge weniger im gestiegenen Bedarf als in der 
besonderen Elastizität der Organisation des Arbeits­
kräfteeinsatzes .
Damit sind allerdings lediglich die Absorptionsmöglich­
keiten des Beschäftigungssystems angedeutet, die Ursa­
chen für die in den 70er Jahren tatsächlich realisier­
ten hohen Zuwachsraten an HQA bleiben noch ungeklärt.
In Absetzung von der Bedarfsargumentation in "Expansion 
und Innovation" sind die MPI-Autoren in ihren neueren 
Veröffentlichungen auf diesen Sachverhalt eingegangen.

Hartung und Nuthmann betonen, daß die Expansion des Hoch­
schulbereichs keineswegs auf einem generellen Trend zur 
Höherqualifizierung aller Berufspositionen beruht; die 
Expansion habe vielmehr einen "naturwüchsigen" Charakter
und sei unter anderem auf eine verstärkte Statussensibi-

2lisierung zurückzuführen. Eine bestimmte sozialstruktu­
relle Dynamik, die sich auch in wachsender individueller 
Nachfrage nach Bildung äußert, ist damit angesprochen.

1 D. Hartung, R. Nuthmann; a.a.O., S. 73 ff. u. 108 ff.
2 ebenda, S. 68
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Diesen Zusammenhang greifen Teichler/Hartung/Nuthmann 
wieder auf.
Bemerkenswert ist dabei jedoch, daß sie bei ihrer. Ana­
lyse der Zusammenhänge von Bildungsgang, Mobilität und 
erreichbarem Status innerhalb der weiter bestehenden 
gesellschaftlichen Hierarchie vornehmlich abstellen 
auf die grundsätzliche Differenz zwischen vorindustriel­
ler ständisch geprägter Gesellschaft und hochindustria­
lisierter Gesellschaft.̂  Ober die in diesem Zusammenhang 
entscheidenden Unterschiede im Verhältnis von Sozial­
struktur und Bildungssystem während verschiedener Phasen 
der Entwicklung kapitalistisch-industrialisierter Gesell­
schaften ist damit noch überhaupt nichts gesagt. Die 
Analyse des naturwüchsigen Prozesses, der in der Bundes­
republik dazu führte, daß sich die Absolventen von Hoch­
schulen und Fachhochschulen, in Prozentsätzen eines Jahr­
gangs ausgedrückt, innerhalb von wenig mehr als zwanzig 
Jahren vervierfachte, müßte eine Antwort geben auf die 
Frage, warum im (auch schon "hochindustrialisierten" 
und ökonomisch sehr dynamischen) Kaiserreich bzw. in der 
Weimarer Republik keine solche (oder aber ähnliche) Ent­
wicklungen zu verzeichnen waren.
Diese Lücke in der Analyse von Teichler u.a. überrascht um 
so mehr als die Autoren hervorheben:
"Im Gegensatz zu S. Bowles und Gintis, die der Ansicht sind, daß seit 
Jahrzehnten der Qualifikationsbedarf für die bildungspolitische Ent­
wicklung im Vergleich zu Selektionsaspekten unbedeutend war, wird 
hier die These vertreten, daß erst nach dem Zweiten Weltkrieg Aspekte 
der Statusdistribution politisch dominant wurden.

Es wird deutlich, daß die MPX-Autoren im Unterschied zu 
vielen anderen die Bildungsreform und -expansion vornehm-; 
lieh unter dem Gesichtspunkt der Status-Problematik und 
weniger in Hinblick auf den als problemloser eingeschätz­
ten gesellschaftlichen Qualifikationsbedarf betrachten. 1 2

1 U. Teichler, D. Hartung, R. Nuthmann; a.a.O., S. 67 ff.
2 ebenda, S. 68, Fn. 43

Vgl. hierzu die weiterführenden Überlegungen von W. Sachs, 
H.G. Rolff u.a.: Modernisierung im Klassenkonflikt..., a.a.O.
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Um so dringlicher wäre eine Beantwortung der Frage gewesen, 
warum eine extreme Status-Sensibilisierung der Bevölkerung 
nach dem 2. Weltkrieg plötzlich so virulent wurde.

Teichler/Hartung/Nuthmann begnügen sich dagegen mit 
Verweisen auf Japan, die USA und andere Staaten, in denen 
die "Akademisierung" des Beschäftigungssystems schon we­
sentlich weiter fortgeschritten ist als in der Bundesrepu­
blik. Sie vermerken, daß die Expansion des Hochschulwesens 
offensichtlich von einer Dynamik der Bedarfsvorstellungen 
seitens der Arbeitgeber und einem Wandel der Vorstellungen 
von einer adäquaten Berufstätigkeit seitens der Hochschul­
absolventen begleitet wird.1 Aus der Tatsache, daß in 
anderen Ländern mit einem der Bundesrepublik vergleichba­
ren Stand der industriellen Entwicklung eine wesentlich 
höhere Zahl von hochqualifizierten Arbeitskräften im Be­
schäftigungssystem "nützlich" eingesetzt wird, folgern 
Teichler u.a., daß auch in der Bundesrepublik "das ... 
entstehende - und dabei oft für inadäquat gehaltene - An­
gebot an Qualifikationen vom Beschäftigungssystem 'ver­
kraftet', mehr oder weniger nützlich verwendet wird und 
zu Reformulierungen der Vorstellungen vom Qualifikations­
bedarf führt."2 1 2

1 ebenda, S. 24
2 ebenda, S. 64, vgl. auch S. 22

An diesem Punkt ist die Studie von Teichler/Hartung/Nuthmann 
symptomatisch für das bildungspolitische Umdenken seit dem Ende 
der 60er Jahre. Wurde früher behauptet, daß eine Zunahme von HQA 
ökonomisch und gesellschaftlich notwendig sei, so wird heute die 
wesentlich vorsichtigere, von Bildungs- und Arbeitskräfteforschung 
erst zu klärende, Frage gestellt, "ob gesellschaftliche Arbeits­
teilung, differenzierte Arbeitsplatzstruktur und Berufsrollenstruk­
tur sich so verändern oder verändern können, daß eine nützliche 
Verwendung von allen Absolventen des Bildungssystems mit höheren 
Qualifikationen möglich ist" und ob eine solche Qualifikation,
"die unter der Perspektive relativ eng definierter und statischer 
Rollenanforderungen als 1Überqualifikation' bezeichnet wird, nicht 
nur tolerierbar, sondern zugleich gesellschafts- und wirtschafts­
politisch sinnvoll, wünschbar ... ist." (ebenda, S. 16)
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Das Vertrauen auf den naturwüchsigen Prozeß der Absorption 
einer zunehmenden Zahl von HQA im Beschäftigungssystem ist 
nun allerdings auch bei Teichler/Hartung/Nuthmann nicht unbe­
schränkt, so daß sie schließlich ihr Augenmerk auf zwei be­
. sondere Problembereiche richten: zum einen auf die durch 
den Ausbau des tertiären Bereichs im BildungsSystem er­
folgten Veränderungen, zum anderen auf die Reaktionen des 
Beschäftigungssystems auf diese Veränderungen.

Durch die im Bildungswesen durchgeführten Reformen ent­
steht eine Tendenz, bestimmte Ausleseentscheidungen auf 
immer höhere Ausbildungsstufen zu verlagern.1 2 Durch die 
Tendenz, die Selektionsleistungen zu verschieben, konzen­
triert sich die Selektion schließlich überwiegend auf die 
Phase des Hochschulzugangs, "gleichzeitig entwickelt sich
eine immer stärker verzweigte Hierarchie der Institutionen 

2im Hochschulbereich".

Die zunehmende Hierarchisierung des tertiären Bereichs des 
Bildungssystems ist eine Folge des wachsenden Drucks, den 
das Beschäftigungssystem als Reaktion auf die Expansion 
des tertiären Bereichs auf das BildungsSystem ausübt. Das 
Bildungssystem soll seine Selektionsleistungen wieder er­
höhen.
Eine Möglichkeit der Hierarchisierung des tertiären Be­
reichs wird seit langem und mit Erfolg in den USA prakti-

1 Teichler u.a. unterscheiden verschiedene Phasen der Selektion
im Bildungssystem,- eine von ihnen befindet sich in der Eirigangs- 
stufe des Sekundarschulwesens, eine andere beim Zugang zur Hoch­
schule, andere wirken während des Sekundär- und Hochschulbesuchs, 
(ebenda, S. 84)

2 ebenda, S. 92. Da die Selektion beim Hochschulzugang in der Bundes­
republik nicht durch Prüfungen erfolgt (wie z.B. in Japan, den USA 
oder z.T. in Frankreich) mußte hier zum numerus clausus gegriffen 
werden.
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ziert. Es werden nur bestimmte Bildungszertifikate "in- 
flationiert", die Exklusivität bestimmter Elite-Institu­
tionen bleibt gewahrt; dieser Mechanismus funktioniert 
aufgrund der tradierten Hochschulhierarchie in den USA 
und Japan, die auf Unterschiede in der personellen und 
finanziellen Ausstattung und auf ungleiches Prestige zu­
rückgeht; ein analoger Sachverhalt ist in Frankreich an­
hand der strikten Trennung von normalen Universitäten und 
"grandes écoles" zu beobachten. Da eine entsprechende 
Hierarchie zwischen den Hochschulen in der Bundesrepublik 
nicht existiert, kann auf diese Selektionsmuster nicht 
zurückgegriffen werden. An deren Stelle tritt die Auftei­
lung in Hochschulen und Fachhochschulen, die Differenzie­
rung in Kurz- und Langzeit-Studiengänge; ein weiteres 
Selektionsmittel ist die unterschiedliche Bewertung von 
Studiengängen: wenigen numerus-clausus-Fächern mit knappen 
Studienplätzen und hohen Gratifikationen nach Abschluß 
des Studiums stehen Massenfächer mit "inflationierten" 
Bildungszertifikaten gegenüber.

Die Bemühungen im Bildungssystem, die Selektionsleistun­
gen wieder zu steigern1 2 3, scheinen jedoch dem Beschäftigungs­
system nicht auszureichen.
Hartung und Nuthmann formulieren die Annahme, daß sich 
im Beschäftigungssystem die Selektivität sowohl innerbe­
trieblicher als auch externer Rekrutierungsprozesse er­
höht aufgrund der Veränderung der Ausleseprozesse im Bil- 

2dungssystem. Die beschäftigenden Organisationen entwickeln 
differenziertere und formalisiertere Verfahren bei der Re­
krutierung von Hochschulabsolventen; Berufseinführungspha­
sen und Weiterbildungsprogramme werden ausgebaut und 
Differenzierungen der Karrieremuster vorgenommen. Da die

1 Dazu vgl. auch U. Teichler: Struktur des Hochschulwesens und "Be­
darf" an sozialer Ungleichheit, a.a.O., insbes. S. 204 ff.

2 D. Hartung, R. Nuthmann, a.a.O., S. 73 ff.
3 so auch U. Teichler, D. Hartung, R. Nuthmann, a.a.O., S. 75
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von den Hochschulabsolventen angebotenen "kognitiven" 
Qualifikationen nicht mehr knapp sind, orientiert sich die 
Selektion im Beschäftigungssystem für höhere Berufspositio­
nen an Sozialqualifikationen und normativen Orientierungen, 
"die mit den Interessen der bestimmenden 'status groups' 
kompatibel sind."

Als Resultat der Veränderung von Produktionsprozessen wird
die Bestimmung von Anforderungen der Berufspositionen aus2funktionalen Erfordernissen "offener". Aufgrund der 
Expansion des Hochschulbereichs bezieht sich diese "offe­
nere" Bestimmung der Erwartungen im Rekrutierungsprozeß 
vor allem auf die technisch-instrumenteile und kognitive 
Dimension der Qualifikationen. Sie gilt jedoch nicht 
für Sozialverhalten und normative Orientierungen:
"Die Funktionen von systematischer Berufseinführung und Weiterbildung 
in Organisationen des Beschäftigungssystems werden sich ... neben 
einer zusätzlichen Qualifizierung - in Form einer positions- oder 
karriereorientierten Spezialisierung - stärker auf Sozialisation so­
wie Beeinflussung und Legitimierung von Statuserwartungen konzen­
trieren. "3

Hartung und Nuthmann betonen, daß derzeit eindeutige 
Aussagen über die Verwendung von Qualifikationen von HQA 
- auch aufgrund der damit verbundenen methodischen Proble­
me - kaum möglich sind. Langfristig gehen sie jedoch da­
von aus, daß gegebene Handlungsspielräume, in denen sich 
Strukturierungsleistungen entfalten können, die für 
Einsatzbereiche von HQA charakteristisch sind, verringert 
werden mit dem Ziel einer intensiven Nutzung speziali- 
stischer Qualifikationen. So würde mit wachsender "Be­
stimmtheit" des Arbeitshandelns auch die Bestimmbarkeit der 
erforderlichen Qualifikationen erleichtert. Prozesse dieser 
Art könnten dazu führen, "daß der Druck auf das Bildungs­
system, insbesondere auf den Hochschulbereich, wächst, 
für Positionen bestimmten Arbeitshandelns von vornherein 1 2 3

1 D. Hartung, R. Nuthmann; a.a.O., S. 73
2 ebenda, S. 145
3 ebenda, S. 145 f.
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konkrete und sehr spezialistische Bildungsgänge zu orga-
• • ,i 1msieren.

Die durch die Ausweitung des tertiären Bereichs des Bil­
dungssystems entstehenden Diskrepanzen zwischen Bildungs­
und Beschäftigungssystem müssen zu erheblichen Friktionen 
führen. Akademische Bildungsgänge vermitteln traditionell 
den Zugang zu hohen beruflichen Positionen mit exklusiven 
und privilegierten sozialen Gratifikationen. Expandiert 
der Hochschulbereich, was zu der "Inflationierung" der 
dort erteilten Bildungszertifikate führt, so ergeben 
sich Abstimmungsprobleme mit dem Beschäftigungssystem, 
dessen weiterhin hierarchisch gegliederte Arbeitsorgani­
sation höhere Positionen knapp hält.
Die Bewältigung der "Inkompatibilität" des Outputs des

2Bildungssystems mit ... (der) bestehende(n) Status Struktur" 
wird infolgedessen von den MPI-Autoren zu dem Hauptproblem 
gegenwärtiger Bildungs- und Beschäftigungspolitik erklärt.

Sie gehen davon aus, daß in kapitalistischen Gesellschaf­
ten die mit der privaten Verfügungsgewalt über Produk­
tionsmittel konstituierten herrschenden gesellschaftlichen 
Interessen sich gegen eine Nivellierung der Statuspyramide 
richten und eine substantielle Erweiterung oder einen weit­
reichenden Abbau exklusiver und privilegierter Positionen 
verhindern.^ Von daher dominiert bei den Versuchen, die Ab­
stimmungsprobleme zwischen Bildungs- und Beschäftigungssy­
stem zu mildern, das Interesse an der Aufrechterhaltung 
der Selektions- und Differenzierungsleistungen des Bil- 

. üungssystems und deren Legitimierung gegenüber dem Inter­
esse, die im BildungsSystem vermittelten Qualifikationen 
mit den Anforderungen der Berufspraxis abzustimmen.4

1 ebenda, S. 83
2 ebenda, s. 59
3 ebenda, s. 71
4 < iQ i— c Teichler, D. Hartung, R. Nuthmann, a.a.O.,, S. 63
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Eine Bildungspolitik, die sich zum Ziel gesetzt hat, so­
wohl das allgemeine Bildungsniveau zu heben wie auch mit- 
beizutragen zum Abbau der extrem hierarchischen Organisa­
tion von Ausbildung und Arbeit, kann - Teichler u.a. zufol­
ge - aus diesen Gründen auch nur indirekt ansetzen. Eine 
auf dem Felde der Einkommens- und Sozialpolitik operieren­
de "direkte Egalisierungspolitik" stößt bei den MPI-Auto- 
ren auf große Skepsis. Solchen Konzeptionen liege ein 
erstaunliches Vertrauen in die Möglichkeiten, über politi­
sche Maßnahmen gesellschaftliche Entwicklungen zu steu­
ern, zugrunde. Eine am Bildungssystem ansetzende "indirek­
te Egalisierungspolitik" sei dagegen wesentlich aussichts­
reicher:
"In der bestehenden 'Leistungsgesellschaff kann zwar offensichtlich 
gerechtfertigt werden, daß die Unterschiede der Einkommen und der 
damit verbundenen gesellschaftlichen Lebenschancen sehr groß sind, 
nicht aber, daß große Teile der Bevölkerung dumm gehalten werden; 
dies gilt insbesondere dann, wenn Bildungserfolg die Lebenschancen 
stark beeinflußt. Da aber Bildungsunterschiede eine zentrale Rolle 
in der Legitimation sozialer Ungleichheit spielen, kann ein Abbau der 
Bildungsunterschiede prinzipiell am ehesten dazu beitragen, die so­
ziale Ungleichheit aus der Logik des Gratifikationssystems heraus 
in Frage zu stellen."!
Die MPI-Autoren räumen ein, daß ihre Argumente für eine 
indirekte gesellschaftliche Egalisierungspolitik durch 
Bildung nur dann Geltung beanspruchen können, wenn wenig­
stens eine bestimmte Wahrscheinlichkeit gegeben ist, daß 
gesellschaftliche Ungleichheit durch bildungspolitische 
Maßnahmen verringert wird. Sie heben einerseits hervor, 
daß die erfolgte Bildungsexpansion die Struktur sozialer 
Ungleichheit noch keineswegs grundlegend verändert hat; 
andererseits verweisen sie auf "graduelle Verschiebungen", 
die vorschnell als vernachlässigenswert angesehen würden:
"Langfristig mag die soziale Ungleichheit, die sich in der Berufsstruk­
tur manifestiert, im Gefolge der Bildungsexpansion reduziert werden. 
Wenn die Angleichung des Bildungsniveaus dazu führt, daß die Berufs­
tätigen entsprechend den traditionellen Vorstellungen von Qualifika­
tionsanforderungen um so eher 'überqualifiziert1 2 sind, je niedriger 
ihr Berufsrang ist, dann gibt es ein ungenutztes Potential, das eine 
Umverteilung der Berufsaufgaben und eine Umorganisation der Entschei­
dungsprozesse am Arbeitsplatz erlaubt beziehungsweise nahelegt."2
1 ebenda, S. -114 f.
2 ebenda, S. 115
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Diese sehr vorsichtige Prognose möglicher Auswirkungen einer 
Anhebung des gesellschaftlichen Bildungsniveaus wird von Teichler/Har- 
tung/Nuthmann noch relativiert. Eine Veränderung der hierar­
chischen Organisation von Arbeit kann nicht allein vom Bil­
dungssystem her erfolgen, sondern müßte in den verschiedenen 
Bereichen gesellschaftlicher Arbeit selbst in Angriff ge­
nommen werden. Zudem würde auch eine lediglich formale Er­
höhung des Bildungsniveaus eines Teils der Arbeitskräfte 
wenig bewirken. Die Bildungsexpansion könnte erst dann 
egalisierend wirken, wenn im Bildungssystem eine inhaltli­
che Qualifizierung erfolgte, "die die Lernenden in die
Lage versetzt, aktiv auf die Entwicklung der Arbeitsorga-1nisation und der Berufsrollen Einfluß zu nehmen."

Die Chancen, die Veränderung der Arbeitsorganisation di­
rekt anzugehen, werden von Teichler/Hartung/Nuthmann aller­
dings als sehr gering eingeschätzt, was sie darin bekräf­
tigt, eine Politik indirekter Egalisierung durch Bildung 
zu propagieren.
Gegenüber einer Reihe von Vorschlägen zur Verbesserung der 
"Abstimmung" von Bildungssystem und Beschäftigungssystem, , 
die alle auf eine Eindämmung der Bildungsexpansion abzielen, 
befürworten sie daher einen weiteren Ausbau des tertiären
Bereichs des Bildungssystems. Den restriktiven bildungs- 

2politischen Modellen halten Teichler/Hartung/Nuthmann 
zwei Konzeptionen entgegen, die eine Fortführung der Bil­
dungsexpansion zu sichern versuchen.

Die Autoren unterscheiden zwischen einer "Förderung der 
Bildungsexpansion bei gleichzeitiger Entlastung des Bil­
dungssystems von Selektionsaufgaben" und einer "Förderung 
der Expansion bei gleichzeitiger Beibehaltung gesellschaft­
licher Selektion durch Bildung"3; in der Abwägung der Vor- 1 2 3

1 ebenda
2 Teichler/Hartung/Nuthmann skizzieren vier Modelle:
a) das Modell der Entlastung der Bereiche vorberuflicher Bildung von 

Selektionsaufgaben,
b) das Modell der individuellen Demotivierung,
c) das Modell der strukturellen Moderation und
d) das Modell der Planung nach dem angenommenen Qualifikationsbedarf 
(ebenda, S. 117 ff.)

3 ebenda, S. 120 ff.
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und Nachteile dieser beiden Modelle optieren sie schließ­
lich für eine Beibehaltung von Selektionsmechanismen im 
BildungsSystem.
Hartung/Nuthmann/Teichler ziehen einem Ausbau und einer 
Verschärfung der Selektionsmechanismen im Beschäftigungs­
system die Weiterentwicklung der dem BildungsSystem spezi­
fischen Selektionsmuster vor.
Für dieses bildungspolitische Modell führen sie im wesent­
lichen zwei Gründe an.
- Die an egalitärer Gesellschaftspolitik orientierten "An­
sprüche auf Transparenz und Universalität der Selektion" 
sind am ehesten im Bildungssystem zu realisieren:
"... scheint eine gewisse Rationalität des Wettbewerbs um den Bildungs­
erfolg eine Grundvoraussetzung zu sein, solange eine bemerkenswerte 
Ungleichheit der Lebensbedingungen besteht. Transparente Selektionsme­
chanismen, universalistische Maßstäbe bei der Auslese, Machbarkeit 
des Erfolges, Erwartungssicherheit gegenüber den Gratifikationsformen
- dies schafft auch für den, der unter den gegebenen Gratifikations­
formen keine volle Gleichheit der Chancen hat, erträglichere Lebens­
und Wettbewerbsbedingunen als ein mehr oder weniger unkontrollierter 
Kampf um den Erfolg."!

- Der Zwang zur Selektion eröffnet zudem noch am ehesten 
den Hochschulen die Möglichkeit, die Gesellschaft zu prägen. 
Da das Beschäftigungssystem immer mehr auf die Selektions­
leistungen des BildungsSystems per se und immer weniger
auf spezifische Qualifizierungsleistungen durch die Hoch­
schulen drängt, verfügen die Hochschulen über einen wach­
senden Spielraum, den es vor allem in Hinblick darauf zu 
nutzen gilt, daß "die Lernenden auf die Diskrepanzen zwi­
schen ihren Erwartungen und der beruflichen Realität vor­
bereitet und zugleich zu aktiven Strukturierungsleistungen

2im Beruf befähigt werden."

1 ebenda, S. 123
2 ebenda; Teichler/Hartung/Nuthmann verbinden diese Einschätzung mit 

der Hoffnung, daß die soziale Relevanz des Lernerfolgs im Hoch­
schulbereich für den späteren Status der Absolventen deren Be­
reitschaft erhöht, das Ausbildungsangebot auch "inhaltlich" inten­
siv zu rezipieren.
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Wenngleich auch die vorsichtige und vergleichsweise diffe­
renzierte Befürwortung eines weiteren Ausbaus des Hochschul­
bereichs von Teichler/Hartung/Nuthmann einiges an Plausibi­
lität für sich beanspruchen kann, muß doch ihr Optimismus, 
was die 'Rationalität und Transparenz der spezifischen Se­
lektionsmuster des Bildungssystems anbelangt, verwundern.
Die Literatur zur besonderen Benachteiligung von Unter­
schichtskindern im bürgerlichen Bildungswesen ist in ihrer 
Vielzahl und in ihrer Beweislast erdrückend.^ Aber auch 
die gegenwärtige, in CDU-regierten Bundesländern als Stra­
tegie bewußt betriebene, in den anderen Bundesländern na­
turwüchsig eingetretene massive "Bildungs-Demotivierung" 
belegt einmal mehr, daß selbst in einem etwas durchläs­
siger gewordenen Bildungswesen die traditionell benach­
teiligten Unterschichtskinder Opfer der Selektionsmechanis­
men bleiben; die Zahl der Studienanfänger stagniert schon 
seit einigen Jahren, die Kinder aus der mittleren und obe­
ren Mittelschicht zogen den Hauptnutzen aus dem Ausbau

2der Sekundarstufe II und der Hochschulen. Das bildungsme- 
ritokratische Modell von Teichler/Hartung/Nuthmann setzt 
sich jedoch noch einem gravierenderen Einwand aus. Scheint 
es in seiner Befürwortung eines weiteren Ausbaus des ter­
tiären Bereichs zunächst eingebettet zu sein in eine an 
egalitären Normen orientierte gesellschaftspolitische 
Gesamtstrategie, so sind bei näherem Hinsehen die kon­
servativen Implikationen des Modells nicht zu übersehen.
Von Riese ist darauf in scharfsinniger Weise hingewiesen 
worden. Die besonders von Teichler verfochtene These, 
daß dem Qualifikationsaspekt nur sekundäre Bedeutung 
zukommt und daß dieser eindeutig von Fragen der Status­
distribution überdeckt wird, gilt Riese als trivial. Riese 
verweist auf den inhaltlichen Gleichklang der Prämissen des

1 Vgl. statt vieler H.G. Rolff: Sozialisation und Auslese durch die 
Schule - Heidelberg 1967
für die französische Diskussion siehe C. Baudelot und R. Establet: 
L'école capitaliste en France. Paris 1971 .

2 S. Gensior: Das Erschließen neuer Bereiche für qualifizierte Ar­
beitskräfte durch direkte politische Intervention. Unveröff1. Ma­
nuskript. Berlin (West) 1978
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traditionellen manpower-requirement-Ansatzes und der 
These des "gesellschaftlichen Bedarfs an Ungleichheit".^

Wenn im manpower-requirement-Ansatz der Versuch unternom­
men wird, aus der bisherigen ökonomischen Entwicklung 
den gesellschaftlichen Qualifikationsbedarf abzuleiten, 
wird damit implizit zugleich die sozialökonomisch bedingte 
gesellschaftliche Ungleichheit fortgeschrieben. Dieses 
erfolgt jedoch auch im bildungsmeritokratisehen Modell 
von Teichler/Hartung/Nuthmann:
"Und in der Tat erweist sich die Theorie des 'Bedarfs an Ungleichheit' 
nur als Spiegelbild der Theorie des 'Bedarfs an hochqualifizierten Ar­
beitskräften' ... Ob die Trends ... als Trends des Bedarfs an Qualifi­
kationen oder als Trends der Distribution des akademischen Status 
interpretiert werden, ist an sich höchst sekundär. Auch aus dem for­
malen Kategorienapparat der Produktionstheorie läßt sich dieser Tat­
bestand deduzieren: da die limitationalen Produktionsfunktionen des 
manpower approach als Gleichgewichtspfade mit konstantem Lohnverhält­
nis interpretierbar sind, impliziert seine Bedarfsermittlung zugleich 
auch immer die Statussicherung und ebenso gefährdet ein überhöhtes 
Angebot die Beschäftigung der Hochschulabsolventen bei gegebenem 
sozialen Status. Eine Trivialität, betrachtet aus der Perspektive der 
Allokationstheorie: da jede Produktion ihr Dual in der Einkommenssphäre 
hat, bedeutet ein Bedarf an hochqualifizierten Arbeitskräften immer 
auch einen Bedarf an sozialer Ungleichheit, dokumentiert beispielsweise 
in einer Gehaltsdifferenz gegenüber weniger qualifizierten Arbeits­
kräften. Eine hochqualifizierte Arbeitskraft läßt sich - ökonomisch, 
nicht institutionell - überhaupt gar nicht anders als von der sozia­
len Ungleichheit her definieren."2

Hier rächt sich die ausschließliche Fixierung von Teichler/ 
Hartung/Nuthmann auf den tertiären Bereich. In dem Be­
streben, dessen Expansion weiterhin zu sichern, werden in 
dem bildungsplanerischen Modell der "moderaten Bildungsmeri- 
tokratie" die tradierten Qualifikations- und Arbeitshierar­
chien mitgeschleppt, deren Überwindung Sinn der bildungs­
strategischen Überlegungen war.

1 vgl. U. Teichler: Struktur des Hochschulwesens und "Bedarf" an 
sozialer Ungleichheit, a.a.O.

2 H. Riese: Bildungsexpansion und Hochschulstruktur - die Überwindung 
konservativer Planungsansätze durch die Strategie der "integrierten 
Gesamthochschule". In: Die deutsche Hochschule zwischen Numerus Clausus 
und Akademikerarbeitslosigkeit. Hg. von U. Lohmar und G.E. Ortner. 
Hannover 1975, S. 293 f.
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Anhand des bildungsplanerischen Modells der MPI-Autoren 
kann zugleich aufgezeigt werden, daß die nicht beabsichtig­
ten Nebenfolgen eines bildungsstrategischen Konzepts, das 
sich nur auf einen Teilbereich des Bildungssystems bezieht, 
ein Leerlaufen des strategischen Konzepts bewirken können. 
B. Lut.'z hat versucht, dies am Absorptionskonzept der MPI- 
Autoren zu demonstrieren.
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5. DIE BEDEUTUNG DER BERUFLICHEN BILDUNG IM WESTDEUTSCHEN 
BILDUNGSWESEN

Die zentrale These von Lutz lautet, daß eine weitere Ex­
pansion des tertiären Bereichs des Bildungssystems - weit 
davon entfernt, einen Abbau der extremen Hierarchisierung 
von Ausbildung und Arbeit zu bewirken - eher zu einer 
sich verschärfenden Polarisierung im Beschäftigungssystem 
führen werde. Lutz kritisiert sowohl den isolierten Aus­
bau des Hochschulbereichs wie auch die Annahme, daß ge­
sellschaftliche Ungleichheit durch vermehrte Chancen indi­
viduellen Aufstiegs abgebaut werden könnte.
Eine verstärkte "Penetration" von Absolventen des Hoch­
schulbereichs im Beschäftigungssystem würde eine Ver­
tiefung der Arbeitsteilung zwischen "körperlicher" und 
"geistiger" Arbeit, zwischen überwiegend ausführenden 
Tätigkeiten auf der einen Seite und überwiegend planenden, 
organisierenden, leitenden und kontrollierenden Tätig-

ikeiten auf der anderen Seite mit sich bringen.

Die Absorption formal hochqualifizierter Arbeitskräfte 
durch das Beschäftigungssystem hätte eine weitreichende 
Änderung der betrieblichen Arbeitsorganisation zur Folge.

Der Einsatz von HQA und Facharbeitern bzw. Arbeitskräften 
mittlerer Qualifikationen erfolgte in deutschen Betrieben 
bisher komplementär. Die eher praktischen beruflichen 
Qualifikationen von Facharbeitern und die eher theore­
tisch- lorientierten Kompetenzen von HQA ergänzten sich.

Bei einer starken Zunahme des HQA-Anteils im Beschäfti­
gungssystem würden sich die Betriebe bemühen, die speziel­
len Kompetenzen von HQA zu nutzen; auch der Zugang zu 
"mittleren" Berufspositionen würde dann von gehobenen

1 B. Lutz: Berufliche Bildung als gesellschaftlicher Fortschritt. In: 
Krise und Reform in der Industriegesellschaft. Hg. vom Vorstand 
der IG Metall. Bd. 2, Frankfurt a.M./Köln,1976, S.314 f.
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schulischen Bildungsabschlüssen abhängig gemacht.

Arbeit mehr ausführenden Charakters würde hingegen 
noch stärker reglementiert und standardisiert mit der 
Konsequenz, daß die noch bestehende berufliche Autonomie 
auf der Facharbeiter- und Sachbearbeiter-Ebene eingeschränkt, 
wenn nicht zerschlagen würde. Ein möglicher Endpunkt dieser 
Entwicklung bestünde darin, "daß ausführende, unmittelbar 
produktive Tätigkeit zum Ende des Jahrhunderts nur mehr von 
Älteren sowie von Opfern schulischer Selektion, von sozial 
und/oder psychisch Behinderten, Benachteiligten und Ge­
schwächten erbracht und verlangt werden kann, während 
alle etwas qualifizierteren, verantwortungsvolleren und 
interessanteren Positionen und Aufgaben von jüngeren Ab­
solventen formal hochqualifizierter schulisch-akademischer 
Ausbildungsgänge in Anspruch genommen werden."

Ein massiver Ausbau des Hochschulbereichs wäre demzufolge 
gar nicht möglich, ohne daß eine Erosion und schließlich 
eine Aufgabe des Systems der beruflichen Bildung eintreten 
würde.
Demgegenüber tritt Lutz mit Entschiedenheit nicht nur für 
eine Beibehaltung, sondern für einen Ausbau und eine Stär­
kung der beruflichen Bildung ein.
Lutz Ausgangspunkt dabei ist die Tatsache, daß außerhalb 
des Hochschulbereichs die berufliche Bildung im westdeut­
schen Bildungswesen die einzig verbleibende Möglichkeit 
darstellt, Ausbildungsprozesse zu durchlaufen, die ein 
Minimum an zeitlicher und räumlicher Organisation gewähr­
leisten und ein Minimum an beruflicher und sozialer Kompe­
tenz vermitteln.
Mehr oder weniger einschneidende Korrekturen am gegen­
wärtigen System beruflicher Bildung scheinen Lutz jedoch 
nicht auszureichen. Ihm geht es vielmehr darum, den Stel­
lenwert berufspraktischer Ausbildung im Bildungssystem

1 ebenda, S. 315
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von Grund auf neu zu bestimmen und alle Teile des Bildungs­
systems auf sie zu beziehen. Das gegenwärtige Bildungssystem 
trenne praktisch orientierte und schulisch-theoretische
Ausbildungsgänge und tendiere dazu, "die Dichotomisierung

1von Hand- und Kopfarbeit zu verstärken". Die Arbeitstei­
lung zwischen ausführenden Tätigkeiten auf der einen Seite 
und konzipierenden und leitenden Funktionen auf der ande­
ren Seite würde so immer wieder reproduziert. Lutz schlägt 
dagegen vor, gehobene berufliche Kompetenzen nicht mehr 
abgesondert, sondern nur noch aufbauend auf einer genera­
lisierten praktischen Grundqualifikation zu vermitteln:
"Ich glaube, man kann nicht über berufliche Bildung reden, ohne 
über die Hochschule zu sprechen. Die Existenz der Hochschule in ihrer 
gegenwärtigen Form ist das entscheidende Hemmnis für eine grund­
legende Neudefinition der Funktionen und des Funktionierens von 
beruflicher Bildung. Die Hochschulen sind entstanden und funktionieren 
heute als Ausbildungsstätten für Leitungsfunktionen in unserer Gesell­
schaft. Die Existenz der Hochschulen ist unmittelbarer Ausdruck von 
grundlegender struktureller Ungleichheit in unserer Gesellschaft. So­
lange diese Stellung der Hochschulen nicht angetastet wird, ist es we­
der politisch noch funktional möglich, irgend etwas Nennenswertes im 
Bereich der beruflichen Bildung wirksam zu verändern...
Und wenn die Hochschulen schon nicht abgeschafft werden können, dann 
muß doch zumindest durchgesetzt werden, daß der Nachweis berufsprakti­
scher Befähigungen zwingender Bestandteil der HochschulVoraussetzungen 
wird.. ,"2
Die am bestehenden System der beruflichen Ausbildung orien­
tierte Arbeitsorganisation bietet für Lutz sowohl für die 
beschäftigenden Betriebe wie für die Arbeitskräfte gleicher­
maßen Vorteile.
Die Existenz eines weiten Bereichs "mittlerer" Qualifikatio­
nen sichert für das westdeutsche BeschäftigungsSystem eine 
egalitärere betriebliche Arbeitsorganisation wie auch 
Lohnstruktur gegenüber vergleichbaren Industrieländern, 
die den Ausbildungsgang und das Qualifikationsprofil des 
Facharbeiters bzw. Fachangestellten nicht kennen. Die brei- 1 2 3

1 ebenda, S. 316
2 ebenda, S. 328
3 In der schon angeführten Untersuchung "Bildungssystem und Beschäfti- 

gunsstruktur in Deutschland und Frankreich" vergleicht Lutz ausge­
wählte französische und westdeutsche Betriebe (B. Lutz, a.a.O., 
insbesondere S. 95 ff.)
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tere Streuung von Qualifikationen schwächt das bürokra­
tisch-hierarchische Element betrieblicher Organisation 
ab und sichert westdeutschen Betrieben z.T. eine größere 
Reaktionsschnelligkeit (Martkreagibilität) und Effizienz. 
Die durch die berufliche Organisation von Ausbildung und 
Arbeit gesicherte fachliche und soziale Kompetenz wirkt 
sich auf drei Ebenen positiv aus. Die einzelne Arbeits­
kraft kann sich auf dem Arbeitsmarkt dank ihrer berufs­
praktischen Ausbildung und ihrer beruflichen Erfahrung 
besser behaupten.
Die Einzelbetriebe verfügen über ein Arbeitskräftepoten­
tial, das über ein Minimum an Problemlösungsfähigkeit 
und Elastizität sowie Zuverlässigkeit verfügt. Die 
berufliche Kompetenz der Arbeitskräfte sichert dem Be­
schäftigungssystem ein ausreichendes Maß an Mobilität und 
Flexibilität.1

In diesem Sinne charakterisiert Lutz Berufe "als Struktu­
ren von Arbeitsvermögen verhältnismäßig hoher Dauerhaftig­
keit und Allgemeinheit, die eine Schlüsselstellung nicht 
nur im Arbeitsprozeß, sondern auch in der Orientierung von 
Bildungsprozessen, in der Steuerung des Bildungsverhaltens 
und in der Rekrutierungs- wie Einsatzpolitik von Betrieben 
einnehmen."2

Der zum Beruf führende Qualifizierungsprozeß begründet ein 
nicht unbeträchtliches Maß an weiterem Qualifizierungspo­
tential, "überschießende" Qualifikationen, die wiederum 
der Problemlösungs- und Anpassungsfähigkeit berufsspezi­
fischen Arbeitsvermögens zugute kommen. Der Beruf wird da­
mit zu einer unverzichtbaren Strukturierungsinstanz von 
Ausbildung und Arbeit. Die "Beruflichkeit industrieller 
Qualifikationen" bezieht sich für Lutz allerdings weniger 1 2

1 ebenda.
2 B. Lutz: Vorläufige Notizen zur gesellschaftlichen und politischen 

Funktion von Beruf. In: Berufsausbildung - Reformpolitik in der 
Sackgasse? Hg. von R. Crusius, W. Lempert, M. Wilke. Reinbek 1974, 
S. 32
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auf die traditionelle durch vorkapitalistisch-vorindu- 
strielle Produktionsprozesse geprägte handwerkliche 
Meisterlehre, sondern auf Qualifikationstypen, die erst
im Laufe der industriell-kapitalistischen Entwicklung 

1entstanden. Das Konzept der beruflichen Organisation von 
Ausbildung und Arbeit verläßt damit den Bereich "mittle­
rer" Qualifikationen und versteht sich als Strukturierungs­
prinzip von Ausbildung überhaupt, unabhängig von Qualifika­
tionsniveau und Einsatzbereich der Arbeitskraft. Plädieren 
Beck und Brater für ein Modell nicht-beruflicher universel­
ler Bereitstellungsform menschlichen Arbeitsvermögens, 
so befürwortet B. Lutz umgekehrt die konsequente Verbe- 
ruflichung von Ausbildung und Arbeit.
In einem merkwürdig anmutenden Populismus setzt Lutz 
allerdings dieses Verberuflichungs-Konzept in Gegensatz 
nicht nur zur tradierten HochschulStruktur und -funktion, 
sondern zur Existenz von Hochschulen überhaupt.
Damit droht sein bildungspolitisches Reform-Konzept je­
doch illusionär zu werden und in eine ähnliche Sackgasse 
zu geraten wie das einseitig auf den tertiären Bereich 
fixierte Absorptions-Konzept der MPI-Autoren.
Auf die Kontinuität wie auf den Wandel der Funktion des 
Hochschulwesens im westdeutschen Bildungssystem kann an 
dieser Stelle nicht eingegangen werden. Daß den Hochschulen 1

1 Dies wird deutlich anhand der Beispiele, die Lutz für seine Thesen 
zur Beruflichkeit industrieller Qualifikationen anführt: 
Maschinenschlosser, (grad.) Ingenieur, Industriekaufmann.
Ebenda, S. 31-34
Anzumerken ist, daß Lutz!'das gegenwärtige System beruflicher Bildung 
keineswegs idealisiert.
Er hebt sowohl die ausbildungs- und sozialisationsbedingten spezifi­
schen Begrenzungen beruflicher Qualifikation auf abstrakt-theoreti­
schem Gebiet hervor wie auch die Mängel des bestehenden berufli­
chen Bildungswesens (vgl. B. Lutz: Berufliche Bildung als gesell­
schaftlicher Fortschritt; a.a.O., S. 311)
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eine ganz erhebliche Bedeutung im Bildungssystem, in der 
Entwicklung von Wissenschaft und Forschung, in der Tra- 
dierung und Pflege nationaler Kultur zukommt, daß sie also 
einen ganz wesentlichen Beitrag zur gesellschaftlichen 
Reproduktion und Evolution leisten, dürfte kaum bestritten 
werden.^

Ein bildungspolitisches Konzept, das den Hochschulen nur 
eine herrschaftssichernde Funktion zubilligt in der Auf­
rechterhaltung der gesellschaftlichen Arbeits- und Quali­
fikationshierarchie (diese Funktion besteht zweifellos) 
und in letzter Konsequenz für deren ersatzlose Auflösung 
plädiert, macht sich unglaubwürdig.

Ein bildungspolitisches Reformkonzept, das Anspruch auf 
politische Umsetzbarkeit und auf umfassende wissenschaft­
liche Fundierung erhebt, hätte das gesamte bestehende Bil­
dung ssystem zu berücksichtigen und müßte neben den pro­
klamierten gesellschaftspolitischen Intentionen auch die 
nichtbeabsichtigten Nebenfolgen der gewünschten Struktur­
veränderungen antizipieren. Ein bildungspolitisches Re­
formkonzept, das diesen hohen Anforderungen gerecht würde, 
ist in der westdeutschen Diskussion noch nicht entwickelt 
worden.
Auf einer sehr pragmatischen Ebene kommt einem solchen 
Reformmodell noch am ehesten das von Riese u.a. skizzierte 
"Integrationskonzept" entgegen. Dieses Konzept soll ab­
schließend diskutiert werden.

1 vgl. J. Habermas: Vom sozialen Wandel akademischer Bildung - In: 
Theorie und Praxis. Frankfurt a.M. 1971 (4. erw. Auf1.) S. 359 ff. 
noch immer lesenswert die Aufsätze von J. Habermas in ders.: Pro­
testbewegung und Hochschulreform, Frankfurts.M. 1969; ebenso W. 
Hofmann: Die Krise der Universität - In: ders.: Universität, 
Ideologie, Gesellschaft. Frankfurt a.M. 1972 (6), S. 9 ff. In kon­
trärer bildungs- und gesellschaftspolitischer Absicht: H. Schelsky: 
Nachtrag 1970 - Das Ende der Humboldtschen Universität: Weder Ein­
samkeit noch Freiheit. In: ders.: Einsamkeit und Freiheit - Düssel­
dorf 1971 (2. erw. Aufl.) S. 241 ff. - Als Versuch einer mehr empi­
risch orientierten Analyse am Beispiel Schwedens vgl. L. Fischer: 
Die Produktion von Kopfarbeitern. Berlin (West) 1974
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6. DAS INTEGRATIONSKONZEPT

Einen ähnlichen Konservativismus wie den MPI-Autoren hält
1Riese auch Lutz/Krings vor. Die Zuordnung von sekundären 

Produktionsprozessen und akademischer Ausbildung tradiert 
die überkommene Rolle des Akademikers und schreibt sie 
fest. Demgegenüber fordert Riese, die Struktur des Bil­
dungswesens nicht weiter unangetastet zu lassen, sondern 
gleichermaßen eine Reform des Ausbildungssystems und eine 
Reform des Beschäftigungssystems in Angriff zu nehmen.
Nur in der Verfolgung dieser doppelten Zielsetzung kann 
ihm zufolge eine angemessene Bildungsstrategie begründet 
werden.
Gegen eine naturwüchsige Expansion des Hochschulbereichs 
setzt Riese, daß eine expansive Bildungspolitik sowohl 
berufs- wie auch qualifikationsorientiert erfolgen muß. 
Während Lutz jedoch sein strategisches Konzept der beruf­
lichen Organisation von Ausbildung und Arbeit am "dualen" 
System festmacht, gelten Rieses bildungsreformerische 
Überlegungen vor allem dem Hochschulbereich.
Ähnlich wie die MPI-Autoren geht auch Riese davon aus, 
daß es keinen objektiv zu ermittelnden Bedarf an HQA gibt 
dieser ergibt sich für ihn vielmehr aus gesellschafts­
politischen Zielsetzungen und der daraus abgeleiteten

2bildungsplanerischen Strategie. Seinen zweiten Ansatz­
punkt bildet die These, daß der Hochschulbereich sich qua 
lifikationstheoretisch von anderen Bildungsstufen prinzi­
piell nicht abgrenzen läßt. Hieraus folgert Riese, daß 
die Hochschulen eine Ausbildung anbieten, die im Prinzip3allen Arbeitskräften zugänglich sein sollte.

1 B. Lutz/Krings: Überlegungen zur sozioökonomischen Rolle akademi­
scher Qualifikation. Hannover 1971

2 P. Heindlmeyer, U. Heine, H.J. Möbes, H. Riese: Berufsausbildung 
und Hochschulbereich. Pullach 1973, S. 6

3 ebenda, S. 18 ff. Die Autoren vermuten, daß sich die Ausbildungs­
prozesse für Tätigkeiten in Bereichen primärer wie in Bereichen 
sekundärer Arbeit angleichen: "... der primäre Charakter der Ar­
beit verhindert nicht, daß sie veralten kann. Die Notwendigkeit, 
sich im Laufe des Erwerbslebens beruflich umorientieren zu müssen 
verlangt Elemente einer abstrakten Schulung in der vorberuflichen 
Phase der Ausbildung ... Die Bedarfsforschung darf genausowenig

Fortsetzung folgende Seite



1 3 4

Die Probleme gegenwärtiger Bildungspolitik sieht Riese vor 
allem in der tradierten Struktur der Hochschulen und in 
der konventionellen Definition der Berufsrollen von Akade­
mikern begründet.
Einerseits erstickt das Hochschulwesen daran, daß es eine 
massive Expansion verkraften muß, ohne seine Grenzen erwei­
tern zu können, andererseits ist die Aufnahmefähigkeit 
des Beschäftigungssystems an herkömmlich ausgebildeten 
Akademikern in der Tat nicht unbegrenzt. In der Auswei­
tung der Ausbildungskapazitäten des Hochschulbereichs 
und in dem Angebot beruflich-akademischer Qualifikatio­
nen, von denen vermutet werden kann, daß sie im Beschäfti­
gungssystem Verwendung finden, sieht Riese die Lösung des 
Dilemmas.
Die Ausbildungskapazität der Hochschulen soll erhöht wer­
den, indem bislang nicht-akademische Ausbildungsgänge in 
den tertiären Bereich integriert werden. Von der Existenz 
dieser Ausbildungsgänge schließt Riese auf einen schon 
vorhandenen gesellschaftlichen Bedarf, so daß bei ihrer 
"Akademisierung" die Aufnahmefähigkeit des Beschäftigungs­
systems nicht überstrapaziert würde.
Für die Auswahl der zur Integration in den Hochschulbereich 
anstehenden beruflichen Bildungsgänge nennen Riese u.a. 
drei Kriterien. ,
Das wichtigste Integrationskriterien scheint für sie der 
in den bestehenden Ausbildungsgängen schon realisierte 
Grad der Autonomisierung von Bildungsprozessen zu sein; 
das Ausmaß der Autonomisierung indiziert für Riese u.a.

Forts. Fn. 3 S. 133:
für primäre wie für sekundäre Arbeit von einer Limitationalität 
zwischen Tätigkeit und Ausbildung ausgehen. Die sozioökonomische 
Entwicklung wird in beiden Fällen zu einer Lockerung der Beziehun­
gen zwischen Qualifikationsanforderungen und Ausbildung führen. 
Lediglich die Ursachen sind unterschiedlich. Während sich bei 
sekundärer Arbeit die Autonomisierung der Bildungsprozesse aus 
der Lockerung des Produktionszwecks von der Arbeit ergibt, verlangt 
primäre Arbeit die Autonomisierung aus Gründen der Sicherung der 
beruflichen Existenz."(ebenda, S. 17)
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die Notwendigkeit wissenschaftlich orientierter Curricula.

Die von Riese u.a. vermutete unterschiedliche Innovations­
effizienz von Berufen ist ein zweites Kriterium, das für 
die Aufnahme von bestimmten beruflichen Bildungsgängen 
in den Hochschulbereich spricht.
Ein weiteres Kriterium ist der unterstellte gesellschaft­
liche Bedarf an bestimmten beruflichen Qualifikationen:
"So spricht heute vieles dafür, den Sozialberufen - vom Fürsorger • 
über die Krankenschwester bis zum Polizisten - den Zugang (zu den 
Hochschulen, M.B.) zu erleichtern, da die heutige Fachausbildung 
kaum der sozialpolitischen Relevanz dieser Berufe Rechnung trägt."2

Die Orientierung der Kapazitätsplanung am Bedarf erfolgt 
für Riese u.a. - anders als beim manpower-requirement- 
Ansatz - mit der sozialpolitischen Absicht, die individu­
ellen Arbeitsmarktchancen zu erhöhen. Im Gegensatz zum 
manpower-Ansatz wird keine Minimalisierung des Bildungs­
aufwands angestrebt, sondern im Gegenteil das gesell­
schaftlich erreichbare Maximum. Aus den genannten Krite­
rien für die Auswahl von "Integrations"-Berufen soll 
infolgedessen auch nur eine zeitlic.he Abfolge für die 
Akademisierung von Ausbildungsgängen abgeleitet, nicht 
aber eine prinzipielle Differenz konstruiert werden zwi­
schen integrationsfähigen und dazu ungeeigneten Berufen:
"Sicherlich kann die Autonomisierung für einzelne Qualifikationen 
schneller oder langsamer erfolgen: Innovationen können größeren oder 
geringeren Umfang annehmen. Entsprechend unterschiedlich müssen die 
einzelnen Bildungsprozesse organisiert werden. Daraus lassen sich 
zeitgemäße Abgrenzungen zwischen einzelnen Bildungsstufen entwickeln, 
Abgrenzungen, die sich auf das Hier und Heute beziehen und vor allem 
durch begrenzte finanzielle Ressourcen notwendig werden. Aber es 
kann sich nur um historische, niemals um funktionelle Abgrenzungs­
kriterien handeln. Qualifikationskriterien, die eine prinzipielle 
Abgrenzung des Hochschulbereichs von anderen Bildungsstufen gestat­
ten, sind nicht ableitbar. Die Hochschule bietet eine Ausbildung, 
die im Prinzip für alle Arbeitskräfte notwendig ist."3

1

1 ebenda, S. 57 ff.
2 ebenda, S. 35
3 ebenda, S. 20; Hervorhebung im Original
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Mit dieser These haben Riese u.a. die Problematik der Zu­
ordnung von beruflicher und Hochschulausbildung auf elegante 
Weise gelöst. Wenn alle zukünftigen Arbeitskräfte eine 
Hochschulausbildung erhalten, diese also berufliche Aus­
bildung und Allgemeinbildung zugleich darstellt, sind in 
der Tat die Probleme des "dualen Systems" dergestalt ge­
löst, daß es aufgehört hat zu existieren. Die bestehende 
Qualifikationshierarchie wäre auf ein Minimum zusammenge­
schrumpft, der Gesellschaft stünde ein relativ homogen 
und hochqualifizierter "Gesamtarbeiter" zur Verfügung.

Diesen Zustand in naher Zukunft zu erwarten, ist allerdings 
beim gegenwärtigen Stand der Bildungsplanung und dem An­
teil gesellschaftlicher Ressourcen, die für Bildung und 
Ausbildung auf absehbare Zeit zur Verfügung gestellt 
werden, nicht unbedingt realistisch. Der Modellwert der 
von Riese befürworteten Integrationsstrategie wird dadurch 
nicht beeinträchtigt. Die Riese'sehe Integrationsstrategie 
und das Verberuflichungskonzept von Lutz enthalten gleicher­
maßen Ansatzpunkte für eine umsetzbare und erfolgverspre­
chende Weiterführung der Bildungsreform. Isoliert genommen 
sind beide Reformkonzepte unpraktikabel.

Um es zu wiederholen:
Weder ist abzusehen, daß in naher Zukunft alle Arbeits­
kräfte eine Hochschulausbildung durchlaufen werden, noch 
ist die Wunschvorstellung von Lutz realistisch, die Hoch­
schulen auszutrocknen.
Nichts spricht jedoch dagegen, dem Erosionsprozeß, dem be­
rufliche Bildung ausgesetzt ist, durch eine systematische 
Verbesserung und Ausweitung des beruflichen Bildungswe­
sens gegenzusteuern. Daß die notwendige Ausweitung der im 
tertiären Bereich angebotenen Bildungsgänge nicht auf 
Kosten des Systems der beruflichen Bildung gehen muß, 
zeigen die von Riese angeführten Beispiele. Sie entstammen 
vornehmlich einem Bereich, der bislang zwischen dem der 
beruflichen Bildung und den Hochschulen angesiedelt ist;



1 3 7

sie stellen im wesentlichen unter staatlicher Regie 
ausgeübte Dienstleistungsberufe dar. In Anbetracht der 
im Vergleich zu Handwerk, Industrie und Handel sehr ge­
ringen Anzahl von beruflichen Ausbildungsverhältnissen, 
die von staatlichen oder halbstaatlichen Instanzen ange­
boten werden, besteht hier auch ein beträchtliches Defizit 
in den Leistungen staatlicher Bildungs- und Arbeitskräfte­
politik .
Die angemessenste Reformperspektive scheint gegenwärtig 
zu sein, sowohl das theoretische Niveau der beruflichen 
Ausbildung anzuheben bei Beibehaltung und Verbreiterung 
ihrer berufspraktischen Ausrichtung wie auch einen Berufs- 
praxis-orientierten Ausbau des tertiären Bereichs zu 
betreiben bei Wiedergewinnung des theoretisch-reflexiven 
Gehalts, den akademische Bildungsgänge vor ihrer Verschu­
lung besaßen.
Beides hätte eine Annäherung der zwei neuralgischen Be­
reiche des westdeutschen Bildungswesens zur Folge.
Allein eine Angleichung von beruflicher, und Hochschul­
bildung könnte auch die von allen hier aufgeführten So­
zialwissenschaftlern geforderte Abmilderung der starren 
hierarchischen Organisation von Ausbildung und Arbeit 
bewirken.
1 Berufspraxisorientierter Ausbau meint hier nicht den im manpower- 

Ansatz unterstellten "bedarfsgerechten" Ausbau; daß ein solcher Be­
darf nicht zu ermitteln ist, wurde im 1. Teil der Arbeit gezeigt. 
Berufspraxis-Orientierung soll vielmehr hinführen zur Vermittlung 
gesellschaftlich nützlicher Qualifikationen. Es ist keineswegs 
einfach festzustellen, was solche "gesellschaftlich nützlichen 
Qualifikationen" denn sind.
Besonders die Artikulation des Bedarfs an solchen "gesellschaftlich 
nützlichen Qualifikationen" stellt sich in der bürgerlichen Gesell­
schaft als prinzipiell problematisch dar: einen - wie auch immer 
verzerrt ermittelbaren - Bedarf an Gütern, Dienstleistungen und 
Qualifikationen in Einzelbereichen steht die in der bürgerlichen 
Gesellschaft allein geltende zahlungskräftige Nachfrage nach Gütern, 
Dienstleistungen und Qualifikationen entgegen, die sichnaturwüchsig 
artikuliert. Dieser Gegensatz zwischen gesellschaftlichem Bedarf 
und zahlungskräftiger Nachfrage ist für die bürgerliche Gesell­
schaft unaufhebbar. Eine Konsequenz hiervon ist, daß im Interesse 
der Vermarktungsfähigkeit der Qualifikationen der ausgebildeten 
Arbeitskräfte im Bildungssystem nicht verzichtet werden kann auf 
eine berufspraktische Orientierung. Besonders deutlich wird die

Fortsetzung folgende Seite
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7. DER DUALISMUS VON MHÖHERER" UND "NIEDERER" BILDUNG

Der skizzierte konvergente Ausbau des Systems der berufli­
chen Bildung und des Hochschulbereichs setzt sich dem 
Einwand Baethges aus, "daß die Integration von Berufsbil­
dung und Allgemeinbildung ... keine Prozedur von der Art 
ist, die bestehende Berufsbildung um Elemente der herkömm­
lichen Allgemeinbildung zu bereichern, die Übergänge
durchlässiger zu machen oder umgekehrt der bisherigen Allge­imeinbildung Akzente größerer Realitätsnähe zu geben."

Die Trennung zwischen der beruflichen Bildung auf der 
einen Seite und den weiterführenden Schulen und Hochschu­
len auf der anderen Seite ist für Baethge strukturell 
begründet; sie reproduziert die die bürgerliche Gesell­
schaft beherrschende Trennung von Hand- und Kopfarbeit:
"Das Auseinanderfallen, genauer wohl die doppelte, komplementäre 
Konstitution von sogenannter Allgemeinbildung und Berufsausbildung 
reproduziert die Arbeitsteilung der bürgerlichen Gesellschaft und ist 
darin historisch-genetisch wie funktional begründet."2

1 M. Baethge: Die Integration von Berufsbildung und Allgemeinbildung 
als Forschungskonzept für die Berufsbildungsforschung, in: Bildungs­
forschung, hrsg. H. Roth u. D. Friedrich (Teil I). Stuttgart 1975,
S. 267

2 C. Baudelot, R. Establet: L'école capitaliste en France. Paris 
1971. S. 42

Fortsetzung Fn. 1 S. 137:
Problematik in der Diskussion der Ausbildung und Einsatzes von 
SozialWissenschaftlern. Vgl. die informativen Aufsätze in "Sozial­
wissenschaften: Studiensituation, Vermittlungsprobleme, Praxisbezug. 
Frankfurt a.M., New York 1976. Darin vor allem K. Remmele, J. Rit­
sert, L. Voegelin: Zur Diskussion um "Praxisbezug" und "Berufsper­
spektive" in den Sozialwissenschaften (S. 9 ff.)
Sozialwissenschaften 2 - Berufsorientiertes Studium? Hg. Ludwig
Voegelin. Frankfurt a.M./New York 1977. vgl. u.a. T. Hahn, W. Hopf, 
W. van Treeck: Konzept für einen Studienschwerpunkt Bildung (ebenda, 
S. 74 ff.)
H. Maindok: Thesen zur Berufsorientierung und Professionalisierung 
in der Ausbildung von SozialWissenschaftlern (ebenda, S. 151 ff.).
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Eine wirkliche Reformfähigkeit des Bildungssyst'ems wäre 
demnach gar nicht gegeben, solange nicht die die bürger­
liche Gesellschaft kennzeichnende Verausgabung von Ar­
beit als Lohnarbeit und der daraus resultierende Gegensatz 
von Hand- und Kopfarbeit - und in Konsequenz die gesamte 
bürgerliche Gesellschaft - aufgehoben sind.

Baethge stützt sich in der Entwicklung seiner These der 
Nicht-Reformierbarkeit des bürgerlichen Bildungswesens auf 
die Untersuchung von Baudelot und Establet zu den Funk­
tionsmechanismen und der Struktur der "kapitalistischen" 
Schule in Frankreich. Wesentliches Resultat der Studie von 
Baudelot und Establet ist die Feststellung, daß das fran­
zösische Bildungssystem (und mit diesem jedes bürgerliche 
Bildungswesen) prinzipiell gespalten ist in einen höheren
und einen niederen Teil, in einen "réseau secondaire-•]supérieur" und einen "réseau primaire-professionel".

Diese Spaltung ist grundlegend und unüberwindbar:
"... les réformes scolaires successives tendent à masquer ces divi­
sions ... Leurs seuls liens apparents (entre les différents réseaux, 
M.B.), ces fictives et fragiles 'passerelles' que les reformateurs 
s'ingénient à poser ostensiblement entre eux pour pallier d'éventuelles 
'erreurs d'orientation', sonst purement imaginaires. Sur une 
passerelle on ne passe qu'un par un. S'il y a passerelle, c'est_qu'il_ 
y_a fossé infranchissable."2

Die Spaltung des bürgerlichen Bildungswesens ist unüber­
windbar, da sich in ihm lediglich die für die bürgerliche 
Gesellschaft konstitutive Klassenspaltung und Arbeitstei­
lung reflektiert:
"En particulier, la division des deux réseaux de scolarisation est 
directement déterminée par la division, du travail 'manuel' et du 
travail 'intellectuel' qui, dans la société tout entière, va s'appro­
fondissant et constitue l'un des ressorts principaux de l'exploitation 
du travail. La scolarisation capitaliste, en dernière analyse, répartit 
matériellement les individus aux postes antagonistes de la division 
sociale du travail, soit du côté des expoités, soit du coté de l'ex­
ploitation ... La division sociale du travail, qui attend les individus 
à la sortie du processus de scolarisation, en a déjà déterminé le

1 C. Baudelot, R. Establet: L'école capitaliste en France. Paris 1971,
S. 42

2 ebenda, S. 19 (Hervorhebung M.B.)
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mécanisme dès le départ."
Auf der globalen Ebene dieser Thesen läßt sich dem wenig 
zufügen oder entgegenhalten. Eine Integration von allgemei­
ner und beruflicher Bildung im Sinne der sozialistischen 
polytechnischen Ausbildung ist im Rahmen der bürgerlichen 
Gesellschaft in der Tat nicht möglich, da die Trennung 
von Hand- und Kopfarbeit als Resultat der Klassenspaltung 
für diese Gesellschaftsformation konstitutiv ist. Diese 
Trennung von Hand- und Kopfarbeit wird sich auch immer
in der einen oder anderen Form auf die Struktur und Funk-

2tionsweise des Bildungswesens auswirken. Baethges Aus­
führungen liegt jedoch eine folgenschwere Verwechslung zu­
grunde. Ihm ist entgegenzuhalten, daß die spezifischen 
Formen, die das Bildungswesen im Laufe der historischen 
Entwicklung in Deutschland angenommen hat, nicht notwen­
dige Formen sind, die das Bildungswesen genetisch zwangs­
läufig annehmen mußte. Wie der Vergleich mit anderen 
Ländern (z.B. den USA und Schweden) zeigt, sind Organi­
sationsformen des Bildungswesens denkbar, die nicht die 
dualistische Struktur des westdeutschen Bildungswesens 
aufweisen (gleichwohl aber mit unübersehbaren Spuren 
der Trennung von Hand- und Kopfarbeit behaftet sind).
Eine Anhebung des fachlichen Niveaus der beruflichen 
Bildung und eine Verstärkung der berufspraktischen Bezüge 
der Hochschulbildung bei Beibehaltung (bzw. Wiederherstel­
lung) ihrer theoretisch-reflexiven Orientierung ist 
ebenso wie die Forderung des "qualifikatorischen overkill" 
von Offe aus den Anforderungen des kapitalistischen Pro­
duktionsprozesses nicht abzuleiten. Die damit erreichte 
Höherqualifizierung und Verflüssigung des Arbeitsvermö­
gens stünde jedoch auch nicht in Widerspruch zu den 
funktionalen Erfordernissen des kapitalistischen Produk­
tions- und Reproduktionsprozesses.

1 ebenda, S. 120 ff.
2 Am Beispiel, der DDR Ließe sich zeigen, wie hartnäckig sich diese 

Trennung auch in einem Land des "reaLen Sozialismus" hält, das nun 
schon auf eine dreissigjähriqe Geschichte zurückblicken kann.
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Eine Entwicklung des westdeutschen Bildungssystems in die 
skizzierte Richtung ist keineswegs zwingend;^ sie ist 
lediglich möglich als Ergebnis politischer Bemühungen 
und veränderbarer politischer Kräfteverhältnisse.

Eine derartige Umstrukturierung des Bildungssystems 
würde die Bezeichnung Reform verdienen und hätte den 
nicht zu unterschätzenden Vorzug, unter den gegenwärtigen 
gesellschaftlichen Verhältnissen überhaupt praktikabel zu 
sein. Es bleibt das Verdienst solcher Autoren wie B. Lutz 
und H. Riese, Ansatzpunkte hierfür aufge zeigt zu haben.

1 Wahrscheinlicher scheint augenblicklich zu sein, daß sich die von 
Lutz befürchteten Polarisierungstendenzen verschärfen.
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